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N i e d e r s c h r i f t 
 
 
Vorbemerkungen 
 

Beginn: 17:00 Uhr 

Ende: 18.45 Uhr 

Ort: Meys-Fabrik, Beethovenstraße 21, 53773 Hennef 

Einladungsdatum: 14.11.2012 

Nachtragsdatum: 22.11.2012 
 

 

Vorsitzender: Klaus Pipke 

Schriftführerin: Monika Frey 

Anwesenheitsliste: 
 
Ratsmitglieder 
Auerbach, Peter CDU    
Berger, Claudia CDU    
Bielak, Roman Die Unabhängigen    
Chillingworth, Harald Die Unabhängigen    
Deisenroth-Specht, Edelgard SPD    
Dohlen, Gerhard CDU    
Ecke, Matthias GRÜNE    
Fichtner, Bettina SPD    
Gerards, Martin CDU    
Gerheim, Sigrid Die Unabhängigen    
Gockel, Kay-Henning GRÜNE    
Golombek, Björn SPD    
Große Winkelsett, Christa CDU    
Hauf, Reinhard Dr. CDU    
Herchenbach, Jochen SPD    
Hildebrandt, Alexander FDP    
Höhner, Hans Peter CDU    
Kania, Günter CDU    
Keuenhof, Elisabeth CDU    
Ludwig, Hans Die Unabhängigen    
Martius, Hans-Peter CDU    
Marx, Michael FDP    
Meinerzhagen, Norbert Die Unabhängigen    
Mikolajczak, Dirk CDU    
Offergeld, Ralf CDU    
Osterhaus-Ehm, Regina CDU    
Pasch, Rainer CDU    
Precker, Axel SPD    
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Raderschadt, Willi FDP    
Rindfleisch, Joachim Die Unabhängigen    
Roos-Schumacher, Hedwig Dr. CDU    
Sauer, Heinz Willi CDU    
Schmitz, Bernhard CDU    
Schmitz, Rudolf FDP    
Spanier, Norbert SPD    
Wallau, Thomas CDU    
Walterscheid, Theo CDU    
Weisel, Gerd Fraktionslos    
 
 
 
Von der Verwaltung waren anwesend: 
 
 
Herr Barth  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Beielschmidt Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Frau Beyert  Finanzmanagement 
Frau Bigge  Amt für soziale Angelegenheiten 
Herr Brockhaus Personalrat 
Frau Dameris  Amt für Zentrale Steuerung und Service  
Herr Gevenich Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Hanraths  Erster Beigeordneter 
Herr Höhner  Finanzmanagement 
Herr Hoffmann Amt für Kinder, Jugend und Familie  
Frau Joerdell  Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt  
Frau Kinzel  Stabsstelle Dezernatsbüro 
Herr Müller-Grote Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt 
Herr Nentwig  Amt für Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum 
Herr Narres  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Oppermann Umweltamt 
Frau Pahnke  Amt für Bauordnung und Untere Denkmalbehörde 
Herr Ratzke  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Röddel  Zentrale Gebäudewirtschaft 
Herr Schäfer  Rechnungsprüfungsamt 
Herr Stenzel  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Thome  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Herr Walter  Amt für Zentrale Steuerung und Service 
Frau Weber  Kämmerin, Finanzmanagement 
Herr Wegener  Stadtbetriebe Hennef – AöR 
Frau Wittmer  Amt für Stadtplanung und Entwicklung 
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TOP Beratungsgegenstand Beschluss 

Nr. 
 
 Öffentliche Sitzung  

  Geschäftsordnungsbeschluss  
  
 Bürgermeister Pipke eröffnete die Sitzung und stellte die form- und fristgerechte 

Einladung fest.  
 
Änderungen zur Tagesordnung oder Tischvorlagen gab es nicht. 
 

  
1 Einwohnerfragestunde  

  
 Die Fragen der Einwohner wurden vom Bürgermeister beantwortet. 

 
  

2 Ausschussumbesetzungen  
  
  

2.1 Umbesetzung von Ausschüssen;  
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 15.11.2012 242 

  
 Der Rat der Stadt Hennef beschloss einstimmig, die Umbesetzung des Ausschus-

ses „Östlicher Stadtrand“ des Rates der Stadt Hennef, entsprechend des Antrages 
der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 15.11.2012. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

2.2 
Umbesetzung von Ausschüssen;  
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 07.03.2012, 
eingegangen am 19.11.2012 

243 

  
 Der Rat der Stadt Hennef beschloss einstimmig, die Umbesetzung des Ausschus-

ses Schule, Sport und Städtepartnerschaften des Rates der Stadt Hennef, ent-
sprechend des Antrages der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3 Beschlussvorlagen  
  
  

3.1 
Widerspruch gegen die Niederschrift der Ratssitzung vom 
01.10.2012;  
Schreiben der SPD - Fraktion vom 15.10.2012 

244 

  
 Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig, dass dem Widerspruch 

gegen die Niederschrift vom 01.10.2012 stattgegeben wird. 
 
Der Text in der Niederschrift zu Tagesordnungspunkt 3.6, Resolution zur Aufnah-
me der Ortsumgehung Uckerath in den Bundesverkehrswegeplan 2015, wird wie 
folgt geändert: 
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Ausdrücklich begrüßt wurde die Resolution zur Ortsumgehung Uckerath von den 
Herren Wallau und Höhner (beide CDU – Fraktion), Herchenbach und Spanier 
(beide SPD – Fraktion), Marx (FDP – Fraktion) und Meinerzhagen (Fraktion „Die 
Unabhängigen). Alle betonten nochmals die Dringlichkeit der zu erwartenden Ent-
lastung für die Uckerather Bürgerinnen und Bürger. 
 
Herr Fiedrich (Bündnis 90 / Die Grünen) kündigte seine Ablehnung an, da er aus 
ökologischen Gründen gegen die Ortsumgehung Uckerath mit der gegenwärtig 
geplanten Trassenführung sei. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.2 Bürgerinnen- und Bürgerhaushalt 2013;  
Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger 245 

  
 Auf Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses beschloss der 

Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig: 
 
Die Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger sowie die Stellungnahmen der Ver-
waltung werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.3 Bürgerinnen- und Bürgerhaushalt;  
Nachbesserungsantrag der SPD-Fraktion vom 27.10.2012 246 

  
 Auf Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses beschloss der 

Rates der Stadt Hennef (Sieg) gegen die Stimmen der SPD - Fraktion mehrheit-
lich: 
 
Der Antrag der SPD-Fraktion wird abgelehnt. 
 

 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
  

3.4 Verabschiedung der Haushaltssatzung 2013 247 
  
 Die Vorsitzenden der im Rat der Stadt Hennef (Sieg) vertretenden Fraktionen hiel-

ten vor Beginn der abschließenden Haushaltsberatungen ihre Etatreden. Alle 
Fraktionsvorsitzenden bedankten sich ausdrücklich bei allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Stadtverwaltung Hennef und der Stadtbetriebe Hennef AöR, den 
Vereinen und den Institutionen für Ihre geleistete Arbeit. 
Die einzelnen Reden sind dem Original der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss mehrheitlich gegen die Stimmen der 
Fraktion „Die Unabhängigen“, bei Enthaltung des Ratsherrn Weisel (fraktionslos) 
und mit den Stimmen der übrigen Ratsmitglieder: 
 
Die Haushaltssatzung, der Ergebnisplan, der Finanzplan, der Stellenplan, die 
Teilpläne und die Anlagen zum Haushaltsplan werden in Form des Entwurfes 
2013 und unter Berücksichtigung der im Haupt-, Finanz- und Beschwerdeaus-
schuss am 19.11.2012 sowie im Jugendhilfeausschuss am 20.11.2012 beschlos-
senen Änderungen verabschiedet. 
 

 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
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3.5 Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteu-
ern der Stadt Hennef (Hebesatzsatzung) 248 

  
 Auf Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses beschloss der 

Rat der Stadt Hennef (Sieg) mehrheitlich, gegen die Stimmen der Fraktion „Die 
Unabhängigen“, bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen sowie des 
Ratsherrn Weisel (fraktionslos) und mit den Stimmen der übrigen Ratsmitglieder, 
den Erlass der Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern 
der Stadt Hennef (Sieg) (Hebesatzsatzung) in der vorgelegten Form. 
 

 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
  

3.6 

Satzung über die Reinigung von Straßen und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebüh-
rensatzung) der Stadt Hennef (Sieg) vom 03.05.2004 
 
7. Änderungssatzung (Aktualisierung des Straßenverzeichnis-
ses) 

249 

  
 Auf Empfehlung des Bauausschusses beschloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) 

einstimmig, die Änderungen und Ergänzungen des Straßenverzeichnisses zur 
Straßenreinigungs- und Gebührensatzung in der als Anlage beigefügten Form. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.7 Änderung der Satzung über die kommunale Einrichtung 
"Stadtbetriebe Hennef AöR" 250 

  
 Auf Empfehlung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses beschloss der 

Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig, die 4. Änderungssatzung zur Satzung 
über die kommunale Einrichtung „Stadtbetriebe Hennef AöR“ in der beigefügten 
Fassung. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.8 Änderung der Nutzungsordnung für die Vermietung von städti-
schen Räumlichkeiten 251 

  
 Auf Empfehlung des Ausschusses für Kultur, Generationen und Soziales be-

schloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig, bei Enthaltung der Fraktion 
Bündnis 90 / Die Grünen, die Änderungen zur Nutzungsordnung der Stadt Hennef 
(Sieg) für die außerschulische Nutzung städtischer Räume und Ihrer Einrichtun-
gen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.9 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen 252 

  
 Auf Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Energie be-

schloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig, bei vier Enthaltungen aus der 
CDU – Fraktion, die beiliegende ordnungsbehördliche Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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3.10 

Bebauungsplan Nr. 01.3 - Hennef (Sieg) - Ladestraße / Bahn-
hofsumfeld; 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellung-
nahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungen gem. §§ 3 
Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB, der Regionalen Abstimmung zur 
Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsvorhaben und der öf-
fentlichen Auslegung gem. §§ 13a i.V.m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 
BauGB 
2. Satzungsbeschluss 

253 

  
 Auf Empfehlung der zuständigen Fachausschüsse beschloss der Rat der 

Stadt Hennef (Sieg) einstimmig: 
 

1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB, der 
Regionalen Abstimmung zur Ansiedlung großflächiger Einzelhan-
delsvorhaben (Regionaler Arbeitskreis (:rak ) Planung, Entwicklung 
und Verkehr der Region Bonn / Rhein-Sieg / Ahrweiler) und der öf-
fentlichen Auslegung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB wird wie folgt zugestimmt: 
 

1.1  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

 
zu T1, rhenag 
mit Schreiben vom 29.12.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird mitgeteilt, dass gegen die Änderung des Bebauungsplanes keine Beden-
ken seitens der rhenag bestehen. Es wird darauf hingewiesen, dass vorhandene 
Gas- und Wasserleitungen in ihrem Bestand zu sichern sind (ein Gas- und Was-
serbestandsplan ist dem Schreiben der rhenag beigefügt).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Zuge der geplanten Baumaßnahme die 
Auswechslung und Erweiterung von Gas- und Wasserleitungen vorgesehen ist. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis bezüglich Auswechslung und Erweiterung von Gas- und Wasserlei-
tungen betrifft die Ausführungsplanung und wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
zu T2, Kreispolizeibehörde 
mit Schreiben vom 03.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Seitens der Kreispolizeibehörde wird  mitgeteilt, dass gegen die vorliegende Pla-
nung grundsätzlich keine Bedenken bestehen. Kriminalpräventiv werden ver-
schiedene Empfehlungen gegeben, die dazu beitragen, dass Parkhäuser nicht als 
„Angsträume“ erlebt werden. Folgende Empfehlungen werden dazu gegeben: 

1. die frühzeitige Beschilderung von Frauenparkplätzen (bereits in der Zu-
fahrt) 

2. gut erkennbare Notrufanlagen mit beleuchteten Auslösetasten, evtl. 
Hinweis auf eine Videoüberwachung (Ausgleich mangelnder sozialer 
Kontrolle in den Abendstunden) 

3. ein Farbkonzept zur Wiedererkennung der Parkebenen als Orientie-
rungshilfe, Verstärkung einer positiven Atmosphäre 
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4. klare Be- und Ausschilderung auf gut lesbaren Hintergrundtafeln, aus-
reichende Beleuchtung evtl. unterstützt durch Tageslichteinfall. Ver-
meidung von „dunklen Ecken“ als Rückzugsraum für unerwünschte 
Personengruppen 

5. Ausgänge, Fluchtwege und Treppenhäuser eindeutig kennzeichnen. 
Zugangskontrolle über Parkschein 

6. Gehwegmarkierung zum Fußgängerschutz (Fußgängerfurt) 
7. Einsatz von graffitiresistenten und abwaschbaren Farben 
8. Einsatz von vandalismusresistenten Materialien, insbesondere bei Be-

leuchtungsanlagen 
 
Daneben wird angemerkt, dass der Weg zwischen Parkhaus und Innenstadt den 
Besuchern einen ersten Eindruck der Stadt vermittelt, daher sollten Sichtflächen 
ohne sichtbehindernde Anlagen oder Bepflanzungen entstehen und somit helfen, 
Angsträume und Tatgelegenheiten zu vermeiden. Angemessene und gegen Van-
dalismus geschützte Beleuchtung mit ausreichendem Abstand zwischen Baumbe-
pflanzung und Beleuchtungskörper erhöhen das Sicherheitsgefühl. 
 
Abwägung: 
Die Hinweise betreffen die Ausführungsplanung des Parkhauses und werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
zu T3 : Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen 
mit Schreiben vom 04.01.2012 
 
Stellungnahme 
Seitens des Landesbetriebs Straßenbau NRW wird angemerkt, dass das Plange-
biet im Norden an die Landesstraße L333 grenzt, die in diesem Abschnitt laut der 
Bundesverkehrszählung 2005 mit ca. 10.500 Kfz/24 h belastet ist. 
 
Gegen die Ausweisungen aus der vorgelegten Begründung zum Bebauungsplan 
Nr. 01.3 Ladestraße/Bahnhofsumfeld sprechen aber keine grundsätzlichen Be-
denken unter Berücksichtigung der folgenden Anmerkungen und Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Ansiedlung neuer Einzelhandelsnut-
zungen ein zusätzliches Verkehrsaufkommen auch auf den klassifizierten Straßen 
hervorgerufen wird.  
 
Abwägung 
Die verkehrlichen Auswirkungen der Ansiedlung von Nutzungen, insbesondere 
des Einzelhandels, wurden in der Verkehrsuntersuchung zum Bauvorhaben Lade-
straße in Hennef (Sieg) des Büros Brilon, Bondzio und Weiser (Stand Februar 
2012) ausführlich dargestellt (s. u.). Die konkrete Ausgestaltung der betroffenen 
Knotenpunkte bzw. der Verlängerung der Aufstellspur vor dem Bahnübergang ist 
nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, sondern der Ausführungsplanung. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Eine Kostenbeteiligung an den Umbaumaßnahmen an den Knotenpunkten sowie 
an der Verlängerung der Aufstellspur des Bahnübergangs wird abgelehnt. 
 
Abwägung 
Die Frage einer möglichen Kostenbeteiligung ist nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Das Vorhaben habe Auswirkung auf die klassifizierten Straßen bis hin zur Auto-
bahnanschlussstelle der BAB 560, AS Hennef-Ost. In dessen unmittelbaren Um-
gebung plant die Straßenbauverwaltung eine Bahnunterführung der Landesstraße 
L125. Die Stadt plant diverse Umbaumaßnahmen an der Frankfurter Straße / 
Bahnübergang. Diese Planungen müssen auch im Zusammenhang mit der ge-
planten Umnutzung des Baubetriebshofes mit der Straßenbauverwaltung abge-
stimmt werden. Die Straßenbauverwaltung fordert in diesem Zusammenhang ein 
Verkehrliches Gutachten (Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen 
Vorhaben in einem berücksichtigt. Die Ergebnisse sind der SBV frühzeitig zur Prü-
fung vorzulegen. 
 
Für den Bebauungsplan 01.3 „Ladestraße / Bahnhofsumfeld“ wird für die Belange 
der klassifizierten Straße eine Entwurfsplanung gefordert (siehe beiliegendes 
Merkblatt). Dazugehörig wird die Stadt Hennef der SBV einen Entwurf einer Ver-
waltungsvereinbarung, ein Sicherheitsaudit und einen Markierungs- und Beschil-
derungsplan vorlegen. 
 
Alle notwendigen Unterlagen sind über die Stadt an LS NRW einzureichen. Der 
Stadt Hennef obliegt die Koordination der Zusammenstellung der Unterlagen. 
 
Abwägung 
Die verkehrlichen Auswirkungen der Ansiedlung von Nutzungen, insbesondere 
des Einzelhandels, wurden in der Verkehrsuntersuchung zum Bauvorhaben Lade-
straße in Hennef (Sieg) des Büros Brilon, Bondzio und Weiser (Stand Februar 
2012) ausführlich dargestellt. 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung und im Zusammenhang mit dem Bebau-
ungsplanentwurf wurden die verkehrlichen Auswirkungen der Entwicklungen in der 
Ladestraße selbst und auf den nördlich an die Ladestraße angrenzenden 
Grundstücken sowie die Leistungsfähigkeit und Kapazität der benachbarten Kno-
tenpunkte untersucht. Darüber hinaus wurde die Situation im ruhenden Verkehr 
analysiert. 
 
Zunächst wurde im Rahmen einer Verkehrszählung ermittelt, welche Verkehrsbe-
lastungen im Umfeld des Bauvorhabens bereits vorliegen. Diese wurden auf der 
Frankfurter Straße zur Berücksichtigung möglicher Entwicklungen des Ver-
kehrsaufkommens, z. B. durch andere verkehrserzeugende Bauvorhaben im wei-
teren Umfeld des Untersuchungsgebiets pauschal um 5 % angehoben. Die vorge-
nommene Erhöhung um 5 % geht über das zusätzliche Verkehrsaufkommen hin-
aus, das für einen an der Bröltalstraße anstelle des städtischen Baubetriebshofes 
geplanten Lebensmitteldiscounters prognostiziert wurde. Nach der dafür vorlie-
genden Verkehrsuntersuchung (vgl. IGEPA Verkehrstechnik GmbH, vom Februar 
2011, ergänzt Februar 2012) kann durch den Lebensmitteldiscounter auf der 
Straße „An der Brölbahn“ ein zusätzliches Verkehrsaufkommen in Höhe von 46 
Kfz in der Nachmittagsspitze erwartet werden. Selbst unter der Annahme, dass 
dieser Verkehr zu 100 % an dem Knotenpunkt Frankfurter Straße / Bachstraße 
ankommt, liegen die Verkehrsbelastungen mit dem Lebensmitteldiscounter unter-
halb des in der Verkehrsuntersuchung zur Ladestraße angesetzten Verkehrszu-
wachses.  
 
Somit wird der Forderung des LBS entsprochen, dass die geplante Umnutzung 
des Standortes Baubetriebshof zum Standort eines Lebensmitteldiscounters in 
den Planungen zur Ladestraße mit berücksichtigt wird. Im Gegenzug ist in der 
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Prognose 2025 (ohne Aldi) der Verkehrsuntersuchung zum Neubau eines Aldi-
Marktes Obere Siegstraße der IGEPA Verkehrstechnik GmbH vom Februar 2011, 
ergänzt Februar 2012 eine allgemeine Verkehrszunahme von ca. 7% für Pkw und 
ca. 27% für Lkw enthalten, in der auch Einzelhandelsvorhaben (wie z.B. Ladestr.) 
im Umfeld berücksichtigt sind. Diese o. a. Verkehrszunahmen wurden bereits in 
der seinerzeitigen „Verkehrsuntersuchung L125 Bröltalstr.; BÜ Beseitigung Hennef 
Ost“ (Sept. 2010; AG: Landesbetrieb Strassen NRW Rhein-Berg) abgestimmt. 
 
Der Forderung der Straßenbauverwaltung nach einem Verkehrlichen Gutachten 
(Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen Vorhaben in einem berück-
sichtigt, wird nicht entsprochen, da beide Planungen Gegenstand jeweils eigener 
Bauleitplanverfahren mit zugehörigen Planungen und (u. a.) Verkehrsgutachten 
sind und in beiden Bauleitplanverfahren jeweils die verkehrliche Funktionsfähigkeit 
der vorhandenen Nutzungen zusammen mit den neu geplanten Nutzungen und 
den Maßnahmen im Umfeld der Plangebiete wie oben beschrieben nachgewiesen 
wird (siehe hierzu ausführlich: Verkehrsuntersuchung zur geplanten städtebauli-
chen Entwicklung in der Ladestraße und Verkehrsuntersuchung zum Neubau ei-
nes Aldi-Marktes an der Oberen Siegstraße, Zusammenfassende Stellungnahme 
des Büros BBW, Bochum, 05.03.2012). 
 
Anschließend an die pauschale Erhöhung des Verkehrsaufkommens wurde das 
zu erwartende zusätzliche Verkehrsaufkommen (Neuverkehr) für das Bauvorha-
ben an der südlichen Seite der Ladestraße und für die geplante Nutzungsverdich-
tung nördlich des Bauvorhabens berechnet und mit der zu erwartenden allgemei-
nen Verkehrsnachfrage überlagert. 
 
Im nächsten Schritt wurden verkehrstechnische Berechnungen für die drei an das 
Bauvorhaben angrenzenden Knotenpunkte durchgeführt, die durch das Ver-
kehrsaufkommen der geplanten Nutzung zusätzlich belastet werden. 
 
Es zeigte sich zunächst, dass die untersuchten Knotenpunkte in der Lage sind, die 
derzeitigen und die zukünftigen Verkehrsbelastungen ohne die geplanten Bauvor-
haben mit einer sehr guten bis ausreichenden Verkehrsqualität abzuwickeln. 
 
Auch im Prognosefall 1 mit einer Realisierung des Bauvorhabens auf der südli-
chen Seite der Ladestraße kann das Verkehrsaufkommen noch ohne einen Aus-
bau der Knotenpunkte leistungsfähig abgewickelt werden. Am Knotenpunkt Frank-
furter Straße / Bachstraße werden unter diesen Randbedingungen jedoch voraus-
sichtlich bereits mittlere Wartezeiten auftreten, die an der Grenze zu einer nur 
noch mangelhaften Verkehrsqualität liegen. 
 
Im Prognosefall 2 mit einer Realisierung des Bauvorhabens Ladestraße und einer 
Nutzungsverdichtung auf der Nordseite der Ladestraße ist dagegen an den beiden 
Knotenpunkten mit der Frankfurter Straße die Anlage eines Aufstellbereiches für 
die in der Fahrbahnmitte der Frankfurter Straße wartenden Linksabbieger erfor-
derlich. Mit einer solchen Maßnahme können an beiden Knotenpunkten ein leis-
tungsfähiger Verkehrsablauf und eine befriedigende Verkehrsqualität gewährleis-
tet werden. Von einer zweispurigen Ausführung der Einmündungsbereiche der 
untergeordneten Zufahrten dieser beiden Knotenpunkte kann dagegen keine wei-
tere Verbesserung der Verkehrsqualität erwartet werden. Von einer solchen Auf-
weitung sollte daher vorerst Abstand genommen werden. Die mögliche Nutzungs-
verdichtung auf der Nordseite der Ladestraße ist Gegenstand des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanverfahrens Nr. 01.63 Alte Ladestraße – Nord. Da die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.3 jedoch die verkehrliche Vorausset-
zung für die Erschließung der noch unbebauten Grundstücksanteile auf der Nord-
seite der Ladestraße schafft, wurde die verkehrlichen Auswirkungen bereits in 
dem vorliegenden Verkehrsgutachten mit untersucht (Prognosefall 2).  
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Die Prognosefälle 3 und 4 beinhalten jeweils eine Nutzungsvariante des Bauvor-
habens Ladestraße mit einer jeweils etwas höheren Verkehrsbelastung gegenüber 
dem Prognosefall 2. Hier zeigte sich, dass mit den für den Prognosefall 2 entwi-
ckelten Ausbauvorschlägen eine leistungsfähiger Verkehrsablauf und eine gute 
bis ausreichende Verkehrsqualität gewährleistet werden kann. 
 
Durch geeignete Beschilderung ist sicherzustellen, dass für Schwerverkehr die 
Ladestraße nur Richtung Osten befahrbar sein soll. Entsprechende Regelungen 
sind Gegenstand von dem Bebauungsplan nachgelagerten Verfahren. 
 
Der geplante Bau eines Parkhauses an der Ladestraße ist vor dem Hintergrund 
der hohen Stellplatzauslastung im näheren Umfeld des geplanten Bauvorhabens 
sinnvoll. Die Stellplätze des Parkhauses sollen nicht nur den Kunden des Ein-
kaufszentrums, sondern auch anderen Nutzern zur Verfügung stehen. Für die 
Berechnung des zusätzlichen Verkehrsaufkommens an den zu untersuchenden 
Knotenpunkten wurde daher davon ausgegangen, dass diese im Wesentlichen 
durch das geplante Einkaufszentrum und die zu erwartende Verdichtung der vor-
handenen Nutzungen auf der Nordseite der Ladestraße bestimmt wird. Durch die 
Wahl großzügiger Ansätze (insbesondere dadurch, dass der gesamte Kunden– 
und Beschäftigtenverkehr systematisch als Neuverkehr angesetzt wurde), besteht 
an den Knotenpunkten noch eine nennenswerte Kapazitätreserve für Fahrten, die 
zukünftig möglicherweise aufgrund von Verlagerungen zwischen den heute bereits 
vorhandenen Stellplatzangeboten und dem geplanten Parkhaus an den zu unter-
suchenden Knotenpunkten auftreten können. 
 
Durch die vorgeschlagene Anbindung des Bauvorhabens sind keine Probleme 
hinsichtlich der Verkehrssicherheit für den Fußgänger- und Radverkehr zu erwar-
ten. Unter der Voraussetzung, dass die in der Verkehrsuntersuchung empfohlenen 
Maßnahmen umgesetzt werden, wird das Bauvorhaben die allgemeine Verkehrs-
situation nicht spürbar beeinträchtigen. Die Verkehrserschließung des Bauvorha-
bens kann durch die empfohlenen Maßnahmen gewährleistet werden. 
 
Die weiter geforderten Unterlagen (Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung, Si-
cherheitsaudit, Markierungs- und Beschilderungsplan) wurden bzw. werden von 
der Stadt Hennef erstellt und dem LBS vorgelegt. Die Inhalte sind jedoch nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung, sondern nachfolgender Planungen (v. a. Stra-
ßenentwurfs- und Ausführungsplanung). 
 
Stellungnahme 
Die Kosten für bebauungsplan-/vorlagenbedingte Änderungen an den klassifizier-
ten Straßen gehen zu Lasten des Vorhabenträgers (z. B. Kosten für Planung, Bau, 
Grunderwerb, Ablösung für Einleitung des Straßenwassers, Markierung und Be-
schilderung, Bau von Schrittwegen). 
 
Abwägung 
Die Frage einer möglichen Kostenbeteiligung ist nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Das Plangebiet unterliegt einer Lärmbelastung durch den Verkehr auf der angren-
zenden Landesstraße. Notwendige Schutzmaßnahmen haben die Stadt in Eigen-
verantwortung durchzuführen bzw. im Plan festzusetzen. Z. B. bepflanzte Gelän-
destreifen entlang der Straßen reichen nicht aus. 
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Die Berücksichtigung der Verkehrsemissionen obliegt dem Vorhabenträger. Dies 
gilt auch bei durch Planungen Dritter bedingten „wesentlichen Änderungen an 
Straßen“ (z. B. neue Kreuzung, neue Linksabbiegespur, neue Lichtsignalanlage). 
An den Träger der Straßenbaulast können diesbezüglich deshalb keine Forderun-
gen gestellt werden. 
 
Abwägung 
Auf der Basis der 16. BImSchV und der TA Lärm wurde die Verkehrsgeräuschsi-
tuation durch den Quell- und Zielverkehr des Plangebietes auf öffentlichen Ver-
kehrswegen untersucht. Danach stellt die Verlängerung der Aufstellfläche zwi-
schen Bachstraße und Bahnübergang in der Frankfurter Straße einen erheblichen 
baulichen Eingriff, bzw. eine wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV 
dar. Im Rahmen der Realisierung der Maßnahme können nach der 16. BImSchV 
die Anspruchsvoraussetzungen für Lärmschutz im Bereich der angrenzenden Be-
standsbebauung exakt festgestellt werden.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Der Eingriff/Ausgleich ist zu ermitteln und mit der ULB abzustimmen. Die Abstim-
mungsunterlagen sind der Straßenbauverwaltung vorzulegen. Die Maßnahmen 
sind zu Lasten des Vorhabenträgers durchzuführen. Der dauerhafte und kosten-
neutrale Bestand der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist sicherzustellen. 
 
Abwägung 
Wie in der Begründung und in dem Umweltbericht ausgeführt, ist der Eingriff im 
Bereich der Ladestraße aufgrund der hohen Vorbelastung sehr gering. Die Böden 
im Untersuchungsraum sind bereits zu 92 % versiegelt. Insgesamt sind durch die 
Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich keine erheblichen beeinträchti-
genden Umwelteinwirkungen zu erwarten. 
 
Eine Abstimmung über Art und Maß von Kompensationen im Zusammenhang mit 
dem Artenschutz ist mit der Unteren Landschaftsbehörde bereits erfolgt. Die vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen werden im Umweltbericht beschrieben. 
 
Durch die Umbaumaßnahmen an der Frankfurter Straße (Verlängerung der Auf-
stellspur) werden drei Bäume an ihren bisherigen Standorten nicht verbleiben 
können. Für die durch die Baumaßnahme verursachten entfallenden Baumstand-
orte soll in einem gesonderten Verfahren ein geeigneter Ersatz auf dem Stadtge-
biet erfolgen (s. Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 01.3 Ladestra-
ße/Bahnhofsumfeld, 1. Änderung). 
 
Stellungnahme 
Neue Zufahrten und Zugänge schaffen neue Konfliktpunkte und werden nicht zu-
gelassen. Die Bauflächen sind daher rückwärtig zu erschließen. Vorhandene Ein-
fahrten, Einfahrtsbereiche und Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten sind entspre-
chend Pkt. 6.4 der Planzeichenverordnung PlanzV zeichnerisch darzustellen. 
 
Abwägung 
Der Bebauungsplan sieht keine neuen Zufahrten und Zugänge entlang der L 333 
vor. 
 
 
Stellungnahme 
Es ist zu prüfen, ob durch den Vorhabenträger das Anlegen von Querungshilfen 
auf der Landesstraße notwendig wird. Die Kosten hierfür gehen zu Lasten des 
Vorhabenträgers. 



Sitzung des Rates am 26.11.2012 

15 

 
Abwägung 
Die Prüfung der Anlegung von Querungshilfen einschließlich einer möglichen Kos-
tenübernahme des Vorhabenträgers ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geregelt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Im Bereich der Zufahrten und Einmündungen sind die erforderlichen Sichtfelder 
einzutragen. Außerdem ist textlich darauf hinzuweisen, dass diese auf Dauer von 
baulichen Anlagen (z. B. Einfriedungen, Mülltonnenstellplätzen o. ä.) und Auf-
wuchs über 0,70 m Höhe freizuhalten sind. 
 
Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Stellungnahme 
Zu den Entwurfsunterlagen nach der RE ist durch den Investor ein Markierungs- 
und Beschilderungsplan zu erstellen. Dieser ist mit der Straßenbauverwaltung in 
der Ausarbeitung abzustimmen. 
 
Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Stellungnahme 
Änderungen an den Straßenentwässerungsanlagen sind nach der Baudurchfüh-
rung gem. ARV Bau Nr. 39 vom 07.12.2004 – „Dokumentation der Entwässerung 
bei Baumaßnahmen“ zu Lasten des Vorhabenträgers zu dokumentieren. Das Er-
gebnis ist der Straßenbauverwaltung in der geforderten Form zuzuleiten. 
 
Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren. Die Dokumentation wird nach Abschluss der Straßenbaumaßnahmen 
durchgeführt. 
 
Stellungnahme 
Dem Straßengelände darf (z. B. bei Einfahrten) kein zusätzliches Wasser zuge-
führt werden. Das Wasser ist deshalb außerhalb des Straßengeländes zu fassen 
und auch abzuleiten. 
 
Abwägung 
Der Hinweis betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren, sondern wird im Rahmen 
der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Stellungnahme 
Der Vorhabenträger erstellt in Abstimmung mit der Polizei und dem LB Straßen-
bau NRW einen Markierungs- und Beschilderungsplan, der durch die entspre-
chende Straßenverkehrsbehörde anzuordnen ist. Dem LBS wird ein angeordnetes 
Exemplar in der Verwaltungsvereinbarung übergeben.  
 
 



Sitzung des Rates am 26.11.2012 

16 

Abwägung 
Der Hinweis betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren, sondern die nachfolgen-
den Planungsschritte, v.a. die Ausführungsplanung. Die geforderten Unterlagen 
(Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung, Sicherheitsaudit, Markierungs- und Be-
schilderungsplan) wurden bzw. werden von der Stadt Hennef erstellt und dem 
LBS vorgelegt.  
 
Die Verwaltungsvereinbarung wird im Rahmen der weiteren Straßenausführungs-
planung geschlossen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Wie bereits oben dargelegt, gehen sämtliche mit dem Bau verbundenen Ände-
rungskosten an der L333 allein zu Lasten der Stadt Hennef (bzw. des Investors). 
Unberührt hiervon sind die rechtlichen, technischen und finanziellen Einzelheiten 
der Baumaßnahme auch noch vor Baubeginn in einer von der Stadt Hennef auf-
zustellenden Verwaltungsvereinbarung festzulegen. Die vorstehend erwähnten 
Entwurfsunterlagen werden teilweise Bestandteil dieser Verwaltungsvereinbarung.
 
Abwägung 
Die Verwaltungsvereinbarung wird im Rahmen der weiteren Straßenausführungs-
planung geschlossen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu T4, Wahnbachtalsperrenverband 
mit Schreiben vom 04.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Es wird mitgeteilt, dass der betroffene Planungsbereich des Bebauungsplanes 
außerhalb des Wasserschutzgebietes der Trinkwassergewinnung im Hennefer 
Siegbogen liegt. Versorgungsleitungen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind in 
diesem Bereich ebenfalls nicht vorhanden. Es wird anhand eines Kartenaus-
schnitts auf die Lage einer Grundwassermessstelle hingewiesen. Die Messstelle 
mit der WTV-Nummer Od036 befindet sich nach Angaben des Wahnbachtalsper-
renverbandes im Eigentum des Rhein-Sieg-Kreises. Sie wird nicht vom Wahn-
bachtalsperrenverband im Rahmen des Grundwassermonitorings überwacht. Soll-
te die Messstelle nicht erhalten bleiben, so ist ein ordnungsgemäßer Rückbau 
gemäß DVGW W 135 durchzuführen.  
 
Abwägung: 
Mit Mail vom 23.02.2012 wird seitens des Rhein-Sieg-Kreises (Amt für Techni-
schen Umweltschutz) mitgeteilt, dass die Grundwassermessstelle mit der Nummer 
Od036 nicht gibt. Die Bohrung wurde seinerzeit wegen eines Bohrhindernisses 
abgebrochen. 
 
zu T5, Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
mit Schreiben vom 16.12.2011 
 
Stellungnahme 
Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.3 sind unterir-
dische Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH, Bonn, vor-
handen. Die vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland 
GmbH, Bonn, können dem beigefügten Lageplan entnommen werden. Mit dem 
Bebauungsplan Nr. 01.3, 1. Änderung „Alte Ladestraße“ ist die Bebauung des 
ehemaligen Güterbahnhofes mit einem Einkaufszentrum und einem Parkhaus 
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vorgesehen. Zur telekommunikationstechnischen Versorgung der geplanten Be-
bauung ist ein Ausbau des Telekommunikationsnetzes der Telekom Deutschland 
GmbH innerhalb und außerhalb des Plangebietes erforderlich. 
 
a) Damit die neuen Hausanschlüsse bedarfsgerecht hergestellt werden können, 
sollten die Bauherren bzw. der Erschließungsträger frühzeitig mit dem Bauherren-
beratungsbüro der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH, TI NL West, PTI 
24, Bauherrenberatungsbüro, Am Gut Wolf 3, 52070 Aachen, die telekommunika-
tionstechnische Versorgung abstimmen.  
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie für die Koor-
dinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträ-
ger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Plangebiet der Deutschen Telekom so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor 
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.  
 
Soweit Änderungen von Verkehrsflächen, in denen Telekommunikationslinien vor-
handen sind, vorgesehen sind, sind bei den Planungen der Verkehrsflächen die 
Telekommunikationslinien so zu berücksichtigen, dass eine Änderung, ein Umbau 
oder eine Verlegung der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden wird.  
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach den gesetzlichen Bestimmungen 
oberirdische und unterirdische Telekommunikationslinien als gleichwertige techni-
sche Lösungen zu betrachten sind. Aus wirtschaftlichen Gründen wird seitens der 
Deutschen Telekom AG darauf aufmerksam gemacht, dass eine unterirdische 
Versorgung des Erschließungsgebietes durch die Deutsche Telekom AG nur bei 
einer Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist. 
 
Daher wird beantragt, Folgendes sicherzustellen: 
 

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege möglich ist,  

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht sowie ein 
Geh- und Fahrrecht zugunsten der Deutschen Telekom AG als zu belas-
tende Fläche festzusetzen entsprechend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB einge-
räumt wird,  

• dass zur Herstellung der Hauszuführungen der Erschließungsträger ver-
pflichtet wird, vom jeweils dinglich Berechtigten (Grundstückseigentümer) 
den Grundstücksnutzungsvertrag (alt: Grundstückseigentümererklärung) 
einzufordern und der Deutschen Telekom auszuhändigen, 

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der 
Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für den Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt. 

 
b.) Soweit eine Bepflanzung im Bebauungsplangebiet erfolgen soll,  ist das „Merk-
blatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe 
hier u. a. Abschnitt 3, zu beachten. Einer Überbauung der Telekommunikationsli-
nien wird nicht zugestimmt, weil dadurch der Bau, die Unterhaltung und Erweite-
rung verhindert wird und ein erhebliches Schadensrisiko für die Telekommunikati-
onslinien besteht. 
 
Bei Eingriffen in Grund und Boden im Bereich der vorhandenen Telekommunikati-
onslinien/-anlagen ist die „Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen der 
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Deutschen Telekom AG, T-Com, bei Arbeiten anderer (Kabelschutzanweisung)“ 
einzuhalten.  
 
Abwägung 
Bei den unter „a)“ vorgebrachten Anregungen und Hinweisen handelt es sich wei-
testgehend um Ausführungsdetails, die damit nicht Gegenstand des Bauleitplan-
verfahrens sind. Bei den unter a) aufgeführten Punkten wird angeregt, ein Lei-
tungsrecht auf Privatwegen bzw. -straßen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB einzu-
räumen. Da der Bebauungsplan keine Privatwege festsetzt, ist damit auch die 
Festsetzung eines Leitungsrechts nicht nötig. 
 
Der unter b) aufgeführte Hinweis wird in die textlichen Festsetzungen unter „6. 
Hinweise“ aufgenommen 
 
Der Hinweis wird somit berücksichtigt. 
 
 zu T6, Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH 
mit Schreiben vom 11.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Es werden Hinweise/Anforderungen an die Ausgestaltung der Straßen, Wohnwe-
ge, Wendekreise und Wendehämmer angegeben, so dass eine reibungslose Müll- 
und Sperrgutabfuhr gewährleistet ist. 
 
Abwägung: 
Für die Straßen im Bereich des Bebauungsplanes wurde eine Entwurfsplanung 
erstellt, bei der die geltenden Richtlinien berücksichtigt wurden. Die Verkehrswege 
weisen die nötigen Querschnitte und Bewegungsräume auf.  
 
Da die Hinweise im Entwurf berücksichtigt wurden, erübrigt sich eine weitere Ab-
wägung. 
 
zu T7, RWE 
mit Schreiben vom 17.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Es wird mitgeteilt, dass grundsätzlich keine Bedenken gegen das Verfahren be-
stehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass zur Versorgung des Plangebietes eine weitere 
Trafostation benötigt wird. In der dem Schreiben der RWE beigefügten Plankopie 
wird der netztechnisch günstigste Bereich dargestellt. Es wird darum gebeten, 
dass die Planung des Stationsplatzes mit der RWE abgestimmt wird. 
 
Abwägung: 
Die Abstimmung mit der RWE hat stattgefunden. Der festgelegte Standort wird als 
Fläche für Versorgungsanlagen (Elektrizität) festgesetzt. Da sich der Standort auf 
einem Privatgrundstück befindet, wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zuguns-
ten des Versorgungsträgers festgesetzt.  
 
zu T8, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 18.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Zum Bodenschutz und Altlasten wird erläutert, dass im Bereich der Planänderung 
nach heutigem Kenntnisstand des Rhein-Sieg-Kreises keine Altlasten, Altlasten-
verdachtsflächen oder sonstige schädliche Bodenveränderungen erfasst. Der 
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Realisierung der Planungsinhalte stehen aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine 
Bedenken entgegen. 
Es wird empfohlen, vorsorglich die nachstehenden Hinweise im Bebauungsplan 
zu berücksichtigen: 
 
Hinweise: 
Werden bei den Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist 
unverzüglich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu infor-
mieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen (siehe § 2, Abs. 1 Landes-
bodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur Gefähr-
dungsabschätzung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen 
Analysen, etc.) zu veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädli-
chen Bodenverunreinigungen sind mit dem Amt für Technischen Umweltschutz 
abzustimmen. Bei der Entsorgung von Aushubmaterialien mit schädlichen Verun-
reinigungen sind insbesondere die abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis wurde in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan-Entwurf 
aufgenommen.  
 
Der Hinweis wird somit berücksichtigt. 
 
Stellungnahme: 
Es besteht die Möglichkeit, dass die Bezirksregierung Köln in Zukunft das Was-
serschutzgebiet Hennefer Siegbogen des Wahnbachtalsperrenverbandes auf das 
Plangebiet erweitert. Auf dann ggf. geltende, weitergehende Anforderungen wird 
hingewiesen. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
zu T9, LVR – Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
mit Schreiben vom 30.01.2012 
 
Anmerkung: Im Rahmen des Denkmalberatungstages fand am 24.01.2012 eine 
Besprechung u. a. zu dem geplanten Bauvorhaben im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanvorentwurfes Nr. 01.3 Ladestraße/Bahnhofsumfeld, 1. Änderung 
statt.  
 
Stellungnahme: 
Im Plangebiet befindet sich das gemäß § 3 DSchG NW als Baudenkmal geschütz-
te Empfangsgebäude des Bahnhofs von Hennef, der um 1860 entstanden ist. Das 
Baudenkmal ist im Bebauungsplan gemäß der Planzeichenverordnung Nr. 14.3 
als Einzeldenkmal zu kennzeichnen. Um den Umfang des Baudenkmals klar zu 
definieren, sollte es grundstückgenau mit einer roten Kästchenlinie (vgl. Planzei-
chenverordnung Nr. 14.2) umfahren werden. Um seinen Bestand zu sichern, ist es 
nach Auffassung des Denkmalpflegeamtes mit einer Baulinie zu umfahren. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis wurde im Bebauungsplanentwurf berücksichtigt.  
 
Stellungnahme: 
Das Baudenkmal ist bei der in Rede stehenden Planung im Rahmen des Umge-
bungsschutzes gemäß § 9 DSchG NW zu berücksichtigen, bauliche Maßnahmen 
in seiner Umgebung sind erlaubnispflichtig. 
Nach Auffassung des LVR - Amts für Denkmalpflege im Rheinland wird der Wir-
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kungsraum des Baudenkmals durch die Höhe des östlich des Baudenkmals ge-
planten Baukörpers, durch seine Fassadengestaltung und die dargestellten Wer-
beanlagen deutlich negativ beeinflusst. Gemäß der denkmalpflegerischen Zielstel-
lung soll das Areal weiterhin maßgeblich durch das Bahnhofsgebäude geprägt 
werden. Dafür ist es nach Auffassung des Fachamtes wichtig, dass die Höhe des 
Neubaus die niedrige, zum Neubau orientierte Firsthöhe des Baudenkmals nicht 
überschreitet. Des Weiteren ist die Gestaltung der drei Fassaden des Neubaus 
(Nord-, Süd- und Westansichten) in den Bereichen, die zusammen mit dem Bau-
denkmal in Erscheinung treten wesentlich zu beruhigen, indem einheitliche Fens-
terformate und Türelemente Verwendung finden und auf Vor- und Rücksprünge 
verzichtet wird. Außerdem ist bezüglich der Werbeanlagen eine in Größe und 
Gestaltung zurückhaltende Lösung zu entwickeln, die auf Einzelbuchstaben zu-
rückgreift, wenn zwingend notwendig leuchtend, nicht aber blinkend. Nach Auffas-
sung des Denkmalpflegeamtes ist die Anzahl von Werbehinweisen pro Unterneh-
men und pro Fassadenansicht möglichst auf ein Element zu reduzieren. Beden-
ken seitens des Fachamtes bestehen gegen die Aufstellung von Fertiggaragen an 
der zum Baudenkmal orientierten Westfassade des Neubaus. Zu befürworten wä-
re die Verwendung von qualitätvollen, dem Baudenkmal gerecht werdenden Mate-
rialien. Die Ausarbeitung eines Begrünungs- und Pflegekonzeptes ist erforderlich, 
um ein positives Umfeld zu gewährleisten. 
 
Abwägung: 
Die Höhe des Bauvorhabens im unmittelbaren Bereich des Bahnhofsgebäudes 
wurde entsprechend der Stellungnahme des LVR – Amt für Denkmalpflege im 
Rheinland angepasst und beträgt nunmehr 11,35 m. Damit besitzt der unmittelbar 
an das denkmalgeschützte Bahnhofsgebäude angrenzende Gebäudeteil des 
Neubauvorhabens die gleiche Höhe wie der Dachfirst des Bahnhofsgebäudes.  
 
Der Hinweis wurde somit im Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Die Fassaden in den Bereichen, die zusammen mit dem Baudenkmal in Erschei-
nung treten wurden überarbeitet. Es wurde auf einen Teil der Werbeanlagen ver-
zichtet. Daneben wurden hinsichtlich der Werbeanlagen folgende Festsetzungen 
im Bebauungsplan aufgenommen: 
 
„Die Gesamtdimension der Werbeanlagen soll der Gestaltung und Proportion des 
Gebäudes angepasst sein. Werbeanlagen sind mit Ausnahme der Anbringung der 
Firmenlogos am Gebäude nicht zulässig. Darüber hinaus sind Firmenlogos im 
Zufahrts- und Eingangsbereich des Einkaufszentrums zulässig. Werbeanlagen 
oberhalb der tatsächlichen Gebäudehöhe (OK Traufe bzw. OK Attika) sind nicht 
zulässig. Die Beleuchtung soll ruhig und zurückhaltend sein, d.h. Werbeanlagen in 
Form von laufenden Schriften, Blink- und Wechselbeleuchtung sowie sich bewe-
gende Werbeanlagen sind unzulässig.“ 
 
Der vorgeschlagenen Vereinheitlichung der Fensterformate wurde seitens des 
Investors nicht gefolgt. Die in den Ansichten zum Bauvorhaben dargestellten 
Fensterformate sprechen eine moderne Architektursprache und sollen so bewusst 
zu einem spannungsreichen Kontrast zwischen „alt“ und „neu“ führen.  
  
Hinsichtlich der in der Stellungnahme benannten Fertiggaragen wurde seitens des 
Investors ein Alternativvorschlag (Sectionaltor mit Holzverkleidung) zwischenzeit-
lich vorgelegt. Eine Regelung zur Gestaltung der Garagen ist im Bebauungsplan 
nicht vorgesehen. Die Umsetzung einer qualitätvollen Bebauung mit Garagen ob-
liegt dem nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren.  
 
Die Hinweise wurden weitestgehend und werden hinsichtlich der Gestaltung der 
Garagen berücksichtigt. 
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Stellungnahme: 
Unmittelbar angrenzend an das Plangebiet liegt das Baudenkmal Frankfurter Str. 
58, ein um 1900 entstandenes, zweigeschossiges Villengebäude mit dazugehöri-
gem Garten. Das Baudenkmal ist ebenfalls im Rahmen des Umgebungsschutzes 
gemäß § 9 DSchG NW von der Planung betroffen und bauliche Veränderungen in 
seiner Umgebung sind ebenfalls gemäß § 9 DSchG NW erlaubnispflichtig. Daher 
wird angeregt, den Umfang und die Bedeutung des Baudenkmals in die Begrün-
dung zum Bebauungsplan aufzunehmen und auf die gesetzlichen Regelungen 
des § 9 DSchG NW hinzuweisen. 
 
 
Abwägung: 
In der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 01.3 Ladestraße/Bahnhofsumfeld, 1. 
Änderung wurde der Hinweis auf das Baudenkmal Frankfurter Str. 58 aufgenom-
men. 
 
Der Hinweis wird damit berücksichtigt. 
 
 
1.2   Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Regi-

onalen Abstimmung zur Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsvor-
haben (Regionaler Arbeitskreis (:rak ) Planung, Entwicklung und Ver-
kehr der Region Bonn / Rhein-Sieg / Ahrweiler): 

 
zu R1, Stadt Eitorf 
Mit Schreiben vom 06.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Es wird seitens der Stadt Eitorf ausgeführt, dass gerade durch die sehr große 
Verkaufsfläche des Elektronikmarktes von 1.820 qm zu befürchten ist, dass die im 
Ortskern von Eitorf ansässigen Einzelhändler erhebliche Einbußen haben werden 
und sich das Vorhaben negativ auf die benachbarten Zentren auswirkt.  
 
Abwägung: 
Im Rahmen des interkommunalen Abstimmungsgebotes gem. § 2 Abs. 2 BauGB 
wurden die benachbarten Kommunen parallel zur frühzeitigen Beteiligung infor-
miert. Eine Auswirkungsanalyse zur Abschätzung der Auswirkungen der geplan-
ten Einzelhandelsansiedlungen auf die benachbarten Kommunen wurde durch 
das Büro BBE Handelsberatung GmbH erstellt und den Kommunen zur Verfügung 
gestellt. Daneben fand am 23.02.2012 die Regionale Abstimmung im Rahmen der 
Vereinbarung zum regionalen Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Region 
Bonn/Rhein-Sieg  mit den o. g. benachbarten Kommunen statt, indem die Zu-
sammenfassung der Auswirkungsanalyse durch das Büro BBE vorgestellt wurde. 
Hier wurden die in der Stellungnahme benannten Befürchtungen seitens der Stadt 
Eitorf nochmals vorgetragen. Herr Schmidt-Illguth (Büro BBE) führte zur Frage des 
Kaufkraftabflusses aus Eitorf aus, dass es sich hierbei im Wesentlichen um die 
Umlenkung sowieso aus der Gemeinde abfließender Kaufkraft handeln werde. 
Der traditionelle Einzelhandel sei stark serviceorientiert in den Bereichen Weiße 
Ware und Haushaltsgeräte, der Fachmarkt könne dazu keine ernsthafte Konkur-
renz darstellen. Es seien daher nur geringe Auswirkungen auf den Fachhandel 
und keine städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten.  
 
Das Protokoll zum Abstimmungstermin ist beigefügt. 
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zu R2, IHK Bonn 
Mit Schreiben vom 20.12.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird um Fristverlängerung gebeten. Etwaige Bedenken können erst mitgeteilt 
werden, wenn die Auswirkungsanalyse vorliegt. 
 
Abwägung: 
Herr Göttlich, IHK Bonn, war beim Abstimmungstermin am 23.02.2012 anwesend. 
Auf Nachfrage erklärt Herr Göttlich, dass er keine Bedenken gegen die Realisie-
rung des Vorhabens habe. 
 
zu R3, Stadt Sankt Augustin 
Mit Schreiben vom 22.12.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird mitgeteilt, dass erst nach Vorlage der Angabe zur Sortimentsstruktur und 
zu Verkaufsflächen sowie nach Vorlage einer Verträglichkeitsuntersuchung mög-
lich sei, zu beurteilen, ob Belange der Stadt Sankt Augustin von der Planung be-
rührt werden. 
 
Abwägung: 
Die Zusammenfassung der Auswirkungsanalyse wurde vor dem Abstimmungs-
termin am 15.02.2012 auch an die Stadt Sankt Augustin per Mail geschickt. Es 
ging keine Stellungnahme danach ein. Die Stadt Sankt Augustin war nicht beim 
Abstimmungstermin am 23.02.2012 anwesend. Somit ist davon auszugehen, dass 
keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 
 
 

 
 

1.3 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öf-
fentlichen Auslegung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB 
 

zu T1, ARS, AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH, Troisdorf 
mit Schreiben vom 02.05.2012 

 
Stellungnahme: 
Zu dem Bebauungsplan werden grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 
 
Die Erschließung vorhandener Baulücken wird den Verlauf der Abfallsammlung 
nicht wesentlich ändern. Der Bereich zwischen Bahnhofstraße und Bachstraße 
(Ladestraße) wird von den Abfallsammelfahrzeugen der ARS bereits befahren. Es 
könnten allerdings Abfuhrprobleme während der Baumaßnahme auftreten. Um 
eine optimale Abfallentsorgung zu gewährleisten, wäre es von Vorteil, wenn die 
ARS, AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH, in Kenntnis gesetzt wird. 
 
Fahrzeuge dürfen gemäß § 45 UVV „Fahrzeuge“ (BGV D29) grundsätzlich nur auf 
Fahrwegen oder in Bereichen betrieben werden, die ein sicheres Fahren ermögli-
chen. Auch aus Sicht von § 3 Abs. 1 der Betriebssicherheitsverordnung darf der 
Arbeitgeber Abfallsammelfahrzeuge nur auf Straßen einsetzen, auf denen er ei-
nen gefahrlosen Betrieb sicherstellen kann.  
 
Die lichte Durchfahrtshöhe muss mindestens 4,00 m zzgl. Sicherheitsabstand 
aufweisen. Dächer, Äste von Bäumen, Straßenlaternen usw. dürfen nicht in das 
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Lichtraumprofil ragen, da bei einer Kollision die Gefahr besteht, dass sicherheits-
technisch wichtige Bauelemente am Abfallsammelfahrzeug unbemerkt beschädigt 
werden können und die Mitarbeiter gefährden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Abfall nach den geltenden Arbeitsschutz-
vorschriften gemäß § 16 UVV „Müllbeseitigung“ (BGV C27) nur abgeholt werden 
darf, wenn die Zufahrt zu Abfallbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein 
Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Die identische Forderung ergibt sich aus § 
4 Abs. 3 Betriebssicherheitsverordnung. 
 
Weitere Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwegen für die 
Sammlung von Abfällen sind BGI 5104 zu entnehmen. 
 
Sollten den Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften für Abfallsammelfahrzeuge 
nicht entsprochen werden, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück 
nicht gewährleistet werden. 
 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Ausführungspla-
nung. 
 
 
zu T2, LVR – Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
mit Schreiben vom 04.05.2012 
 
Stellungnahme: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die zweiläufige Treppenanlage am Hauptein-
gang des Bahnhofs mit zum Umfang des Baudenkmals gemäß § 3 DSchG NW 
zählt, weswegen das Gebäude inklusive der Treppe entsprechend dargestellt 
werden muss und in die Umfahrung mit einer Baulinie auch die Treppe einschlie-
ßen muss.  
 
Weiterhin wird drauf hingewiesen, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung 
von Sonnenenergie auf Baudenkmälern regelmäßig nicht erlaubnisfähig ist (vgl. 
hierzu: Dimitrij Davydov, Octavia Zanger, Heinrich Walgern: Denkmäler und Ener-
giegewinnung durch Solaranlagen. Leitfaden des LVR-Amt für Denkmalpflege im 
Rheinland, in: Denkmalpflege im Rheinland, 27, 2010, S. 130 – 132). Daher ist 
nach Auffassung des Fachamtes im Punkt 7.2 der Textlichen Festsetzungen das 
Gebiet mit der Bestimmung MK, in welchem sich ausschließlich das Baudenkmal 
befindet, auszuschließen. 
 
Abwägung: 
Nach erfolgter Offenlage wurde aufgrund der Stellungnahme des LVR der Bebau-
ungsplan geändert. Die zweiläufige Treppenanlage ist danach ebenfalls mit der 
Baulinie umfahren. Die textlichen Festsetzungen wurden dahingehend geändert, 
dass die Festsetzung der Anlagen zur Nutzung von Sonnenergie lediglich für die 
Sondergebiete 1 und 2 gelten. 
 
 
 
zu T3, Landesbetrieb Straßenbau NRW 
mit Schreiben vom 10.05.2012 mit Verweis auf die Stellungnahme vom 
04.01.2012, 
mit E-Mail vom 10.05.2012 und mit Schreiben vom 10.07.2012 
 
Schreiben vom 04.01.2012 
Da im Schreiben vom 10.05.2012 mitgeteilt wurde, dass die Forderungen aus dem 
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Schreiben vom 04.01.2012 (Stellungnahme des LBS im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung) aufrecht erhalten bleiben, wird nachfolgend die Stellungnahme vom 
04.01.2012 inklusive der Abwägung nochmals aufgeführt. 
 
Stellungnahme 
Seitens des Landesbetriebs Straßenbau NRW wird angemerkt, dass das Plange-
biet im Norden an die Landesstraße L333 grenzt, die in diesem Abschnitt laut der 
Bundesverkehrszählung 2005 mit ca. 10.500 Kfz/24 h belastet ist. 

 
Gegen die Ausweisungen aus der vorgelegten Begründung zum Bebauungsplan 
Nr. 01.3 Ladestraße/Bahnhofsumfeld sprechen aber keine grundsätzlichen Be-
denken unter Berücksichtigung der folgenden Anmerkungen und Hinweise: 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Ansiedlung neuer Einzelhandelsnut-
zungen ein zusätzliches Verkehrsaufkommen auch auf den klassifizierten Straßen 
hervorgerufen wird.  

 
Abwägung 
Die verkehrlichen Auswirkungen der Ansiedlung von Nutzungen, insbesondere 
des Einzelhandels, wurden in der Verkehrsuntersuchung zum Bauvorhaben Lade-
straße in Hennef (Sieg) des Büros Brilon, Bondzio und Weiser (Stand Februar 
2012) ausführlich dargestellt (s. u.). Die konkrete Ausgestaltung der betroffenen 
Knotenpunkte bzw. der Verlängerung der Aufstellspur vor dem Bahnübergang ist 
nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, sondern der Ausführungsplanung. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Eine Kostenbeteiligung an den Umbaumaßnahmen an den Knotenpunkten sowie 
an der Verlängerung der Aufstellspur des Bahnübergangs wird abgelehnt. 
 
Abwägung 
Die Frage einer möglichen Kostenbeteiligung ist nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Das Vorhaben habe Auswirkung auf die klassifizierten Straßen bis hin zur Auto-
bahnanschlussstelle der BAB 560, AS Hennef-Ost. In dessen unmittelbaren Um-
gebung plant die Straßenbauverwaltung eine Bahnunterführung der Landesstraße 
L125. Die Stadt plant diverse Umbaumaßnahmen an der Frankfurter Straße / 
Bahnübergang. Diese Planungen müssen auch im Zusammenhang mit der ge-
planten Umnutzung des Baubetriebshofes mit der Straßenbauverwaltung abge-
stimmt werden. Die Straßenbauverwaltung fordert in diesem Zusammenhang ein 
Verkehrliches Gutachten (Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen 
Vorhaben in einem berücksichtigt. Die Ergebnisse sind der SBV frühzeitig zur Prü-
fung vorzulegen. 
 
Für den Bebauungsplan 01.3 „Ladestraße / Bahnhofsumfeld“ wird für die Belange 
der klassifizierten Straße eine Entwurfsplanung gefordert (siehe beiliegendes 
Merkblatt). Dazugehörig wird die Stadt Hennef der SBV einen Entwurf einer Ver-
waltungsvereinbarung, ein Sicherheitsaudit und einen Markierungs- und Beschil-
derungsplan vorlegen. 
 
Alle notwendigen Unterlagen sind über die Stadt an LS NRW einzureichen. Der 
Stadt Hennef obliegt die Koordination der Zusammenstellung der Unterlagen. 
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Abwägung 
Die verkehrlichen Auswirkungen der Ansiedlung von Nutzungen, insbesondere 
des Einzelhandels, wurden in der Verkehrsuntersuchung zum Bauvorhaben Lade-
straße in Hennef (Sieg) des Büros Brilon, Bondzio und Weiser (Stand Februar 
2012) ausführlich dargestellt. 
 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung und im Zusammenhang mit dem Bebau-
ungsplanentwurf wurden die verkehrlichen Auswirkungen der Entwicklungen in der 
Ladestraße selbst und auf den nördlich an die Ladestraße angrenzenden 
Grundstücken sowie die Leistungsfähigkeit und Kapazität der benachbarten Kno-
tenpunkte untersucht. Darüber hinaus wurde die Situation im ruhenden Verkehr 
analysiert. 
 
Zunächst wurde im Rahmen einer Verkehrszählung ermittelt, welche Verkehrsbe-
lastungen im Umfeld des Bauvorhabens bereits vorliegen. Diese wurden auf der 
Frankfurter Straße zur Berücksichtigung möglicher Entwicklungen des Ver-
kehrsaufkommens, z. B. durch andere verkehrserzeugende Bauvorhaben im wei-
teren Umfeld des Untersuchungsgebiets pauschal um 5 % angehoben. Die vorge-
nommene Erhöhung um 5 % geht über das zusätzliche Verkehrsaufkommen hin-
aus, das für einen an der Bröltalstraße anstelle des städtischen Baubetriebshofes 
geplanten Lebensmitteldiscounters prognostiziert wurde. Nach der dafür vorlie-
genden Verkehrsuntersuchung (vgl. IGEPA Verkehrstechnik GmbH, vom Februar 
2011, ergänzt Februar 2012) kann durch den Lebensmitteldiscounter auf der 
Straße „An der Brölbahn“ ein zusätzliches Verkehrsaufkommen in Höhe von 46 
Kfz in der Nachmittagsspitze erwartet werden. Selbst unter der Annahme, dass 
dieser Verkehr zu 100 % an dem Knotenpunkt Frankfurter Straße / Bachstraße 
ankommt, liegen die Verkehrsbelastungen mit dem Lebensmitteldiscounter unter-
halb des in der Verkehrsuntersuchung zur Ladestraße angesetzten Verkehrszu-
wachses.  
 
Somit wird der Forderung des LBS entsprochen, dass die geplante Umnutzung 
des Standortes Baubetriebshof zum Standort eines Lebensmitteldiscounters in 
den Planungen zur Ladestraße mit berücksichtigt wird. Im Gegenzug ist in der 
Prognose 2025 (ohne Aldi) der Verkehrsuntersuchung zum Neubau eines Aldi-
Marktes Obere Siegstraße der IGEPA Verkehrstechnik GmbH vom Februar 2011, 
ergänzt Februar 2012 eine allgemeine Verkehrszunahme von ca. 7% für Pkw und 
ca. 27% für Lkw enthalten, in der auch Einzelhandelsvorhaben (wie z.B. Ladestr.) 
im Umfeld berücksichtigt sind. Diese o. a. Verkehrszunahmen wurden bereits in 
der seinerzeitigen „Verkehrsuntersuchung L125 Bröltalstr.; BÜ Beseitigung Hennef 
Ost“ (Sept. 2010; AG: Landesbetrieb Strassen NRW Rhein-Berg) abgestimmt. 
 
Der Forderung der Straßenbauverwaltung nach einem Verkehrlichen Gutachten 
(Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen Vorhaben in einem berück-
sichtigt, wird nicht entsprochen, da beide Planungen Gegenstand jeweils eigener 
Bauleitplanverfahren mit zugehörigen Planungen und (u. a.) Verkehrsgutachten 
sind und in beiden Bauleitplanverfahren jeweils die verkehrliche Funktionsfähigkeit 
der vorhandenen Nutzungen zusammen mit den neu geplanten Nutzungen und 
den Maßnahmen im Umfeld der Plangebiete wie oben beschrieben nachgewiesen 
wird (siehe hierzu ausführlich: Verkehrsuntersuchung zur geplanten städtebauli-
chen Entwicklung in der Ladestraße und Verkehrsuntersuchung zum Neubau ei-
nes Aldi-Marktes an der Oberen Siegstraße, Zusammenfassende Stellungnahme 
des Büros BBW, Bochum, 05.03.2012). 
 
Anschließend an die pauschale Erhöhung des Verkehrsaufkommens wurde das 
zu erwartende zusätzliche Verkehrsaufkommen (Neuverkehr) für das Bauvorha-
ben an der südlichen Seite der Ladestraße und für die geplante Nutzungsverdich-
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tung nördlich des Bauvorhabens berechnet und mit der zu erwartenden allgemei-
nen Verkehrsnachfrage überlagert. 
 
Im nächsten Schritt wurden verkehrstechnische Berechnungen für die drei an das 
Bauvorhaben angrenzenden Knotenpunkte durchgeführt, die durch das Ver-
kehrsaufkommen der geplanten Nutzung zusätzlich belastet werden. 
 
Es zeigte sich zunächst, dass die untersuchten Knotenpunkte in der Lage sind, die 
derzeitigen und die zukünftigen Verkehrsbelastungen ohne die geplanten Bauvor-
haben mit einer sehr guten bis ausreichenden Verkehrsqualität abzuwickeln. 
 
Auch im Prognosefall 1 mit einer Realisierung des Bauvorhabens auf der südli-
chen Seite der Ladestraße kann das Verkehrsaufkommen noch ohne einen Aus-
bau der Knotenpunkte leistungsfähig abgewickelt werden. Am Knotenpunkt Frank-
furter Straße / Bachstraße werden unter diesen Randbedingungen jedoch voraus-
sichtlich bereits mittlere Wartezeiten auftreten, die an der Grenze zu einer nur 
noch mangelhaften Verkehrsqualität liegen. 
 
Im Prognosefall 2 mit einer Realisierung des Bauvorhabens Ladestraße und einer 
Nutzungsverdichtung auf der Nordseite der Ladestraße ist dagegen an den beiden 
Knotenpunkten mit der Frankfurter Straße die Anlage eines Aufstellbereiches für 
die in der Fahrbahnmitte der Frankfurter Straße wartenden Linksabbieger erfor-
derlich. Mit einer solchen Maßnahme können an beiden Knotenpunkten ein leis-
tungsfähiger Verkehrsablauf und eine befriedigende Verkehrsqualität gewährleis-
tet werden. Von einer zweispurigen Ausführung der Einmündungsbereiche der 
untergeordneten Zufahrten dieser beiden Knotenpunkte kann dagegen keine wei-
tere Verbesserung der Verkehrsqualität erwartet werden. Von einer solchen Auf-
weitung sollte daher vorerst Abstand genommen werden. Die mögliche Nutzungs-
verdichtung auf der Nordseite der Ladestraße ist Gegenstand des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanverfahrens Nr. 01.63 Alte Ladestraße – Nord. Da die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.3 jedoch die verkehrliche Vorausset-
zung für die Erschließung der noch unbebauten Grundstücksanteile auf der Nord-
seite der Ladestraße schafft, wurde die verkehrlichen Auswirkungen bereits in 
dem vorliegenden Verkehrsgutachten mit untersucht (Prognosefall 2).  
 
Die Prognosefälle 3 und 4 beinhalten jeweils eine Nutzungsvariante des Bauvor-
habens Ladestraße mit einer jeweils etwas höheren Verkehrsbelastung gegenüber 
dem Prognosefall 2. Hier zeigte sich, dass mit den für den Prognosefall 2 entwi-
ckelten Ausbauvorschlägen eine leistungsfähiger Verkehrsablauf und eine gute 
bis ausreichende Verkehrsqualität gewährleistet werden kann. 
 
Durch geeignete Beschilderung ist sicherzustellen, dass für Schwerverkehr die 
Ladestraße nur Richtung Osten befahrbar sein soll. Entsprechende Regelungen 
sind Gegenstand von dem Bebauungsplan nachgelagerten Verfahren. 
 
Der geplante Bau eines Parkhauses an der Ladestraße ist vor dem Hintergrund 
der hohen Stellplatzauslastung im näheren Umfeld des geplanten Bauvorhabens 
sinnvoll. Die Stellplätze des Parkhauses sollen nicht nur den Kunden des Ein-
kaufszentrums, sondern auch anderen Nutzern zur Verfügung stehen. Für die 
Berechnung des zusätzlichen Verkehrsaufkommens an den zu untersuchenden 
Knotenpunkten wurde daher davon ausgegangen, dass diese im Wesentlichen 
durch das geplante Einkaufszentrum und die zu erwartende Verdichtung der vor-
handenen Nutzungen auf der Nordseite der Ladestraße bestimmt wird. Durch die 
Wahl großzügiger Ansätze (insbesondere dadurch, dass der gesamte Kunden– 
und Beschäftigtenverkehr systematisch als Neuverkehr angesetzt wurde), besteht 
an den Knotenpunkten noch eine nennenswerte Kapazitätreserve für Fahrten, die 
zukünftig möglicherweise aufgrund von Verlagerungen zwischen den heute bereits 
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vorhandenen Stellplatzangeboten und dem geplanten Parkhaus an den zu unter-
suchenden Knotenpunkten auftreten können. 
 
Durch die vorgeschlagene Anbindung des Bauvorhabens sind keine Probleme 
hinsichtlich der Verkehrssicherheit für den Fußgänger- und Radverkehr zu erwar-
ten. Unter der Voraussetzung, dass die in der Verkehrsuntersuchung empfohlenen 
Maßnahmen umgesetzt werden, wird das Bauvorhaben die allgemeine Verkehrs-
situation nicht spürbar beeinträchtigen. Die Verkehrserschließung des Bauvorha-
bens kann durch die empfohlenen Maßnahmen gewährleistet werden. 
 
Die weiter geforderten Unterlagen (Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung, Si-
cherheitsaudit, Markierungs- und Beschilderungsplan) wurden bzw. werden von 
der Stadt Hennef erstellt und dem LBS vorgelegt. Die Inhalte sind jedoch nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung, sondern nachfolgender Planungen (v. a. Stra-
ßenentwurfs- und Ausführungsplanung). 
 
Stellungnahme 
Die Kosten für bebauungsplan-/vorlagenbedingte Änderungen an den klassifizier-
ten Straßen gehen zu Lasten des Vorhabenträgers (z. B. Kosten für Planung, Bau, 
Grunderwerb, Ablösung für Einleitung des Straßenwassers, Markierung und Be-
schilderung, Bau von Schrittwegen). 
 
Abwägung 
Die Frage einer möglichen Kostenbeteiligung ist nicht Gegenstand des Bauleit-
planverfahrens. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Das Plangebiet unterliegt einer Lärmbelastung durch den Verkehr auf der angren-
zenden Landesstraße. Notwendige Schutzmaßnahmen hat die Stadt in Eigenver-
antwortung durchzuführen bzw. im Plan festzusetzen. Z. B. bepflanzte Gelände-
streifen entlang der Straßen reichen nicht aus. 
 
Die Berücksichtigung der Verkehrsemissionen obliegt dem Vorhabenträger. Dies 
gilt auch bei durch Planungen Dritter bedingten „wesentlichen Änderungen an 
Straßen“ (z. B. neue Kreuzung, neue Linksabbiegespur, neue Lichtsignalanlage). 
An den Träger der Straßenbaulast können diesbezüglich deshalb keine Forderun-
gen gestellt werden. 
 
Abwägung 
Auf der Basis der 16. BImSchV und der TA Lärm wurde die Verkehrsgeräuschsi-
tuation durch den Quell- und Zielverkehr des Plangebietes auf öffentlichen Ver-
kehrswegen untersucht. Danach stellt die Verlängerung der Aufstellfläche zwi-
schen Bachstraße und Bahnübergang in der Frankfurter Straße einen erheblichen 
baulichen Eingriff, bzw. eine wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV 
dar. Im Rahmen der Realisierung der Maßnahme können nach der 16. BImSchV 
die Anspruchsvoraussetzungen für Lärmschutz im Bereich der angrenzenden Be-
standsbebauung exakt festgestellt werden.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Der Eingriff/Ausgleich ist zu ermitteln und mit der ULB abzustimmen. Die Abstim-
mungsunterlagen sind der Straßenbauverwaltung vorzulegen. Die Maßnahmen 
sind zu Lasten des Vorhabenträgers durchzuführen. Der dauerhafte und kosten-
neutrale Bestand der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist sicherzustellen. 
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Abwägung 
Wie in der Begründung und in dem Umweltbericht ausgeführt, ist der Eingriff im 
Bereich der Ladestraße aufgrund der hohen Vorbelastung sehr gering. Die Böden 
im Untersuchungsraum sind bereits zu 92 % versiegelt. Insgesamt sind durch die 
Umsetzung des Bebauungsplanes voraussichtlich keine erheblichen beeinträchti-
genden Umwelteinwirkungen zu erwarten. 
 
Eine Abstimmung über Art und Maß von Kompensationen im Zusammenhang mit 
dem Artenschutz ist mit der Unteren Landschaftsbehörde bereits erfolgt. Die vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen werden im Umweltbericht beschrieben. 
 
Durch die Umbaumaßnahmen an der Frankfurter Straße (Verlängerung der Auf-
stellspur) werden drei Bäume an ihren bisherigen Standorten nicht verbleiben 
können. Für die durch die Baumaßnahme verursachten entfallenden Baumstand-
orte soll in einem gesonderten Verfahren ein geeigneter Ersatz auf dem Stadtge-
biet erfolgen (s. Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 01.3 Ladestra-
ße/Bahnhofsumfeld, 1. Änderung). 
 
Stellungnahme 
Neue Zufahrten und Zugänge schaffen neue Konfliktpunkte und werden nicht zu-
gelassen. Die Bauflächen sind daher rückwärtig zu erschließen. Vorhandene Ein-
fahrten, Einfahrtsbereiche und Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten sind entspre-
chend Pkt. 6.4 der Planzeichenverordnung PlanzV zeichnerisch darzustellen. 
 
Abwägung 
Der Bebauungsplan sieht keine neuen Zufahrten und Zugänge entlang der L 333 
vor. 
 
Stellungnahme 
Es ist zu prüfen, ob durch den Vorhabenträger das Anlegen von Querungshilfen 
auf der Landesstraße notwendig wird. Die Kosten hierfür gehen zu Lasten des 
Vorhabenträgers. 
 
Abwägung 
Die Prüfung der Anlegung von Querungshilfen einschließlich einer möglichen Kos-
tenübernahme des Vorhabenträgers ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geregelt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Im Bereich der Zufahrten und Einmündungen sind die erforderlichen Sichtfelder 
einzutragen. Außerdem ist textlich darauf hinzuweisen, dass diese auf Dauer von 
baulichen Anlagen (z. B. Einfriedungen, Mülltonnenstellplätzen o. ä.) und Auf-
wuchs über 0,70 m Höhe freizuhalten sind. 
 
Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Stellungnahme 
Zu den Entwurfsunterlagen nach der RE ist durch den Investor ein Markierungs- 
und Beschilderungsplan zu erstellen. Dieser ist mit der Straßenbauverwaltung in 
der Ausarbeitung abzustimmen. 
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Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren, sondern wird im Rahmen der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Stellungnahme 
Änderungen an den Straßenentwässerungsanlagen sind nach der Baudurchfüh-
rung gem. ARV Bau Nr. 39 vom 07.12.2004 – „Dokumentation der Entwässerung 
bei Baumaßnahmen“ zu Lasten des Vorhabenträgers zu dokumentieren. Das Er-
gebnis ist der Straßenbauverwaltung in der geforderten Form zuzuleiten. 
 
Abwägung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er betrifft nicht das Bebauungsplanver-
fahren. Die Dokumentation wird nach Abschluss der Straßenbaumaßnahmen 
durchgeführt. 
 
Stellungnahme 
Dem Straßengelände darf (z. B. bei Einfahrten) kein zusätzliches Wasser zuge-
führt werden. Das Wasser ist deshalb außerhalb des Straßengeländes zu fassen 
und auch abzuleiten. 
 
Abwägung 
Der Hinweis betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren, sondern wird im Rahmen 
der Ausführungsplanung geprüft. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Der Vorhabenträger erstellt in Abstimmung mit der Polizei und dem LB Straßen-
bau NRW einen Markierungs- und Beschilderungsplan, der durch die entspre-
chende Straßenverkehrsbehörde anzuordnen ist. Dem LBS wird ein angeordnetes 
Exemplar in der Verwaltungsvereinbarung übergeben.  
 
Abwägung 
Der Hinweis betrifft nicht das Bebauungsplanverfahren, sondern die nachfolgen-
den Planungsschritte, v.a. die Ausführungsplanung. Die geforderten Unterlagen 
(Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung, Sicherheitsaudit, Markierungs- und Be-
schilderungsplan) wurden bzw. werden von der Stadt Hennef erstellt und dem 
LBS vorgelegt.  
 
Die Verwaltungsvereinbarung wird im Rahmen der weiteren Straßenausführungs-
planung geschlossen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Stellungnahme 
Wie bereits oben dargelegt, gehen sämtliche mit dem Bau verbundenen Ände-
rungskosten an der L333 allein zu Lasten der Stadt Hennef (bzw. des Investors). 
Unberührt hiervon sind die rechtlichen, technischen und finanziellen Einzelheiten 
der Baumaßnahme auch noch vor Baubeginn in einer von der Stadt Hennef auf-
zustellenden Verwaltungsvereinbarung festzulegen. Die vorstehend erwähnten 
Entwurfsunterlagen werden teilweise Bestandteil dieser Verwaltungsvereinbarung.
 
Abwägung 
Die Verwaltungsvereinbarung wird im Rahmen der weiteren Straßenausführungs-
planung geschlossen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Schreiben vom 10.05.2012 
Stellungnahme: 
Das Plangebiet grenzt im Norden an die Landesstraße L333 (1,9) innerhalb der 
Ortsdurchfahrt. Die Landesstraße ist in diesem Abschnitt laut der Bundesver-
kehrszählung 2010 mit ca. 10.000 Kfz/24 h belastet. Eine abschließende Bewer-
tung der Bauleitplanung kann die Straßenbauverwaltung erst abgeben, sobald die 
Zusammenhänge der durch die Stadt Hennef mittlerweile mehreren betriebenen 
Vorhaben am Ortseingang Hennef-Ost in Gutachten dargelegt sind. Hier besteht 
aus Sicht der SBV (Anm.: Straßenbauverwaltung) noch Klärungsbedarf. Auf den 
genannten Flächen sollen zukünftig zusätzlich zu den heute ansässigen Geschäf-
ten/Betrieben weiter angesiedelt werden, so dass zusätzlicher Verkehr ein noch 
höheres Verkehrsaufkommen auf den klassifizierten Straßen hervorgerufen wird. 
Die bestehenden Anbindungen/Verbindungen auch der klassifizierten Straßen 
sollen laut Verkehrsgutachten ausgebaut / umgebaut / ertüchtigt werden. Insbe-
sondere ist hier die Frankfurter Straße L333 im Bereich des bestehenden Bahn-
übergangs gemeint. 
 
Die Straßenbauverwaltung lehnt jede Kostenbeteiligung an diesen Maßnahmen 
ab. 
 
Das Vorhaben hat Auswirkungen auf die klassifizierten Straßen bis hin zu Auto-
bahnanschlussstelle der BAB A560, AS Hennef-Ost. In dessen unmittelbarer Um-
gebung plant die Straßenbauverwaltung eine Bahnunterführung der Landesstraße 
L125. Die Stadt Hennef plant diverse Umbaumaßnahmen an der Frankfurter Stra-
ße / Bahnübergang. Diese Planungen müssen auch im Zusammenhang mit der 
geplanten Umnutzung des Baubetriebshofes mit der Straßenbauverwaltung abge-
stimmt werden. Die Straßenbauverwaltung fordert in diesem Zusammenhang ein 
Verkehrliches Gutachten (Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen 
Vorhaben in einem berücksichtigt. Das Gutachten liegt derzeit zur Prüfung vor. 
Zwischenergebnisse der Prüfung durch die SBV liegen der Stadt Hennef vor. Hier 
besteht aus Sicht der Straßenbauverwaltung noch abschließender Abstimmungs-
bedarf. 
 
Für den Bebauungsplan 01.3 „Ladestraße / Bahnhofsumfeld“ wird für die Belange 
der klassifizierten Straße eine Entwurfsplanung gefordert (siehe beiliegendes 
Merkblatt). Dazugehörig wird die Stadt Hennef der SBV einen Entwurf einer Ver-
waltungsvereinbarung, ein Sicherheitsaudit und einen angeordneten Markierungs- 
und Beschilderungsplan vorlegen. 
 
Alle notwendigen Unterlagen sind über die Stadt an den LS NRW einzureichen. 
Der Stadt Hennef obliegt die Koordination der Zusammenstellung der Unterlagen. 
 
Die weiteren Forderungen aus dem Schreiben vom 04.12.2011 bleiben aufrecht 
erhalten.  
 
Dem Schreiben ist ein Blatt „Allgemeine Forderungen zu einer Entwurfsplanung“ 
beigefügt. 
 
Abwägung 
In seiner ersten Stellungnahme zur Offenlage der 1. Änderung des BP Nr. 01.3 
legt der LBS keine neuen Argumente im Vergleich zu seinem Schreiben vom 
04.01. 2012 vor. Insofern hält die Stadt Hennef die Abwägung zum Schreiben vom 
04.01.12 inhaltlich vollständig aufrecht (s.o.). 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der LBS noch weiteren Abstimmungsbe-
darf hat und dass das seitens der Stadt Hennef im Rahmen der Frühzeitigen Be-
teiligung dem LBS vorgelegte Gutachten (Anmerkung: Stellungnahme des Büros 
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Brilon Bondzio und Weiser vom 05.03.2012) noch nicht abschließend geprüft ist. 
 
Eine inhaltlich weitergehende Stellungnahme des LBS zu der vorgelegten Ver-
kehrsuntersuchung erfolgte mit 
 
E-Mail des Landesbetriebs NRW vom 10.05.2012 
 
Stellungnahme 
VU BBW (Anmerkung: Verkehrsuntersuchung Büro Brilon Bondzio und Weiser): 
1) Einem zweistreifigen Aufstellen (nebeneinander) an den untergeordneten Ein-
mündungen an beiden Knotenpunkten würde ohne Signalisierung seitens des LBS 
nicht zugestimmt. (Seite 52, oben). Die Ausbaustufe 2 wird daher abgelehnt. 
 
2) Die Realisierbarkeit der geplanten Einbahnregelung für den Schwerverkehr in 
FR (Anmerkung: Fahrtrichtung) Osten wird in Zweifel gezogen. Besonders "vorge-
schriebene Fahrtrichtung beim Verlassen von Grundstückszufahrten" wird bei der 
Nutzungsverdichtung wohl schwer realisierbar sein 
 
3) Die VU spricht an beiden Einmündungen (Bachstraße bzw. Alte Ladestraße 
und Bahnhofstraße von 2 PKW-E), also 12 m. Über die genaue Form wird nichts 
gesagt, es geht hier auch nur um die Leistungsfähigkeitsberechnung. 
 
Abwägung 
Zur VU BBW: 
 
Auf das Verkehrsgutachten des Büros Brilon Bondzio und Weiser wird verwiesen. 
 
zu 1) Ein zweistreifiges Aufstellen (nebeneinander) ist nicht mehr Gegenstand der 
Planung und wurde so auch entsprechend im Verkehrsgutachten dokumentiert.  
 
Der Forderung wird damit entsprochen.  
 
zu 2) Die Einbahnführung für Schwerlastverkehr liegt in der Zuständigkeit der 
Straßenverkehrsbehörde der Stadt Hennef. 
 
zu 3) Die Form der Fahrbahnverbreiterung ergibt sich aus den vorliegenden Plä-
nen. 
 
Abwägungsrelevant sind die Dimensionierung der Verkehrsanlagen und deren 
Leistungsfähigkeit. Darüber hinausgehende Details betreffen die konkrete Ausfüh-
rungsplanung und betreffen daher nicht das Bauleitplanverfahren. 
 
Stellungnahme 
Entwurf Stelter: 
- Der Entwurf Stelter enthält einige sicherheitsbedenkliche Abweichungen von den 
Richtlinien, die im SAS (Anmerkung: Sicherheitsaudit) des Büros IGS aufgeführt 
werden. Die Abwägung bzw. Stellungnahme des Büros bzw. der Stadt ist dabei 
teilweise nicht ausreichend bzw. wird anders gesehen: 
 
Punkt 6 SAS: 
Der Punkt des SAS wird voll unterstützt. Dass die Breiten bisher bereits verwendet 
wurden, kann keine ausreichende Begründung sein. Es sollte noch einmal geprüft 
werden, ob zu Lasten der südlichen Gehwegflächen eine Verbreiterung möglich 
ist. Gerade im Anfangsbereich am Knoten Alte Ladestraße / Frankfurter Straße 
wird es extrem eng. 
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Punkt 9 des SAS: 
Der Punkt wird aus Sicht der Planung nicht ausreichend gewürdigt. Das SAS kriti-
siert die geplante Situation zwischen der Einmündung Alte Ladestraße und BÜ 
Frankfurter Straße, die in dieser Form nicht vorhanden ist. 
 
Punkt 13 des SAS: 
Aus Sicht der Planung kann an den beiden überarbeiteten Einmündungen in die 
Frankfurter Straße nicht einfach auf die Bestandssituation verwiesen werden, was 
die Sichtweiten angeht. Auf Grund des neuen Parkhauses dürfte es notfalls kein 
Problem sein, einige wenige Parkstände entfallen zu lassen, wenn damit die Sicht 
wesentlich verbessert werden kann. Der Punkt ist nicht ausreichend berücksich-
tigt. 
 
Punkt 14 des SAS: 
Der Punkt ist nicht ausreichend berücksichtigt. Die Anwendung der Richtlinien 
steht vor der Gültigkeit eines Verkehrsgutachtens. Dieses hat je Aufstellfläche 2 
PKW-E vorgegeben. Die Ausbildung wird aber von der Richtlinie, hier RASt 06 
vorgegeben. Dort ist die Anwendung der Linksabbiegespur vorgegeben. Der Be-
zug auf eine vorhandene Aufstellfläche ist nicht ausreichend. Es ist die Anordnung 
von zwei kurzen Linksabbiegespuren zu prüfen. Ferner ist die Breite mit 5,25 m zu 
gering (mindestens 5,50 m) und teilweise wird noch innerhalb der Aufstelllänge 
zurückverzogen. Der Aufstellbereich zur Alten Ladestraße ist insgesamt als un-
günstig zu bewerten, es kommt zu mehreren Konfliktsituationen. 
 
Punkt 15 und 16 des SAS: 
Die Schleppkurvenprüfung ist leider nicht beigefügt. Zusammen mit dem Punkt 14 
macht es deutlich, dass die Situation am Knoten Alte Ladestraße insgesamt 
schwer begreifbar ist und als nicht wirklich verkehrssicher angesehen wird. 
 
Punkt 17: 
Es wird auf Punkt 13 verwiesen. An umzuplanenden Knotenpunkten ist die An-
fahrsicht zu gewährleisten, auch wenn es im Bestand nicht gegeben ist. Es kann 
nicht bis zum Entstehen einer Unfallhäufungsstelle gewartet werden. 
 
Ferner: 
- Die Lage des RKB (Anmerkung: Regenklärbecken) ist unbekannt, daher kann 
auch keine Stellungnahme abgegeben werden, ob die Planungen Straße / RKB 
zueinander passen und dem RKB zugestimmt werden kann. 
- Kostenanteil der Entwässerung kann derzeit nicht zugesagt werden. Sollte dies 
Bestandteil der VV werden, so ist diese abzulehnen. 
- eine vorgelagerte Pflasterfläche vor dem Gehwegbereich ist zu gefährlich; Fuß-
gänger betreten diesen Bereich als "Aufstellfläche" und abbiegende Lkw u. ä. 
überfahren diesen Bereich gleichzeitig; 
- Furtmarkierungen an den Einmündungen fehlen; 
- Standort Vorwegweiser vor dem BÜ Frankfurter Straße muss zwecks frühzeitiger 
Erkennungsmöglichkeit vorher aufgestellt werden; 
- Beschilderung "LKW vorgeschriebene Fahrtrichtung geradeaus" aus Richtung 
Anschlussstelle kommend auf der L333 an der Einmündung "Alte Ladestra-
ße" notwendig; 
- die enge Fahrstreifenbreite vor dem BÜ Frankfurter Straße wird jetzt auf eine 
längere Strecke ausgedehnt als das vorher der Fall war; 
und negativ ergänzend dazu können die Fahrzeuge auf engen Fahrstreifen 
jetzt auf längerer Strecke besser beschleunigen (Gefahrenpunkt!) 
  
Abwägung: 
Auf das Sicherheitsaudit des Büros IGS (s. Anlage zur Beschlussvorlage) wird 
verwiesen.  
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Alle hier vom LBS aufgeführten Punkte sind nicht Gegenstand der verbindlichen 
Bauleitplanung. Diese weist die Leistungsfähigkeit der Anlagen zur verkehrlichen 
Erschließung nach, ggfs. durch Benennung der dazu erforderlichen Ausbaumaß-
nahmen in Verkehrsuntersuchung und Begründung, und setzt die öffentliche Ver-
kehrsfläche in ihrer Lage im Raum und in ihrer Breite ausreichend dimensioniert 
fest. Alles weitere, d.h. die Erstellung der Straßenentwurfs- und Ausführungspla-
nung, ihre Abstimmung mit dem zuständigen Straßenbaulastträger und den ab-
schließenden Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung über den Straßenausbau 
zwischen Stadt und Baulastträger überlässt die verbindliche Bauleitplanung ihr 
nachgelagerten Verfahren. Daher geht die Abwägung nicht inhaltlich auf die auf-
geführten Punkte des LBS zu Sicherheitsaudit und Straßenplanung ein, sondern 
legt grundsätzlich die Wertung und die Ziele der Stadt Hennef zur vorliegenden 
Straßenplanung dar. 
 
Nach Abstimmungsgesprächen mit dem Landesbetrieb Straßenbau NRW teilte die 
Stadt Hennef mit Schreiben vom 01.06.2012 (s. Anlage zur Beschlussvorlage) mit, 
dass die kritische Betrachtungsweise insofern nachvollzogen werden könne, als 
die Frankfurter Straße tatsächlich nicht den aktuellen Rechtsvorschriften und 
Richtlinien zum Straßenbau entspricht. Dies hat aber Gründe in der historisch ge-
wachsenen Dimension (d. h. den gegebenen äußeren Abmessungen) der Straße 
und ihrer Randbebauung und der entsprechend gesetzten Grundstücksparzellie-
rung, die Jahrzehnte vor den heutigen bei der Straßen- und Siedlungsplanung 
anzuwenden Vorschriften entstanden sind und praktisch nicht mehr änderbar sind, 
es sei denn durch einen radikalen und grundsätzlichen Eingriff in die Struktur der 
Stadt wie es zuletzt in den Flächensanierung in den 70er Jahren des letzten Jahr-
hunderts durchgeführt wurde - eine Vorgehensweise, die heute nicht mehr durch-
setzbar ist. 
 
Die konkrete Ausgestaltung der Straße, das heißt ihre Gliederung in Fahrbahn, 
Gehwege usw. und die Gestaltung derselben, d.h. mit Baumstandorten, Pflaster-
streifen etc. ist zwar grundsätzlich änderbar, dies ist aber von der Stadt Hennef 
nicht gewünscht. Die heute vorfindbare Gestaltung ist das Ergebnis eine intensi-
ven Entwurfs- und Beratungsprozesses und seit ihrer Fertigstellung vor 18 Jahren 
national und international fachlich beachtet und in ihrer Grundidee vielfach nach-
gebaut worden. Die Stadt Hennef selbst hat 2009 eine umfangreiche Verkehrsun-
tersuchung, „Verkehrsuntersuchung Frankfurter Straße“ (März 2009) von dem 
Büro für Stadt- und Verkehrsplanung Dr. Ing. Reinhold Baier GmbH, erstellen las-
sen und vorgelegt v.a. unter den Aspekten Verkehrssicherheit und Verkehrsab-
lauf. Bereits damals wurden die möglichen Auswirkungen einer Einzelhandelsnut-
zung in der Ladestraße mit betrachtet. Die Untersuchung kam zum Schluss, dass 
es in der Straße keine Auffälligkeiten bezüglich des Unfallgeschehens gibt und 
dass es keine Hinweise auf die Mitwirkung der spezifischen Gestaltung und Ver-
kehrsregelung der Frankfurter Straße am Unfallgeschehen gibt. 
 
Im zentralen Bereich der Frankfurter Straße liegt das Geschwindigkeitsniveau bei 
erfreulich niedrigen 32 bis 35 km/h.  
 
Daher möchte die Stadt Hennef auch bei den durch die beabsichtigte Erhöhung 
der Nutzungsintensität in ihrer Innenstadt die wesentlichen Elemente der Frankfur-
ter Straße so weit wie irgend möglich beibehalten. In diesem Sinne sind die Vor-
schläge zum konkreten Ausbau der Knotenpunkte Frankfurter Straße / Bachstraße 
(Alte Ladestraße) und Frankfurter Straße / Bahnhofstraße zu verstehen.  
 
Die Stadt Hennef bittet den Landesbetrieb Straßenbau daher, auch wenn dieser 
sich nicht in der Lage sehen sollte, die geäußerten Bedenken bezüglich der Aus-
bauvorschläge grundsätzlich zurückzuziehen, die von der Stadt vorgelegte Pla-
nung der zwischen der Stadt Hennef und dem Landesbetrieb Straßen NRW abzu-
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schließenden Verwaltungsvereinbarung zum Umbau der Frankfurter Straße 
zugrunde zu legen. 
 
 
Schreiben des LBS vom 10.07.2012 
Mit Schreiben vom 10.07.2012 hat der Landesbetrieb Straßenbau NRW mitgeteilt, 
dass noch einzelne Fragen offen geblieben sind, die in den vorgelegten Planunter-
lagen die Verkehrssicherheit betreffen – beispielhaft werden die Schleppkurven an 
der Einmündung Alte Ladestraße / Frankfurter Straße genannt. In dem Schreiben 
der Stadt Hennef vom 01.06.2012 seien Teile beantwortet und darauf hingewiesen 
worden, dass sich die Stadt Hennef der Situation bewusst ist und auch die volle 
Verantwortung für die Auswirkungen der von ihr geplanten Veränderungen tragen 
wird.  
 
Es wurde seitens der Straßenbauverwaltung abschließend darauf hingewiesen, 
dass sie gegen die Bauleitplanung der Stadt Hennef keine Einwände erhebt. Sie 
empfiehlt der Stadt Hennef die noch offenen sicherheitsrelevanten Punkte ent-
sprechend aufzuarbeiten, um die noch anstehenden Verwaltungsvereinbarungen, 
deren Bestandteile eben diese Planunterlagen sind, abschließen zu können. Ge-
gen die Aussagen der Sicherheitsaudits kann die Straßenbauverwaltung keine 
Baufreigabe der Planung aussprechen. 
 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Bedingungen ist die Vorbereitung aus 
der Sicht der Straßenbauverwaltung nun soweit fortgeschritten, dass der Umset-
zung und dem Baubeginn seitens der Stadt Hennef derzeit nichts entgegenspricht. 
 
Abwägung: 
Der Leistungsfähigkeitsnachweis wurde durch das Verkehrsgutachten sowie die 
Stellungnahme des Büros Brilon Bondzio und Weiser vom 05.03.2012 erbracht.  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der LBS nun abschließend keine Beden-
ken gegen die vorliegende Bauleitplanung der Stadt Hennef erhebt. Damit kann 
die Bauleitplanung seitens der Stadt Hennef zum Abschluss gebracht werden. Der 
Hinweis auf die noch offenen sicherheitsrelevanten Punkte wird zur Kenntnis ge-
nommen. Diese sind jedoch nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Sie werden in 
nachgelagerten Verfahren abgearbeitet: 
 
Zum Gebot der Konfliktbewältigung heißt es im BauGB Kommentar (Ernst-
Zinkahn-Bielenberg zu § 1 Rn. 215): „….In späteren Entscheidungen hat das 
Bundesverwaltungsgericht das „Gebot der Konfliktlösung“ konkretisiert und auf ein 
sachangemessenes, den Anforderungen des Abwägungsgebots entsprechendes 
und sogleich praktikables Maß gebracht. Danach kann als Grundsatz festgehalten 
werden: Eine Verlagerung von Problemlösungen aus dem Bebauungsplanverfah-
ren auf nachfolgendes Verwaltungshandeln ist nicht ausgeschlossen. Von einer 
abschließenden Konfliktlösung im Bebauungsplan darf die Gemeinde Abstand 
nehmen, wenn die Durchführung der als notwendig erkannten Konfliktlösungs-
maßnahmen außerhalb des Planverfahrens im Rahmen der Verwirklichung der 
Planung sichergestellt oder zu erwarten ist. Ist dies im Rahmen einer Prognose im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan hinreichend sicher ab-
schätzbar, darf dem bei der planerischen Abwägung Rechnung getragen werden. 
Darüber hinaus ist anerkannt, dass die Gemeinde bei Aufstellung der Bebauungs-
pläne der Konfliktlösung dienende Maßnahmen insoweit nicht mit dem Bebau-
ungsplan und seinen Festsetzungen lösen muss, soweit sie diese Maßnahmen 
dem Vollzug dienenden Verwaltungsverfahren überlassen kann; dies setzt voraus, 
dass sie bei der planerischen Abwägung realistischerweise davon ausgehen kann, 
dass in diesem Zusammenhang ein ergänzende Konfliktlösung erfolgen kann 
(ständige Rechtsprechung des BVerwG, s. die Nachweise Rn. 215).“ 



Sitzung des Rates am 26.11.2012 

35 

Anmerkung: 
Auf die in den Stellungnahmen des LBS NRW Bezug genommenen Schreiben 
vom 11.05.2012, eine Mail vom 27.04.2012 und das weitere Schreiben vom 
01.06.2012 der Stadtbetriebe Hennef AöR betreffen das Bebauungsplanverfahren 
Nr. 01.26, 11. Änderung. 
 
 
E-Mail des Landesbetriebs NRW vom 03.09.2012 
 
Stellungnahme: 
Nach Rücksprache mit der Planungsabteilung kann der LS NRW der Bitte der 
nach der seitens der Stadt gewählten Querschnittsaufteilung der L333 nordwest-
lich des Bahnübergangs Frankfurter Straße nicht nachkommen, da das Si-
cherheitsaudit diesen Punkt ebenfalls bemängelt habe. Die Abstimmungen von 
2008 seien nach heutigen Kriterien nicht anzuwenden. Es wird darum gebeten, 
sich den Punkt nochmals aus der Sicht der Verkehrssicherheit anzuschauen. 
 
In jedem Fall kann der Lageplan nicht entgegen dem Sicherheitsaudit zur Bauaus-
führung freigezeichnet werden. 
Damit würde der Straßenbaulastträger eine Verantwortung übernehmen, zu der er 
nicht bereit sei. Diese Verantwortung könne der Straßenbaulastträger auch nicht 
an die Stadt abgeben. 
 
Die restliche Planung werde in kurzer Zeit zur Bauausführung freigezeichnet.  
 
Die weitere E-Mail betrifft Detailausführungen zur Verwaltungsvereinbarung, die 
nicht abwägungsrelevant sind.  
 
Abwägung: 
Der vom LBS aufgeführte Punkt ist nicht Gegenstand der verbindlichen Bauleit-
planung. Diese weist die Leistungsfähigkeit der Anlagen zur verkehrlichen Er-
schließung nach, ggfs. durch Benennung der dazu erforderlichen Ausbaumaß-
nahmen in Verkehrsuntersuchung und Begründung, und setzt die öffentliche Ver-
kehrsfläche in ihrer Lage im Raum und in ihrer Breite ausreichend dimensioniert 
fest. Alles weitere, d.h. die Erstellung der Straßenentwurfs- und Ausführungspla-
nung, ihre Abstimmung mit dem zuständigen Straßenbaulastträger und den ab-
schließenden Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung über den Straßenausbau 
zwischen Stadt und Baulastträger überlässt die verbindliche Bauleitplanung ihr 
nachgelagerten Verfahren. Daher geht die Abwägung nicht inhaltlich auf die auf-
geführten Punkte des LBS zu Sicherheitsaudit und Straßenplanung ein, sondern 
legt grundsätzlich die Wertung und die Ziele der Stadt Hennef zur vorliegenden 
Straßenplanung dar. 
 
Zu den vorgebrachten Argumenten aus der E-Mail des LBS wird dennoch wie folgt 
Stellung genommen: 
 
Geringere Breiten für die beiden neben einander liegenden Fahrstreifen (Fahrt-
richtung Osten) als nach den RASt 06 erscheinen im vorliegenden Fall aus fol-
genden Gründen akzeptabel:  
 
1. Da sämtliche Fahrzeuge, die diese beiden Fahrstreifen befahren, aus dem (je 
Fahrtrichtung) einstreifigen Teil der Frankfurter Straße (oder aus der auch in Zu-
kunft vorfahrtrechtlich untergeordneten Einmündung der Bachstraße) kommen, 
muss nicht damit gerechnet werden, dass diese Fahrzeuge im Bereich zwischen 
der Bachstraße und dem Bahnübergang systematisch im fließenden Verkehr ne-
beneinander fahren oder sich sogar überholen. Es ist eher zu erwarten, dass sich 
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die Fahrzeuge bei geöffneter Schranke bzw. bei Grün an der Signalanlage bereits 
auf dem hier betrachteten Straßenabschnitt entflechten und versetzt hintereinan-
der fahren, bis sie entweder in Richtung Geisbach geradeaus weiter fahren oder 
nach links in Richtung Bröltal abbiegen. Bei geschlossener Schranke werden die 
Fahrzeuge mit dem Ziel Geisbach ihre Geschwindigkeiten vermindern und anhal-
ten. Für geringere Geschwindigkeiten werden auch nur geringere Bewegungs-
spielräume benötigt, im Stand benötigen die Fahrzeuge keinen Bewegungsspiel-
raum, sondern nur noch einen Sicherheitsabstand zu vorbeifahrenden Fahrzeu-
gen. Die Linksabbieger in Richtung Bröltal können an den wartenden Fahrzeugen 
mit dem Ziel Geisbach vorbei fahren wie an parkenden Fahrzeugen. Dies hat Be-
obachtungen zufolge in der Vergangenheit mit dem vorhandenen Aufstellbereich 
für die vor dem Bahnübergang wartenden Fahrzeuge gut funktioniert, obwohl auch 
dieser nur eine reduzierte Breite aufweist. In der aktuellen Planung ist nur eine 
Verlängerung dieses schmalen Aufstellbereichs vorgesehen. Es nicht zu erwarten, 
dass bei der Vorbeifahrt an den auf diesem Aufstellstreifen wartenden Fahrzeugen 
zusätzliche Probleme auftreten. 
 
2. Um die für die Anordnung von insgesamt drei Fahrstreifen zur Verfügung ste-
hende Breite von 8,75 m möglichst sinnvoll aufzuteilen, kann auf eine Markierung 
separater Fahrstreifen für die Linksabbieger in Richtung Bröltal und die geradeaus 
fahrenden Fahrzeuge in Richtung Geisbach ggf. verzichtet werden. In diesem Fall 
könnte der in Richtung Bahnübergang führende Fahrstreifen mit einer Breite von < 
5,50 m ausgeführt werden. Bei fließendem Verkehr würde dieser Fahrstreifen ein-
streifig befahren, bei geschlossener Schranke würden sich die wartenden Fahr-
zeuge am rechten Fahrbahnrand aufstellen. Die Fahrzeuge in Fahrtrichtung Bröl-
tal könnten an den wartenden Fahrzeugen vorbeifahren. Bei einer Breite des ge-
meinsamen Fahrstreifens von < 5,50 m stehen noch 3,25 m für den Gegenfahr-
streifen zur Verfügung. Zur Verdeutlichung der Situation sollten neben einander 
liegende Richtungspfeile (halblinks und geradeaus) markiert werden. Insbesonde-
re wenn - wie hier vorgeschlagen - auf die Markierung getrennter Fahrstreifen 
durch eine unterbrochene bzw. durchgezogene Linie verzichtet wird, ist nicht aus-
zuschließen, dass am rechten Fahrbahnrand gehalten oder geparkt wird. Dem ist 
durch die Anordnung eines absoluten Halteverbots entgegen zu wirken. 
 
3. Von einer auch in Zukunft erkennbar schmalen Gestaltung des Straßenraums 
kann eine tendenzielle Dämpfung des Geschwindigkeitsniveaus erwartet werden. 
 
Ergänzend dazu wird ausgeführt, dass aufgrund der Besonderheiten des Einzel-
falles hinsichtlich der RASt 06 kein starrer Maßstab anzulegen ist. Von den in der 
RASt 06 angegeben Werten soll jedoch nur abgewichen werden, wenn die daraus 
entwickelte Lösung den spezifischen Anforderungen der Entwurfsaufgabe nach-
weislich besser gerecht wird. 
 
Eine Verschiebung der Konfliktbewältigung auf das nachgelagerte Verfahren ist 
neben den oben aufgeführten Argumenten vertretbar, da auch andere Lösungs-
möglichkeiten im Rahmen der Straßenausbauplanung möglich sind. Eine Konflikt-
bewältigung ist somit in jedem Fall gegeben.  
 
 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnah-
men keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 
 
-Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
-Wahnbachtalsperrenverband 
-Wehrbereichsverwaltung West 
-Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61, Abt. 61.2 
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2. Gemäß § 13a i.V.m. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 ( BGBl. I S. 
1509) und § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – West-
falen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 ( 
GV.NRW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S. 685), werden der Bebauungs-
plan Nr. 01.3 Hennef (Sieg) – Ladestraße/Bahnhofsumfeld, 1. Ände-
rung mit Text als Satzung und die Begründung hierzu beschlossen.  

 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.11 

Bebauungsplan Nr. 01.26 Hennef (Sieg)- Frankfurter Str./ Bröl-
talstr./ Kleine Umgehung, 11. Änderung 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellung-
nahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 
Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und der öffentli-
chen Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB  
2. Satzungsbeschluss 

254 

  
 Auf Empfehlung der zuständigen Fachausschüsse beschloss der Rat der 

Stadt Hennef (Sieg) einstimmig: 
 

1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und der öffent-
lichen Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB wird wie folgt 
zugestimmt: 

 
1.1  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-

zeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 
zu B1, Anlieger 1 

mit Schreiben vom 06.10.2011 
 
Stellungnahme: 
 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 11. Änderung des Bebauungsplans 
01.26 Frankfurter Straße - Bröltalstraße - kleine Umgehung. Es sind erhebliche 
Nachteile zu erwarten. 
 
Begründung vom 23.10.2011 
1.  seit Umbau der Bröltalstraße ist mit extremen Lärm und Abgasen zu kämp-

fen. Das Verkehrsaufkommen hat zugenommen.  
2.  in den Stoßzeiten ist es fast unmöglich die Ampelkreuzung/ Autobahn von 

Seite des Einwenders zu verlassen.  
3.  Ein Aufenthalt auf dem Grundstück des Einwenders wird durch Punkt 1 zu-

nichte gemacht. 
 
Dies alles fast den ganzen Tag und an sieben Tagen der Woche. Schon jetzt 
treten gesundheitliche Problem durch diese Maßnahme auf. Durch die 10. und 
11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.26 und der 44. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes werden die Punkte 1-3 nur noch erheblich verstärkt. 
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Abwägung: 
 
Zur Untersuchung der möglichen Lärmbeeinträchtigungen durch das Vorhaben 
ist eine Schalltechnische Untersuchung zur 11. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 01.26 „Frankfurter Straße / Bröltalstraße / kleine Umgehung“ erstellt wur-
den. Im Ergebnis kann folgendes festgehalten werden: 
 
Zur Gewerbegeräuschsituation wurden allgemeine Kriterien für die Bauleitpla-
nung erarbeitet, die Lärmkonflikte zwischen dem geplanten GE-Gebiet der 11. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 01.26 und angrenzenden schutzbedürftigen 
Nutzungen bereits im Planungsstadium ausschließen. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die Planwerte LPI zur Tages- und Nachtzeit an allen vier Immissionsorten 
(im Bereich der Oberen Siegstraße) überschritten werden. Daher erfolgte eine 
Nutzungseinschränkung in Form einer Emissionskontingentierung mit Festle-
gung der maximal zulässigen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691. Die 
dargestellte Kontingentierung der GE-Fläche mit einer Belegung mit Emissi-
onskontingenten LEK von tags 56 dB(A), nachts 41 dB(A) pro m² führt im ge-
samten Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte LPI. Einzelheiten 
zur Ausführung von baulichen Anlagen werden im konkreten Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt. 
Zur Verkehrsgeräuschsituation wurde auf der Basis der 16. BImSchV und der 
TA Lärm die Verkehrsgeräuschsituation durch den Quell- und Zielverkehr des 
Plangebiets auf öffentlichen Verkehrswegen untersucht. Danach werden im 
Sinne dieser Richtlinien weder Immissionsgrenzwerte noch sonstige Kriterien 
überschritten. Somit ist der plangebietsbezogene An- und Abfahrverkehr auf öf-
fentlichen Verkehrsflächen hier nicht beurteilungsrelevant. 
 
Die Bedenken werden im Rahmen der 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
1.26 daher zurückgewiesen.  
 
Der im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26 erfolgte 
Abwägungsvorschlag ist hier ebenfalls zu berücksichtigen: 
 
„Die Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleitplanung und auch in 
dieser Bebauungsplanänderung berücksichtigt.  
Im Rahmen der 10. Änderung wurde das vorhandene Lärmgutachten hinsicht-
lich Verkehrslärm aufgrund der aktuell vorliegenden Verkehrsprognosezahlen 
angepasst (siehe Schalltechnische Untersuchung zur Verkehrsgeräuschsituati-
on innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 01.26 (10. Änderung) „Frankfurter 
Straße / Bröltalstraße / kleine Umgehung“ (Stand 11/2010) der Stadt Hennef, 
Bericht Nr. 11 02 001/01, Kramer Schalltechnik GmbH, März 2011). Dabei 
werden im Bereich der Baugebiete im Plangebiet Lärmpegel von > 65-70 dB(A) 
tags und > 60-65 dB(A) nachts an den unmittelbar an die Straßen angrenzen-
den Baugrenzen erreicht, die Lärmpegel nehmen mit zunehmendem Abstand 
zur Straße entsprechend ab.  
Die in der Bauleitplanung als Anhaltswerte zu betrachtenden Orientierungswer-
te der DIN 18005 sind vorrangig von Bedeutung für die Planung von Neubau-
gebieten mit schutzbedürftigen Nutzungen. In vorbelasteten Bereichen, insbe-
sondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und Ge-
mengelagen lassen sich die Orientierungswerte oft nicht einhalten. Dies ist 
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auch in dem hier vorliegenden Bebauungsplan der Fall.  
Aufgrund der im Gutachten ermittelten Verkehrsbelastungen in den WA- und 
MI-Gebieten werden diese am Tage und zur Nachtzeit deutlich überschritten. 
Auch im überwiegenden Bereich der GE- und SO-Gebiete werden die Orientie-
rungswerte tags und nachts überschritten.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, mit dem Ziel die Verkehrsgeräusche wir-
kungsvoll abzuschirmen, sind aufgrund der konkreten städtebaulichen Be-
standssituation mit den gegebenen Abstandsverhältnissen und den Bauhöhen 
der Bestandsgebäude praktisch nicht realisierbar.  
Zum Schutz der Bebauung vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch 
die prognostizierte Verkehrsbelastung sind daher im vorliegenden Bebauungs-
plan sogenannte Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 gekennzeichnet. Diese 
’Lärmpegelbereiche’ (I-VII) sind einem ’maßgeblichen Außenlärmpegel’ zuge-
ordnet, die im vorliegenden Fall vom Lärmgutachter ermittelt wurden. In Ab-
hängigkeit von den festgesetzten Lärmpegelbereichen sind gem. DIN 4109 un-
ter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten Anforderungen an die 
Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.  
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurden in der Schalltechnischen Unter-
suchung zum Bebauungsplan Nr. 01.26 (8. Änderung) von der Kramer Schall-
technik GmbH die Lärmpegelbereiche III bis V für die Bebauung entlang der 
Bröltalstraße und Straße ’An der Brölbahn’ ermittelt und im Zuge der 10. Ände-
rung an die aktuellen Verkehrsdaten angepasst. 
Anhand dieser Lärmpegelbereiche können im konkreten Einzelfall (Baugeneh-
migung) relativ einfach die Anforderung an die Luftschalldämmung und das er-
forderliche resultierende Schalldämm-Maß von verschiedenen 
Wand/Fensterkombinationen nachgewiesen werden.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung ist daher dem Immissionsschutz ausreichend 
Rechnung getragen.  
 
Darüber hinaus ist für die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 01.26 geplan-
ten Neubauten und wesentliche Änderungen von öffentlichen Straßen (u.a. 
Bahnunterführung Bröltalstraße) eine gesonderte Beurteilung nach Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV erforderlich. 
Um eine belastbare Grundlage für diese schalltechnische Berechnung zu 
schaffen, wurde eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung unter Berück-
sichtigung des bereits realisierten Kreisverkehrsplatzes und der Ertüchtigung 
der Anschlussstelle BAB 478 auf den Prognosehorizont 2025 im Jahr 2010 in 
Auftrag gegeben. 
Für die Beseitigung des plangleichen Bahnübergangs an der L 125 Bröltalstra-
ße in Hennef Sieg und die damit verbundene Verlegung der L 125 Richtung 
Osten an den bereits vorhandenen Kreisverkehr Bröltalstraße wurde im Sep-
tember 2010 eine Schalltechnische Untersuchung durch das Büro ISU-Plan, 
Oberhausen für den Straßenverkehrslärm erstellt. 
Die Verschwenkung der L 125 Bröltalstraße mit Unterführung der Bahnlinie und 
die dadurch verbundene stark veränderte Linienführung ist nach dem vorlie-
genden Gutachten als erheblicher, baulicher Eingriff in die Substanz des Ver-
kehrsweges im Sinne der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu 
bewerten. Damit war im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zu prü-
fen, ob eine wesentliche Änderung gemäß §1 (2) der 16. BImSchV vorliegt und 
Maßnahmen der Lärmvorsorge zu treffen sind. 
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Unter Berücksichtigung der geänderten Verkehrsführung liegen für insgesamt 7 
Gebäude Ansprüche auf Lärmvorsorge vor. Für diese Gebäude bestehen die 
Anspruchsvoraussetzungen auf passive Lärmschutzmaßnahmen: 
Bröltalstraße 12, Bröltalstraße 10, Bröltalstraße 8, Bröltalstraße 5b, Bröltalstra-
ße 5c, Im Marienfried 41 und Im Marienfried 37. 
 
Ein passiver Lärmschutz für das Grundstück des Einwenders ist durch den 
Landesbetrieb auf Grundlage des Gutachtens Kramer Schalltechnik GmbH 
vom 29.05.2007 (Bericht 06 02 002/02) erfolgt. Dieser rechtliche Anspruch auf 
Lärmschutz resultierte aus der Baumaßnahme zum Bauabschnitt 1. Das Ge-
bäude befindet sich jedoch außerhalb des jetzt betrachteten Bauabschnittes.“ 
 
Es ist verständlich, dass die Verkehrsbelastungen für den Anwohner sehr stö-
rend sind. Die heute vorhandene Verkehrsbelastung in diesem Bereich hat je-
doch seinen Ursprung nicht in der 11. Änderung, sondern in dem allgemeinen 
Mobilitätsverhalten und den Verkehrsmengen auf der Bröltalstraße. Die ange-
dachten und zum Teil bereits umgesetzten Straßenbaumaßnahmen der 8. und 
10. Änderung tragen zur Entspannung der vorhandenen Verkehrssituation bei 
und erhöhen die Verkehrssicherheit. 
 
Ein Ausbau der Zufahrt u.a. auch zum Grundstück des Einwenders um hier ei-
ne bessere Zufahrtsmöglichkeit zu gewährleisten ist in Planung und soll 2012 
zur Ausführung kommen. 
 
 
zu B2, Anlieger 2 
mit Schreiben vom 14.10.2011 
 
Stellungnahme: 
 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 11. Änderung des Bebauungsplans 
01.26 Frankfurter Straße - Bröltalstraße – kleine Umgehung. Der Einwender 
erwartet massive Beeinträchtigungen. 
 
Begründung: 
 
Als direkter Anwohner einer vielbefahrenen dreispurigen Straße sind erhebliche 
Einbußen an Lebensqualität hinzunehmen. Der Verkehrslärm ist teilweise uner-
träglich. Der Sohn schläft nachts nicht durch, weil vorbeifahrende Fahrzeuge 
ihn wecken. Auch das Babyphone spricht auf diesen Lärm an. Für den Ein-
wender selbst ist eine Nachtruhe bei geöffnetem Fenster undenkbar. Ein Auf-
enthalt im Freien/ Garten ist ebenfalls nicht erstrebenswert. Zudem kommt es 
gerade im Feierabendverkehr zu minutenlangen Hupkonzerten frustrierter Au-
tofahrer.  
 
Um pünktlich um 17.30 Uhr an seiner Weiterbildungsstätte anzukommen, muss 
der Einwender spätestens um 17.00 Uhr das Haus verlassen. Durch das hohe 
Verkehrsaufkommen wird entweder aus Richtung Hennef kommend bzw. von 
der Autobahn aus die Kreuzung zugestellt, so dass es nicht möglich ist in der 
Grünphase die Bröltalstraße zu verlassen. Für 2 Kilometer wird hier eine halbe 
Stunde benötigt. 
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Ebenfalls auf Unverständnis trifft, dass in Höhe der Adresse des Einwenders 
70 km/h Höchstgeschwindigkeit erlaubt sind. 50 m vorher und 150 m später 
aber nur 50 km/h Höchstgeschwindigkeit. Dies ist sinnlos, zumal hier geschlos-
sene Ortschaft ist und die Lärmbelästigung durch die Autobahnunterführung 
nicht gemindert sondern subjektiv gestärkt wird. 
 
Abwägung: 
 
Zur Untersuchung der möglichen Lärmbeeinträchtigungen durch das Vorhaben 
ist eine Schalltechnische Untersuchung zur 11. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 01.26 „Frankfurter Straße / Bröltalstraße / kleine Umgehung“ erstellt wur-
den. Im Ergebnis kann folgendes festgehalten werden: 
 
Zur Gewerbegeräuschsituation wurden allgemeine Kriterien für die Bauleitpla-
nung erarbeitet, die Lärmkonflikte zwischen dem geplanten GE-Gebiet der 11. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 01.26 und angrenzenden schutzbedürftigen 
Nutzungen bereits im Planungsstadium ausschließen. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die Planwerte LPI zur Tages- und Nachtzeit an allen vier Immissionsorten 
(im Bereich der Oberen Siegstraße) überschritten werden. Daher erfolgte eine 
Nutzungseinschränkung in Form einer Emissionskontingentierung mit Festle-
gung der maximal zulässigen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691. Die 
dargestellte Kontingentierung der GE-Fläche mit einer Belegung mit Emissi-
onskontingenten LEK von tags 56 dB(A), nachts 41 dB(A) pro m² führt im ge-
samten Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte LPI. Einzelheiten 
zur Ausführung von baulichen Anlagen werden im konkreten Baugenehmi-
gungsverfahren geregelt. 
Zur Verkehrsgeräuschsituation wurde auf der Basis der 16. BImSchV und der 
TA Lärm die Verkehrsgeräuschsituation durch den Quell- und Zielverkehr des 
Plangebiets auf öffentlichen Verkehrswegen untersucht. Danach werden im 
Sinne dieser Richtlinien weder Immissionsgrenzwerte noch sonstige Kriterien 
überschritten. Somit ist der plangebietsbezogene An- und Abfahrverkehr auf öf-
fentlichen Verkehrsflächen hier nicht beurteilungsrelevant. 
 
Die Bedenken werden im Rahmen der 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
1.26 daher zurückgewiesen.  
 
Der im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26 erfolgte 
Abwägungsvorschlag ist hier ebenfalls zu berücksichtigen: 
 
„Die Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleitplanung und auch in 
dieser Bebauungsplanänderung berücksichtigt.  
Im Rahmen der 10. Änderung wurde das vorhandene Lärmgutachten hinsicht-
lich Verkehrslärm aufgrund der aktuell vorliegenden Verkehrsprognosezahlen 
angepasst (siehe Schalltechnische Untersuchung zur Verkehrsgeräuschsituati-
on innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 01.26 (10. Änderung) „Frankfurter 
Straße / Bröltalstraße / kleine Umgehung“ (Stand 11/2010) der Stadt Hennef, 
Bericht Nr. 11 02 001/01, Kramer Schalltechnik GmbH, März 2011). Dabei 
werden im Bereich der Baugebiete im Plangebiet Lärmpegel von > 65-70 dB(A) 
tags und > 60-65 dB(A) nachts an den unmittelbar an die Straßen angrenzen-
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den Baugrenzen erreicht, die Lärmpegel nehmen mit zunehmendem Abstand 
zur Straße entsprechend ab.  
Die in der Bauleitplanung als Anhaltswerte zu betrachtenden Orientierungswer-
te der DIN 18005 sind vorrangig von Bedeutung für die Planung von Neubau-
gebieten mit schutzbedürftigen Nutzungen. In vorbelasteten Bereichen, insbe-
sondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrswegen und Ge-
mengelagen lassen sich die Orientierungswerte oft nicht einhalten. Dies ist 
auch in dem hier vorliegenden Bebauungsplan der Fall.  
Aufgrund der im Gutachten ermittelten Verkehrsbelastungen in den WA- und 
MI-Gebieten werden diese am Tage und zur Nachtzeit deutlich überschritten. 
Auch im überwiegenden Bereich der GE- und SO-Gebiete werden die Orientie-
rungswerte tags und nachts überschritten.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, mit dem Ziel die Verkehrsgeräusche wir-
kungsvoll abzuschirmen, sind aufgrund der konkreten städtebaulichen Be-
standssituation mit den gegebenen Abstandsverhältnissen und den Bauhöhen 
der Bestandsgebäude praktisch nicht realisierbar.  
Zum Schutz der Bebauung vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch 
die prognostizierte Verkehrsbelastung sind daher im vorliegenden Bebauungs-
plan sogenannte Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 gekennzeichnet. Diese 
’Lärmpegelbereiche’ (I-VII) sind einem ’maßgeblichen Außenlärmpegel’ zuge-
ordnet, die im vorliegenden Fall vom Lärmgutachter ermittelt wurden. In Ab-
hängigkeit von den festgesetzten Lärmpegelbereichen sind gem. DIN 4109 un-
ter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten Anforderungen an die 
Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.  
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurden in der Schalltechnischen Unter-
suchung zum Bebauungsplan Nr. 01.26 (8. Änderung) von der Kramer Schall-
technik GmbH die Lärmpegelbereiche III bis V für die Bebauung entlang der 
Bröltalstraße und Straße ’An der Brölbahn’ ermittelt und im Zuge der 10. Ände-
rung an die aktuellen Verkehrsdaten angepasst. 
Anhand dieser Lärmpegelbereiche können im konkreten Einzelfall (Baugeneh-
migung) relativ einfach die Anforderung an die Luftschalldämmung und das er-
forderliche resultierende Schalldämm-Maß von verschiedenen 
Wand/Fensterkombinationen nachgewiesen werden.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung ist daher dem Immissionsschutz ausreichend 
Rechnung getragen.  
 
Darüber hinaus ist für die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 01.26 geplan-
ten Neubauten und wesentliche Änderungen von öffentlichen Straßen (u.a. 
Bahnunterführung Bröltalstraße) eine gesonderte Beurteilung nach Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV erforderlich. 
Um eine belastbare Grundlage für diese schalltechnische Berechnung zu 
schaffen, wurde eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung unter Berück-
sichtigung des bereits realisierten Kreisverkehrsplatzes und der Ertüchtigung 
der Anschlussstelle BAB 478 auf den Prognosehorizont 2025 im Jahr 2010 in 
Auftrag gegeben. 
Für die Beseitigung des plangleichen Bahnübergangs an der L 125 Bröltalstra-
ße in Hennef Sieg und die damit verbundene Verlegung der L 125 Richtung 
Osten an den bereits vorhandenen Kreisverkehr Bröltalstraße wurde im Sep-
tember 2010 eine Schalltechnische Untersuchung durch das Büro ISU-Plan, 
Oberhausen für den Straßenverkehrslärm erstellt. 
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Die Verschwenkung der L 125 Bröltalstraße mit Unterführung der Bahnlinie und 
die dadurch verbundene stark veränderte Linienführung ist nach dem vorlie-
genden Gutachten als erheblicher, baulicher Eingriff in die Substanz des Ver-
kehrsweges im Sinne der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu 
bewerten. Damit war im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zu prü-
fen, ob eine wesentliche Änderung gemäß §1 (2) der 16. BImSchV vorliegt und 
Maßnahmen der Lärmvorsorge zu treffen sind. 
Unter Berücksichtigung der geänderten Verkehrsführung liegen für insgesamt 7 
Gebäude Ansprüche auf Lärmvorsorge vor. Für diese Gebäude bestehen die 
Anspruchsvoraussetzungen auf passive Lärmschutzmaßnahmen: 
Bröltalstraße 12, Bröltalstraße 10, Bröltalstraße 8, Bröltalstraße 5b, Bröltalstra-
ße 5c, Im Marienfried 41 und Im Marienfried 37. 
 
Ein passiver Lärmschutz für das Grundstück des Einwenders ist durch den 
Landesbetrieb auf Grundlage des Gutachtens Kramer Schalltechnik GmbH 
vom 29.05.2007 (Bericht 06 02 002/02) erfolgt. Dieser rechtliche Anspruch auf 
Lärmschutz resultierte aus der Baumaßnahme zum Bauabschnitt 1. Das Ge-
bäude befindet sich jedoch außerhalb des jetzt betrachteten Bauabschnittes.“ 
 
Es ist verständlich, dass die Verkehrsbelastungen für den Anwohner sehr stö-
rend sind. Die heute vorhandene Verkehrsbelastung in diesem Bereich hat je-
doch seinen Ursprung nicht in der 11. Änderung, sondern in dem allgemeinen 
Mobilitätsverhalten und den Verkehrsmengen auf der Bröltalstraße. Die ange-
dachten und zum Teil bereits umgesetzten Straßenbaumaßnahmen der 8. und 
10. Änderung tragen zur Entspannung der vorhandenen Verkehrssituation bei 
und erhöhen die Verkehrssicherheit. 
 
Ein Ausbau der Zufahrt u.a. auch zum Grundstück des Einwenders um hier ei-
ne bessere Zufahrtsmöglichkeit zu gewährleisten ist in Planung und soll 2012 
zur Ausführung kommen. 

 
 
zu T1, Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61.2 Regional-/ Bauleitplanung 

mit Schreiben vom 07.11.2011 
 

Stellungnahme: 
 
Abwasserbeseitigung: 
Die Vorschriften des § 51 a Landeswassergesetz finden hier keine Anwendung, 
da Grundstück nicht erstmals überbaut wird. 
 
Hochwasserschutz: 
 
Zur Berücksichtigung der Belange des Überschwemmungsgebietes der Sieg 
wird empfohlen, die zuständige Bezirksregierung Köln zu beteiligen. 
Hinweis aufgrund nicht grundsätzlich auszuschließender Hochwasser- bzw. 
Qualmwassergefährdung: 
„Gemäß § 5 (2) WHG ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 
kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 
Vorsichtsmaßnahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur Scha-
densminimierung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den 
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möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten durch Hoch-
wasser anzupassen.“ Im Interesse eines vorbeugenden Hochwasserschutzes 
bzw. einer Schadensminimierung im Hochwasserfall ist eine geeignete eigen-
verantwortliche Bauvorsorge zur Minimierung möglicher Hochwasserschäden 
angeraten.“ 
 
Straßenverkehr 
 
Die nominelle Leistungsfähigkeit der von der Anbindung betroffenen Knoten 
KVP L 125/L 333 Emil-Langen-Straße und L 333/ Obere Siegstraße erscheint 
für die klassifizierten Straßen unproblematisch. 
Die Leistungsfähigkeit des Knotens L 333/ Obere Siegstraße erscheint hinsicht-
lich des Verkehrsabflusses von der Oberen Siegstraße auf die L 333 hingegen 
problematisch. Die Knoten KVP, L 333/ Obere Siegstraße und der plangleiche 
BÜ der L 125 liegen sehr dicht zusammen. Nicht nur in den Spitzenstunden 
kann dies unter anderem dazu führen, dass der Verkehr aus der Oberen Sieg-
straße – hier insbesondere der Linkseinbieger auf die L 333 – nicht problemlos 
abfließen kann bzw. es zu immensen Wartezeiten und Rückstauungen kommt. 
Dies könnte unstreitig zu Lasten der Verkehrssicherheit in diesem Streckenab-
schnitt gehen. 
Gleichzeitig kann diese Situation zu Schleichverkehren über die Obere Sieg-
straße (Tempo 30-Zone) führen. Das heißt, die „Zu- und Abfahrt“ zum ALDI 
würde über den Knoten Allnerweg/ L 333 und die Obere Siegstraße erfolgen. 
Es bleibt fraglich, ob trotz der nominellen Leistungsfähigkeit des Knotens L 
333/ Obere Siegstraße eine verkehrssichere Zu- und Abfahrt über diesen Kno-
ten zu dem in Rede stehenden Grundstück möglich sein wird. Zur Vermeidung 
etwaiger Verkehrssicherheitsdefizite wird empfohlen, im Vorfeld der Maßnahme 
zu prüfen, mit welchen adäquaten Verkehrssicherungsmaßnahmen der Knoten 
im Bedarfsfall nachgerüstet werden bzw. der Verkehrsfluss und damit die Ver-
kehrssicherheit nachhaltig verbessert werden können. 
Als mögliche Verkehrssicherungsmaßnahmen kommen in Betracht: 
- Verbindliche Aussage des Landesbetrieb Straßen NRW zur baulichen 

Umsetzung der geplanten Bahnunterführung 
- Möglichkeit der signalgesicherten Führung der Linkseinbieger aus der 

Oberen Siegstraße 
- Minimierung der Verkehrsstromkonflikte durch Umgestaltung des Kno-

tens L 333/ Obere Siegstraße in einen Kreisverkehr 
- Auswirkungen eines Rechtsabbiegegebotes aus der Oberen Siegstraße 
- Abführung des ALDI-Verkehrs über das angrenzende Tankstellenareal im 

Rahmen einer Wegerechtvereinbarung. 
 
Abwägung: 
 
zu Abwasserbeseitigung: 
 
Der Hinweis auf § 5 (2) WHG wird zur Kenntnis genommen. Die unmittelbare 
Umgebung ist im Trennsystem kanalisiert. Ein Anschluss daran ist vorgesehen.
 
zu Hochwasserschutz: 
 
Es ist nur ein geringer Teil des Überschwemmungsgebietes von baulichen 



Sitzung des Rates am 26.11.2012 

45 

Maßnahmen betroffen. Der Hinweis auf § 5 (2) WHG wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Eine weitere Beteiligung und Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln - De-
zernat 54 Gewässerentwicklung, Hochwasserschutz - zur Berücksichtigung der 
Belange des Überschwemmungsgebietes hat stattgefunden. Entsprechend 
werden die textlichen Festsetzungen unter Punkt 4.1 wie folgt ergänzt: 
 
Innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes, das auf ein 100-
jährliches Hochwasserereignis bemessen ist, sind 
 
− Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, bauliche Anlagen, die nach Landesrecht 

in den Abstandsflächen zulässig sind, u.a. die Errichtung von Mauern, Wäl-
len oder ähnlichen Anlagen quer zur Fließrichtung des Wassers bei Über-
schwemmungen, 

− das Aufbringen und Ablagern von Wasser gefährdenden Stoffen auf dem 
Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

− die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserab-
fluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

− das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, das Anlegen von Baum- und 
Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwas-
serschutzes gemäß § 6 Absatz 1, Satz 1, Nummer 6 WHG und § 75 Absatz 
2 WHG entgegenstehen, 

 
nur mit Ausnahmegenehmigung nach § 78 WHG der zuständigen Behörde 
(Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln) zulässig. 
 
Die Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage innerhalb des festge-
setzten Überschwemmungsgebietes kann ausnahmsweise nur genehmigt wer-
den, wenn im Einzelfall das Vorhaben: 

 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und 

der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verän-
dert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
4. Hochwasser angepasst ausgeführt wird. 
 
Die weiteren der o.g. Tatbestände können ausnahmsweise zugelassen wer-
den, wenn: 
 
1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegen stehen, der 

Hochwasserfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beein-
trächtigt werden und 

2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschä-
den nicht zu befürchten sind 

oder nachteilige Auswirkungen ausgeglichen werden können. 
 
Zudem wird entsprechend unter Punkt 4.1 „Baugrenzen“ und Punkt 5 „Neben-
anlagen“ im Textteil des Bebauungsplan hierzu folgendes festgesetzt: 

 
Punkt 4.1 „Baugrenzen“ 
Innerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes ist eine Bebauung 
ausnahmsweise zulässig, wenn durch geeignete Maßnahmen sichergestellt 
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wird, dass das Retentionsvolumen nicht verkleinert wird. Der Ausnahme muss 
von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt werden (nach § 31 b Abs. 4 
Sätze 1 und 2 WHG sowie § 113 LWG NRW). 

 
Punkt 5 „Nebenanlagen“ 
Innerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes sind Nebenanlagen 
gem. § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Ab-
standsflächen zulässig sind, ausnahmsweise zulässig, wenn durch geeignete 
Maßnahmen sichergestellt wird, dass das Retentionsvolumen nicht verkleinert 
wird. Der Ausnahme muss von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt 
werden (nach § 31 b Abs. 4 Sätze 1 und 2 WHG sowie § 113 LWG NRW).   
 
Straßenverkehr 
 
In den schon erbrachten Gutachten der IGEPA Verkehrstechnik GmbH aus 
Februar 2011 (ergänzt Februar 2012) und Mai 2011 sowie der verkehrsgutach-
terlichen Stellungnahme aus November 2011 (IGEPA) hinsichtlich der genann-
ten Bedenken wird vom Fachgutachter die Leistungsfähigkeit der heute vor-
handenen Knotengeometrie bereits nachgewiesen. 
 
Das Gutachten (IGEPA November 2011) hat sich auch mit den Vorschlägen 
weiterer Verkehrssicherungsmaßnahmen beschäftigt: 
 
- Lichtsignalanlage: resümierend ist aufgrund der zu erwartenden Beein-

trächtigungen der benachbarten Knotenpunkte eine signaltechnische 
Steuerung der Einmündung L333/ Obere Siegstraße aus verkehrsgutach-
terlicher Sicht nicht empfehlenswert 

 
- Umgestaltung in einen Kreisverkehr: resümierend ist eine Kreisverkehrs-

geometrie aus verkehrsgutachterlicher Sicht nur bedingt empfehlenswert, 
da es zumindest in den Spitzenstunden zu gegenseitigen Beeinträchti-
gungen der beiden Kreisverkehrsplätzen untereinander kommt und au-
ßerdem für den Fall der Schrankenschließung eine überbreite Ringfahr-
bahn, mit den damit verbundenen Einbußen in der Verkehrssicherheit, er-
forderlich ist. 

 
- Rechtsabbiegegebot aus der Oberen Siegstraße: eine solche Verkehrs-

regelung ist aus verkehrsgutachterlicher Sicht nur bedingt empfehlens-
wert, da davon auszugehen ist, dass die erhofften Sicherheitseffekte 
ausbleiben 

 
- Abführung über privates Tankstellengelände: die leistungstechnische 

Abwickelbarkeit dieser Grundstücksanbindung wurde bereits in der Ver-
kehrsuntersuchung von IGEPA Februar 2011 bewertet, mit dem Ergeb-
nis, dass dies aus leistungstechnischer Sicht durchaus möglich wäre. 
Diese Variante ist aber aufgrund vertraglicher Vereinbarungen nicht um-
setzbar.  

 
Dennoch wurden vom Rhein-Sieg-Kreis und Landesbetrieb Strassenbau NRW 
mit den Stellungnahmen vom 07.11.2011 und 25.10.2011 Bedenken hinsicht-
lich der Leistungsfähigkeit vorgetragen. Daher fand zur Verkehrssituation an 
dem Knotenpunkt L 333/ Obere Siegstraße am 19.12.2011 ein Abstimmungs-
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termin zwischen der Stadt und dem Landesbetrieb Straßenbau statt. Hier wur-
de insbesondere eine Lösung der Zu- und Abfahrt "Obere Siegstraße" bespro-
chen, die im weiteren Verfahren überprüft werden soll und bei Ausführung ver-
bindlich zwischen den Planungsbeteiligten geregelt wird.  
 

 Von der Möglichkeit des Linksabbiegens für die stadtauswärts Fahrenden 
von der L 333 auf die Obere Siegstraße wird abgesehen, dies ist dann 
nur noch über die Wendung (U-Turn) im anschließenden Kreisverkehrs-
platz und Rechtsabbiegen in die Obere Siegstraße möglich. Durch eine 
bauliche Maßnahme könnte das Linksabbiegen der stadtauswärts Fah-
renden in die Obere Siegstraße verhindert werden, zumindest für die 
Übergangszeit bis zur Realisierung der Bahnunterführung.  

 Das Rechtsabbiegen und das Linksabbiegen aus der Oberen Siegstraße 
auf die L333 werden als unproblematisch erachtet.  

 
Um den Bedenken des Rhein-Sieg-Kreises und des LBS entgegen zu kom-
men, ist der o.g. Vorschlag nun geprüft und die Ergebnisse entsprechend im 
Rahmen der Bauleitplanung in die Planung eingestellt. Aufgrund der beschrie-
benen möglichen baulichen Maßnahmen und der bisherigen Gutachteraussa-
gen ist davon auszugehen, dass der Knotenpunkt leistungsfähig abwickelbar 
ist. Der beschriebene Einmündungsbereich befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes, die Maßnahmen wären zudem pla-
nungsrechtlich nicht festsetzbar, so dass die Durchführung dieser baulichen 
Maßnahme über eine entsprechende Vereinbarung zwischen der Stadt und 
Landesbetrieb Strassenbau NRW geregelt wird. In der Begründung zum Be-
bauungsplan erfolgt eine entsprechende Ergänzung mit Darstellung der mögli-
chen, noch zu vereinbarenden baulichen Maßnahmen und der Ergebnisse der 
hierzu durchgeführten Gutachten. Im Übrigen wird auf die ausführliche Darstel-
lung zum Thema „Verkehr“ im Kap. 5.2 der Begründung zur 11. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 01.26 verwiesen. 
 
Nach Schätzung des Landesbetriebes ist mit einer Realisierung der Bahnunter-
führung nicht vor 2014, eher später zu rechnen. Eine verbindliche Zusage ist 
z.Zt. nicht möglich, da der Zeitplan entscheidend auch von der Bahn abhängt. 
 
Die in der Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises angesprochenen eventuell 
auftretende Schleichverkehre und Umfahrung der Einmündung über die Obere 
Siegstraße sind entsprechend der verkehrsgutachterlichen Stellungnahme aus 
November 2011, IGEPA, aufgrund der geringen Verkehrsmengen als unkritisch 
zu betrachten. 

 
 
zu T2, Landesbetrieb Straßenbau NRW 

mit Schreiben vom 25.10.2011; Mail vom 07.12.2011, Entwurf der Niederschrift 
Besprechung 19.12. 2011 

 
Stellungnahme vom 25.10.2011: 
 
Das Plangebiet grenzt an den Abschnitt 2,2 der Landesstraße L 333 Ortsdurch-
fahrt an. Somit sind die Belange der Straßenbauverwaltung betroffen. Ohne die 
vollständigen, laut Anschreiben vom 04.10.2011 bereits erstellten, Gutachter-
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unterlagen vorgelegt bekommen zu haben, werden erhebliche Bedenken an-
gemeldet. 
Zur Prüfung lag der Ergänzungsanhang vom Mai 2011 des eigentlichen Gut-
achtens vom Februar 2011 vor; allerdings keine dazu gehörigen detaillierten 
Berechnungen. Es wird um Vorlage des vollständigen Verkehrsgutachtens incl. 
aller Anlagen gebeten (wurden nachgereicht). 
Es ergeben sich hauptsächlich Bedenken bezüglich der Verkehrssicherheit, da 
die beiden Knoten (Obere Siegstraße/Kreisverkehr) sehr dicht (ca. 35 m) zu-
einander liegen. Die Leistungsfähigkeit wird zuerst ein städtisches Problem 
sein, da das Verlassen des Discounter-Geländes aufgrund der Rückstauer-
scheinungen als sehr schwierig einzustufen gilt. Dies könnte dann zu risikobe-
reitem Handeln der Verkehrsteilnehmer führen, die dann in zweifelhafte Ver-
kehrslücken zu stoßen versuchen. 
Darüber hinaus werden erhebliche Bedenken aus der Gesamtsituation kreu-
zender Radfahrer, gleichzeitiges Beachten des aus dem jetzigen Bahnüber-
gang entgegenkommenden Verkehrs und der im Verkehrsraum vorhandenen 
Bushaltestelle angebracht. 
Der LBS NRW sieht die absolute Notwendigkeit, die Leistungsfähigkeit genau 
zu prüfen. 
 
Mail des LBS NRW vom 07.12.2011: 
 
Die bisherigen Planungen basierten auf intensiven Untersuchungen und der 
jetzige Zustand ist bereits städtebaulich als auch straßenplanerisch massiv 
überplant. Eine weitere Ansiedlung von Einzelhandel war nie Thema der Unter-
suchungen. Daher  muss der geplante Bau einer Aldifiliale von Seiten des Lan-
desbetriebes äußerst genau betrachtet werden, damit diese bisher nicht be-
rücksichtigte Bebauung zu keinen Problemen der Verkehrssicherheit und Leis-
tungsfähigkeit führt. 
 
In der Folge werden Fragen zu Berechnung und Systematik des Verkehrsgut-
achtens (IGEPA) gestellt und angeraten, dieses zu überarbeiten. Bis dahin ist 
weiterhin in Frage gestellt, ob dem Vorhaben zugestimmt werden kann. 

 
Abwägung: 

    Abschätzung der Verkehrserzeugung 
Zur Untersuchung der Auswirkungen des Vorhabens auf das Verkehrsnetz und 
zur Ermittlung der prognostizierten Verkehrserzeugung wurde eine Verkehrsun-
tersuchung erarbeitet (Neubau eines Aldi-Marktes, Obere Siegstraße, Ver-
kehrsuntersuchung, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Februar 2011 einschl. An-
lage 1, Detaillierte verkehrstechnische Berechnungen, und Anhang 1 zur Ver-
kehrsuntersuchung aus Februar 2011, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Mai 
2011).  

 
Die Verkehrsuntersuchung legt bezüglich der Verkehrserzeugung das konkrete 
Ansiedlungsvorhaben eines Lebensmitteldiscounters zugrunde. Da ein Dis-
counter von den in einem Gewerbegebiet nach BauNVO zulässigen Nutzungen 
den höchsten Stellplatzumschlag in der Stunde hat, wird davon ausgegangen, 
dass die Annahmen im Verkehrsgutachten im Sinne einer „Worst-Case“-
Betrachtung die verkehrliche Erschließung anderer im Plangebiet alternativ zu-
lässiger Nutzungen mit abdeckt. Wie im Kap. 4.1 Art der baulichen Nutzung der 
Begründung ausgeführt, ist die Absicht des Investors der Endausbau des Dis-
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counters mit 1.100 qm Verkaufsfläche. Obwohl in der 11. Änderung des Be-
bauungsplan Nr. 01.26 zunächst das Planungsziel die Festsetzung eines Ge-
werbegebiets nach § 8 BauNVO, in dem Gewerbebetriebe aller Art und damit 
auch Einzelhandelsbetriebe unterhalb der Großflächigkeitsschwelle des § 11 
Abs. 3 BauNVO zulässig sind (bis zu 800 qm VK), ist, wurde in der Annahme 
zur Verkehrserzeugung durch IGEPA bereits die Verkaufsfläche von 1.100 qm 
zugrunde gelegt, dies auch im Hinblick auf die in Aufstellung befindliche 44. 
Änderung des Flächennutzungsplane der Stadt Hennef – Obere Siegstraße / 
Bröltalstraße, die das Plangebiet als Sondergebiet großflächiger Einzelhandel 
„Lebensmittelmarkt“ (max. zulässige Verkaufsfläche 1.100qm) darstellen soll.  
 
Im Zusammenhang mit der Schließung des südwestlich gelegenen BÜ Bröl-
talstraße (L125) wurden vom Büro IGEPA im Juni 2010, im Rahmen einer 
„Verkehrsuntersuchung L125 (Bröltalstraße) BÜ Beseitigung Hennef Ost – 
Fortschreibung der Prognosebelastungen auf das Jahr 2012“ im Auftrag des 
Landesbetriebes Straßenbau NRW, die lärmtechnisch relevanten Verkehrsbe-
lastungsdaten für diesen Bereich ermittelt und dargestellt. Grundlage hierfür 
waren umfangreiche Verkehrserhebungen in diesem Bereich, welche für die 
Verkehrsuntersuchung für die 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26 
hinsichtlich der Analyse-Nachmittagsspitzenstunden ausgewertet wurden. Die 
Verkehrsuntersuchung L125 (Bröltalstraße) BÜ Beseitigung Hennef Ost ist da-
her ebenfalls Anlage zur 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26. 
Das Plangebiet liegt in der Nähe der Straße An der Brölbahn (L333), die direkte 
Anbindung erfolgt über die Obere Siegstraße. Die Straße An der Brölbahn stellt 
die Haupteingangsachse aus dem westlichen Stadtgebiet sowie von der A560 
Anschlussstelle Hennef-Ost kommend, dar. 
Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung aus Februar 2011 sind zunächst 2 An-
bindungsvarianten untersucht worden: 
 

Anbindungsvariante 1: Die Anbindung erfolgt zum einen über die Obere 
Siegstraße an die L333 und zum anderen über eine bestehende, nordöst-
lich gelegene direkte Anbindung an die L125. Diese erschließt bereits heu-
te eine Tankstelle und einen Tierfachhandel (Fressnapf) an. 

Anbindungsvariante 2: Die Anbindung erfolgt ausschließlich über die Obe-
re Siegstraße an die L333. In diesem Fall ist der zweistreifige Ausbau der 
vorhandenen „Baubetriebshofzufahrt“ vorgesehen. 

Bereits im Zuge der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26 wurde den 
verkehrlichen Rahmenbedingungen Rechnung getragen. Die Grundzüge der 
geänderten Verkehrsführung sind Inhalt der o.g. Rahmenplanung ’Beseitigung 
des plangleichen Bahnübergangs der L125 Bröltalstraße in Hennef-Ost’ (Be-
schluss im Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung am 18.06.2003).  

 
Mit Rücknahme des plangleichen Bahnüberganges durch die Schaffung einer 
Unterführung der L125 unter der Bahn sollen die Einschränkungen der verkehr-
lichen Verbindung über die Bahnstrecke aufgehoben und eine verbesserte ver-
kehrliche Ausgangssituation geschaffen werden. Schließlich wurde die Einrich-
tung eines Kreisverkehrs im Bereich Knoten Bröltalstraße/ Emil-Langen-Str./ 
An der Brölbahn und die Ertüchtigung der lichtsignalgesteuerten Kreuzung 
Bröltalstraße/ Autobahnabfahrt als leistungsfähigste und flächensparenste Lö-
sung betrachtet.  
 

Nach Optimierung der Lage und Geometrie im Rahmen der Planung soll am 
Knotenpunkt Bröltalstraße/ An der Brölbahn/ Emil-Langen-Straße/ L 125 ein 4-
armiger ’kleiner Kreisverkehr’ eine leistungsfähige Lösung darstellen und durch 
das Angebot einer zügigen Umfahrung bei geschlossener Schranke am BÜ 
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Frankfurter Straße eine Reduzierung der dortigen Rückstauerscheinungen er-
möglichen.  

Der Kreisverkehr ist mit einer 3-armigen Kreisverkehrsgeometrie (L125/ L333/ 
Emil-Langen-Str.) bereits gebaut worden. Die direkte Anbindung der südwestli-
chen L125 n und geschlossenem Bahnübergang Bröltalstraße ist jedoch noch 
nicht ausgeführt. Die derzeitige Anbindung der L125 Bröltalstraße erfolgt über 
den geöffneten Bahnübergang, die Zufahrt (Anbindung Vorhaben Lebensmit-
teldiscounter) liegt nordöstlich der Oberen Siegstraße etwa 100 m westlich des 
Kreisverkehrplatzes. 

Im Zuge der geplanten Schließung des südwestlich gelegenen Bahnübergangs 
Bröltalstraße (L125) wurden bereits im Juni 2010 im Rahmen der „Verkehrsun-
tersuchung L125 (Bröltalstraße) BÜ Beseitigung Hennef Ost – Fortschreibung 
der Prognosebelastungen auf das Jahr 2025“ von der IGEPA Verkehrstechnik 
GmbH umfangreiche Verkehrserhebungen in diesem Bereich durchgeführt. Die 
detaillierte Ermittlung der Verkehrserzeugung ist in den Anlagen zur Verkehrs-
untersuchung „Neubau eines Aldi-Marktes, Obere Siegstraße“ dargestellt. Die 
Abschätzung der Verkehrserzeugung erfolgt nach den Ansätzen von Dr. Ing. 
Bosserhoff1. Aufgrund des in unmittelbarer Nähe zum Vorhabenstandort, im 
südöstlich gelegenen Gewerbegebiet, befindlichen direkten Wettbewerbers der 
Fa. Aldi sind entsprechende Kompensationseffekte zu erwarten. Diese werden 
gutachtlich mit 30% angesetzt. 

Für das geplante Vorhaben ergeben sich so insgesamt 106 Pkw-Fahrten 
Quellverkehre und 106 Pkw-Fahrten Zielverkehre (einschließlich der Mitnah-
meverkehre). 
In der o.g. Verkehrsuntersuchung aus 2010 wurden die folgenden Prognosefäl-
le untersucht: 
 

Prognosefall 1: zukünftiges Straßennetz mit geschlossenem BÜ Bröltalstr. und 
Anbindung der südwestlichen L125n an den Kreisverkehr. 

Prognosefall 2: Straßennetz Prognosefall 1 mit zu erwartenden Verkehrsverla-
gerungen durch die bestehenden Behinderungen am 500m entfernten, westlich 
an der L333 gelegenen BÜ Frankfurter Straße. 

Für die weiteren Untersuchungen wird der Prognosefall 2 maßgeblich betrach-
tet, da sich in diesem Fall die stärkste Verkehrsbelastung ergibt.  
So werden im Rahmen dieser Verkehrsuntersuchung (Neubau eines Aldi-
Marktes, Obere Siegstraße, Verkehrsuntersuchung, IGEPA Verkehrstechnik 
GmbH, Februar 2011) die folgenden Belastungsfälle für den Kreisverkehr L125/ 
L333 / Emil-Langen-Str., den Knotenpunkt L333/ Obere Siegstraße und L125/ 
Anbindung GE Tankstelle/Fressnapf (nur Anbindungsvariante 1) leistungstech-
nisch untersucht und bewertet: 
 
 Analysefall 2010 (beinhaltet die im Mai 2010 erhobenen Verkehrsbelastun-

gen vorhandene, 3-armige Kreisverkehrsgeometrie) 

 Analyse-Planfall 2010 (beinhaltet den Analysefall 2010 überlagert mit den 
ermittelten Zusatzverkehren, den angesetzten Verkehrsverteilungen und 
dem beschriebenen Kompensationseffekt; vorhandene, 3-armige Kreisver-
kehrsgeometrie) 

 Prognosefall 2 2025 (Prognosebelastungen 2010 im zukünftigen Straßen-
netz mit geschlossenem BÜ Bröltalstr. und Anbindung der südwestlichen L 
125 an den Kreisverkehr unter Berücksichtigung der zu erwartenden Ver-

                                                 
1 Hessisches Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen (Hrsg.), Integration von Verkehrsplanung 
und räumlicher Planung, Teil 2: Abschätzung der Verkehrserzeugung, Wiesbaden 2000  
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kehrsverlagerungen durch die bestehenden Behinderungen am 500m ent-
fernten, westlich an der L 333 gelegenen BÜ Frankfurter Str.; zukünftige, 4-
armige Kreisverkehrsgeometrie) 

 Prognose-Planfall 2 2025 (Prognosefall 2 überlagert mit den ermittelten Zu-
satzverkehren, den angesetzten Verkehrsverteilungen und dem beschriebe-
nen Kompensationseffekt; zukünftige, 4-armige Kreisverkehrsgeometrie) 

     Leistungstechnische Bewertung 
Im Folgenden wird die Leistungstechnische Bewertung auf Grundlage der für 
das Vorhaben geplanten Anbindungsvariante 2 aufgeführt. Die Ergebnisse für 
die Anbindungsvariante 1 sind in den Anlagen zur Verkehrsuntersuchung 
„Neubau eines Aldi-Marktes, Obere Siegstraße“ dargestellt.  
Kreisverkehr L125/ L333 / Emil-Langen-Str. 
Der Kreisverkehr kann die Verkehrsbelastungen aller Belastungsfälle leistungs-
fähig abwickeln. Die Veränderungen der Verkehrsablaufqualität, durch Zunah-
me der Gesamtwartezeiten am Knotenpunkt aufgrund der Zusatzverkehre aus 
dem Bauvorhaben Aldi sind sowohl im Analyse-Planfall 2010 wie auch im 
Prognose-Planfall 2 2025 nur sehr gering. 
Knotenpunkt L333/ Obere Siegstraße 
Die ausschließliche Anbindung des Plangebietes über die Obere Siegstraße an 
die L333 ist sowohl im Analyse-Planfall 2010 als auch im Prognose-Planfall 2 
2025 leistungsfähig abwickelbar. 

 Ergänzung der Leistungstechnischen Bewertung Prognose – Planfall 0 2025
Ergänzend zu der Verkehrsuntersuchung aus Februar 2011 wurde im Mai 2011 
ein weiterer Prognosefall untersucht: 

  

Prognose–Planfall 0 2025: heutiges Straßennetz – mit geöffnetem Bahnüber-
gang Bröltalstraße – und Überlagerung mit den Zusatzverkehre aus dem Bau-
vorhaben Aldi. 

Dieser Fall wurde untersucht, weil für eine voraussichtlich mehrjährige Über-
gangszeit das von dem Vorhaben erzeugte Verkehrsaufkommen in dem heuti-
gen Straßennetz mit geöffnetem Bahnübergang Bröltalstraße abgewickelt wer-
den muss. In diesem Fall wird jedoch nur die Anbindungsvariante 2 (aus-
schließlich über die Obere Siegstraße) betrachtet und die Leistungstechni-
schen Auswirkungen auf den Kreisverkehr L125/ L333 / Emil-Langen-Str. sowie 
die Einmündung L333/ Obere Siegstraße bewertet. 
Kreisverkehr L125/ L333 / Emil-Langen-Str. 
Der Kreisverkehr kann die Verkehrsbelastungen im Prognose-Planfall 0 2025 
leistungsfähig abwickeln. 
Knotenpunkt L333/ Obere Siegstraße 
Die Anbindung des Plangebietes über die Obere Siegstraße an die L333 ist im 
Prognose-Planfall 0 2025 leistungsfähig abwickelbar. 

    Stellungnahmen Einmündung L333/ Obere Siegstraße 
Auf Grund der Stellungnahmen des Landesbetriebes Straßenbau NRW (LBS) 
und des Rhein-Sieg-Kreises im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung 
gem. § 4 (1) BauGB wurde zur Verkehrssituation am Knotenpunkt L333/ Obere 
Siegstraße im November 2011 eine Stellungnahme (Neubau eines Aldi-
Marktes, Obere Siegstraße, Verkehrsgutachterliche Stellungnahme zur Ver-
kehrssituation an der Einmündung L333/ Obere Siegstraße IGEPA Verkehrs-
technik GmbH, November 2011) verfasst, in der die Vorschläge für Verkehrssi-
cherheitsmaßnahmen überprüft und bewertet werden. Aufgrund der vorhande-
nen Gutachten erfordert die derzeitige Knotengeometrie aus gutachterlicher 
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Sicht weder aus leistungstechnischer Sicht noch aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit eine zwingende Anpassung. Die Ergebnisse der Stellungnahme sind 
hier kurz aufgeführt: 
 
- Eventuell auftretende Schleichverkehre und Umfahrung der Einmündung über 
die Obere Siegstraße sind aufgrund der geringen Verkehrsmengen als unkri-
tisch zu betrachten. 
Aufgrund der zu erwartenden Beeinträchtigungen der benachbarten Knoten-
punkte ist eine signaltechnische Steuerung der Einmündung L333/ Obere 
Siegstraße nicht zu empfehlen. 
 
- Eine Umgestaltung der Knotengeometrie als Kreisverkehrsplatz ist nur be-
dingt zu empfehlen, da in den Spitzenstunden eine gegenseitige Beeinträchti-
gung der beiden Kreisverkehrsplätze erfolgen wird. Zudem ist für den Fall der 
Schrankenschließung eine überbreite Ringfahrbahn erforderlich, welche zu 
Einbußen in der Verkehrssicherheit führen wird. 
 
- Ein Rechtseinbiegegebot aus der Oberen Siegstraße gestaltet sich als wenig 
praktikabel, da westlich der Einmündung keine annehmbare Wendemöglichkeit 
für die in Richtung Osten orientierten Verkehre besteht. Eine solche Verkehrs-
erzeugung ist aus verkehrsgutachterlicher Sicht nur bedingt empfehlenswert, 
da davon auszugehen ist, dass die erhofften Sicherheitseffekte ausbleiben. 
 
- Eine Abführung der Verkehre über das angrenzende Tankstellenareal ist be-
reits in der Verkehrsuntersuchung von Februar 2011 entsprechend bewertet 
worden. Sie ist aus leistungstechnischer Sicht problemlos möglich, scheidet 
aber auf Grund privatvertraglicher Vereinbarungen aus.  
 
- Eine zusätzliche Querungshilfe westlich der Oberen Siegstraße ist aus ver-
kehrsgutachterlicher Sicht nicht zwingend erforderlich, da in unmittelbarer Nähe 
bereits die Möglichkeit einer bevorrechtigten Querung für die Fußgänger be-
steht und keine nennenswerten Zeit- oder Wegeersparnisse zu erwarten sind. 
 
Eine weitere „Stellungnahme zu den Einwendungen des Landesbetriebes 
Strassen NRW vom 07.12.11“ der IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Eschweiler, 
13.12.2011 wurde aufgrund der Mail des LBS an die Stadt Hennef vom 
07.12.2011 verfasst und dem LBS vorgelegt. In dieser Stellungsnahme von 
IGEPA vom 07.12.2011 wurde detailliert auf die Fragen und Einwendungen 
des LBS bezüglich der Ansätze zur Verkehrserzeugung, Verkehrsverteilung 
und des Leistungsfähigkeitsnachweises eingegangen wird. Da eine Zusam-
menfassung aufgrund der komplexen Materie als zu schwierig erscheint, geht 
diese Stellungnahme inhaltlich vollständig in die Abwägung ein (als Anlage zur 
Vorlage abgedruckt). 

 

    Abstimmungstermin mit dem LBS am 19.12.2011  
Im Anschluss fand ein Abstimmungstermin am 19.12.2011 zwischen der Stadt 
Hennef, dem Landesbetrieb Straßenbau und den Verkehrsgutachtern der IGE-
PA GmbHund der BBW Ingenieursgesellschaft für Verkehrswesen, statt. Das 
Büro BBW (Brilon, Bondzio und Weiser) ist im Rahmen der Verkehrsuntersu-
chung zum Bauvorhaben Ladestraße in Hennef (Sieg) beauftragt, die verkehrli-
chen Auswirkungen des Investitionsvorhabens in der Ladestraße Hennef (Ge-
schäfts- und Dienstleistungszentrum einschl. Parkhaus) auf die Leistungsfähig-
keit und Kapazität der benachbarten Knotenpunkte zu untersuchen. Die Lade-
straße schließt über zwei Knotenpunkte unmittelbar westlich des Bahnüber-
ganges Bröltalstraße an die Frankfurter Straße (L 333) an, so dass das Vorha-
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ben Ladestraße mit dem Vorhaben an der Oberen Siegstraße in einem räumli-
chen Zusammenhang steht. 
In dem Abstimmungstermin wurde eine weitere Möglichkeit zur Anbindung des 
Vorhabens an der Oberen Siegstraße entwickelt:  
 
 Von der Möglichkeit des Linksabbiegens für die stadtauswärts Fahrenden 

von der L 333 auf die Obere Siegstraße wird abgesehen, dies ist dann nur 
noch über die Wendung im anschließenden Kreisverkehrsplatz und Rechts-
abbiegen in die Obere Siegstraße möglich.  

 Das Rechtsabbiegen aus der Oberen Siegstraße auf die L333 wird als un-
problematisch erachtet.  

 Ein Linksabbiegen von der Oberen Siegstraße auf die L 333 soll künftig über 
eine weitere bauliche Maßnahme (z.B. Fahrbahnteiler, wird im weiteren Ver-
fahren noch geprüft) ermöglicht werden. Durch diese bauliche Maßnahme 
soll dann auch das Linksabbiegen der stadtauswärts Fahrenden in die Obe-
re Siegstraße verhindert werden.  

Für diese mögliche Verkehrsführung sollte dem LBS der Leistungsfähigkeits-
nachweis nachgereicht werden. 
 
Neben den Aussagen zur Leistungsfähigkeit der Knoten ist für den Landesbe-
trieb wichtig, dass auch die Verkehrssicherheit gegeben bleibt. Lange Warte-
zeiten an Knotenpunkten erzeugen meist auch risikobereiteres Fahrverhalten 
und wirken sich somit auch auf die Verkehrssicherheit aus.  
 
Die baulichen Maßnahmen an der Frankfurter Straße im Zusammenhang mit 
der Bebauung in der Ladestraße und an der Bröltalstraße für die Ansiedlung 
von Aldi müssen einem Sicherheitsaudit unterzogen werden. Die Berichte sind 
dem Landesbetrieb vorzulegen. 
 
Des Weiteren sind für beide Maßnahmen Verwaltungsvereinbarung mit dem 
Landesbetrieb Straßenbau abzuschließen.  
 
Bezüglich der Einzelhandelsansiedlung westlich des Bahnüberganges Bröl-
talstraße im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 01.3 Ladestraße 
wurde in dem Abstimmungstermin zwischen LBS und Stadt Hennef am 
19.12.2011 vereinbart, dass die Stadt eine zusammenhängende Betrachtung 
der Auswirkungen beider Maßnahmen auf die Verkehrsverhältnisse veranlasst 
und im Rahmen beider Bauleitplanverfahren dem LBS vorlegt.  
 
Im Nachgang zu dem Abstimmungstermin am 19.12.2011 wurde von der IGE-
PA im „Anhang 2 zur Verkehrsuntersuchung aus Februar 2011“; Januar 2012 
wie vom LBS gefordert der Leistungsfähigkeitsnachweis für den Kreisverkehrs-
platz L 125 / L 333 (Knoten /Obere Siegstr.) für den Planfall mit dem unterbun-
denen Linksabbiegen von der L 333 in die Obere Siegstraße vorgelegt. 
Von der Brilon Bondzio Weiser GmbH wurde am 05.03.2012 eine „Zusammen-
fassende Stellungnahme“ zu der Verkehrsuntersuchung zur geplanten städte-
baulichen Entwicklung in der Ladestraße und zur Verkehrsuntersuchung zum 
Neubau eines Aldi-Marktes an der Oberen Siegstraße vorgelegt.  
 
Der Forderung der Straßenbauverwaltung nach einem Verkehrlichen Gutach-
ten (Prognosehorizont 2025), welches die verschiedenen Vorhaben in einem 
berücksichtigt, wird nicht entsprochen, da beide Planungen Gegenstand jeweils 
eigener Bauleitplanverfahren mit zugehörigen Planungen und (u.a.) Verkehrs-
gutachten sind und in beiden Bauleitplanverfahren jeweils die verkehrliche 
Funktionsfähigkeit der vorhandenen Nutzungen zusammen mit den neu ge-
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planten Nutzungen und den Maßnahmen im Umfeld der Plangebiete wie oben 
beschrieben nachgewiesen wird (siehe hierzu ausführlich: Zusammenfassende 
Stellungnahme der BBE, Bochum, 05.03.2012). Beide Verkehrsuntersuchun-
gen wurden ergänzt um Aussagen zur Berücksichtigung des jeweils anderen 
Vorhabens. Die Verkehrsuntersuchung zu „Neubau eines Aldi-Marktes Obere 
Siegstraße,“, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Eschweiler, Februar 2011 wurde 
geändert im Februar 2012 und dabei ergänzt um Ziffer 2., Seite 3/12: 
 
„In der Prognose 2025 (ohne Aldi) ist eine allgemeine Verkehrszunahme von 
ca. 7 % für PKW und ca. 27 % für LKW enthalten, in der auch Einzelhandelvor-
haben (wie z.B. Ladestraße) im Umfeld berücksichtigt sind. Diese o.a. Ver-
kehrszunahmen wurden bereits in der seinerzeitigen „Verkehrsuntersuchung L 
125 Bröltalstraße, BÜ Beseitigung Hennef Ost“ (Sept.2010; AG: Landesbetrieb 
Straßen NRW Rhein-Berg) abgestimmt.“ 
 
Beide Gutachter bescheinigen ausdrücklich, dass die Veränderungen der Ver-
kehrsnachfrage, die durch das jeweils andere Bauvorhaben ausgelöst werden, 
im Rahmen der Prognose-/ bzw. der Sicherheitszuschläge liegen, die in den 
zur Überprüfung der Verkehrsablaufes herangezogenen Belastungsfälle bereits 
enthalten sind. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die Ergebnis-
se der einzelnen Gutachten auch dann Gültigkeit haben, wenn nicht nur das 
darin untersuchte Bausvorhaben, sondern auch das jeweils andere Bauvorha-
ben realisiert wird. 

    Mikroskopische Simulation 
Schließlich ließ die Stadt Hennef durch die Brilon Bondzio Weiser GmbH eine 
„Verkehrstechnische Überprüfung der Anbindung eines Aldi-Marktes an die 
Obere Siegstraße in Hennef“ in Form einer mikroskopischen Simulation des 
Verkehrsablaufes durchführen. Die am 07.03.2012 vorgelegte in Form von Vi-
deosequenzen vorgelegte Simulation beinhaltet die Planfälle: 

 Planfall 1a (V1a): heutige Verkehrsführung mit BÜ L 125 und Linksabbiegen in 
die Obere Siegstraße 

 Planfall 1b (V1b): heutige Verkehrsführung mit BÜ L 125 ohne Linksabbiegen 
in die Obere Siegstraße 

 Planfall 1a (V1a): zukünftige Verkehrsführung mit Bahnunterführung L 125 und 
Linksabbiegen in die Obere Siegstraße 

 Planfall 1a (V1a): zukünftige Verkehrsführung mit Bahnunterführung L 125 oh-
ne Linksabbiegen in die Obere Siegstraße 

Die Simulation erfolgte auf Grundlage der Verkehrsnachfragedaten des Büros 
IGEPA. Die Ergebnisse werden von BBW wie folgt zusammengefasst: 

 Die verkehrstechnische Funktionsfähigkeit der Anbindung des Aldi-Marktes an 
die Obere Siegstraße ist sowohl bei der heutigen als auch bei der zukünftigen 
Verkehrsführung der L 125 gewährleistet. 

 Die zukünftige Verkehrsnachfrage im Prognosefall 2025 kann an der vorfahrt-
geregelten Einmündung abgewickelt werden. 

 In der Zufahrt Obere Siegstraße wird größtenteils eine Qualität des Verkehrs-
ablaufes erreicht, die der Stufe D („Ausreichend“) entspricht. Zeitweise können 
jedoch auch deutlich höhere Zeitverluste auftreten. 

 Insgesamt wird empfohlen, das Linksabbiegen von der Bröltalstraße in die 
Obere Siegstraße vorerst zu unterbinden. Im zukünftigen Zustand des Stra-
ßennetzes (Beseitigung des BÜ) sollte es zugelassen werden.  
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Fazit 
 
Die vorgelegten Verkehrsgutachten einschließlich der mikroskopischen Simula-
tion zeigen, dass der Knotenpunkt Obere Siegstraße / Bröltalstraße leistungs-
fähig abwickelbar ist. Das Plangebiet kann damit verkehrlich erschlossen wer-
den. Im Rahmen der Verkehrsgutachten zum Bauleitplanverfahren wurden da-
bei verschiedene Möglichkeiten der Verkehrsführung aufgezeigt. Der beschrie-
bene Einmündungsbereich Obere Siegstraße / Bröltalstraße befindet sich je-
doch außerhalb des Geltungsbereiches der 11. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 01.26, eventuelle Maßnahmen zur Verkehrsführung sind zudem pla-
nungsrechtlich nicht festsetzbar. Die Gestaltung der öffentlichen Verkehrsflä-
che im Einzelnen ist Gegenstand der der Bauleitplanung nachfolgenden Stra-
ßenentwurfs- und Ausführungsplanung. Die Durchführung konkret geplanter 
baulicher Maßnahmen wird über eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung 
zwischen der Stadt Hennef und dem Landesbetrieb Strassen NRW geregelt 
wird.  
Die weiter geforderten Unterlagen (Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung, Si-
cherheitsaudit, Markierungs- und Beschilderungsplan) wurden bzw. werden 
von der Stadt Hennef erstellt und dem LBS vorgelegt. Die Inhalte sind jedoch 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung, sondern nachfolgender Planungen (v.a. 
Straßenentwurfs- und Ausführungsplanung). 

 
 
zu T3, Wahnbachtalsperrenverband 

mit Schreiben vom 20.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Der Planbereich liegt außerhalb des Wasserschutzgebietes zur Trinkwasser-
gewinnung im Hennefer Siegbogen. Versorgungsleitungen sind ebenfalls nicht 
vorhanden. Im vorliegenden Kartenausschnitt ist eine Grundwassermessstelle 
auf dem Gelände des geplanten Lebensmitteldiscounters erkennbar. Die 
Messstelle Pd008 befindet sich im Eigentum der Stadt Hennef, wird jedoch 
vom Wahnbachtalsperrenverband im Rahmen des Grundwassermonitorings 
überwacht. Die Messstelle liegt außerhalb des geplanten überbauten Berei-
ches, so dass ein Erhalt der Messstelle möglich ist. Ggf. ist die Messstelle in 
eine Unterflurmessstelle umzubauen, was mit vertretbarem finanziellem Auf-
wand für die zukünftigen Bauherrn möglich sein sollte. Während der Baumaß-
nahmen ist die Messstelle entsprechend vor Beschädigungen oder Zerstörung 
zu schützen. 
 
Abwägung: 
 
Der Anregung wird Rechnung getragen und die Grundwassermessstelle wird 
als Hinweis in den Bebauungsplan textlich und zeichnerisch übernommen. Im 
Rahmen der nachfolgenden Planungen und Baumaßnahmen wird dann zu prü-
fen sein, inwieweit diese Messstelle erhalten werden kann oder eine Ersatzan-
lage errichtet werden kann.  
 
Textlich wird folgender Hinweis aufgenommen:  
 
Grundwassermessstellen des Wahnbachtalsperrenverbandes 
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Im Plangebiet befindet sich eine Grundwassermessstelle des Wahnbachtal-
sperrenverbandes, die in der Planzeichnung eingetragen ist. Diese ist mög-
lichst zu erhalten. Falls ein Erhalt nicht möglich ist, ist eine Ersatzanlage zu er-
richten. Während der Baumaßnahmen ist die Messstelle entsprechend vor Be-
schädigungen oder Zerstörung zu schützen. 
 
Die Planzeichnung wird um die entsprechende Messstelle ergänzt.  

 
 
zu T4, Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

mit Schreiben vom 25.10.2011 
 

Stellungnahme: 
Es liegt ein diffuser Kampfmittelverdacht vor (in der beigefügten Karte nicht 
dargestellt). Es wird eine geophysikalische Untersuchung der zu überbauenden 
Fläche empfohlen. Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind 
diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Diese bauseitig 
durchzuführende Arbeit vorbereitender Art sollte zweckmäßigerweise zu Bau-
beginn durchgeführt werden. Zur genauen Festlegung des abzuschiebenden 
Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminabsprache für ei-
nen Ortstermin gebeten. Vorab werden zwingend Betretungserlaubnisse der 
betroffenen Grundstücke und eine Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Ver-
sorgungsleitungen benötigt. Sofern keine Leitungen vorhanden sind, ist dieses 
schriftlich zu bestätigen. 
Bei zusätzlichen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen 
(s. Beigefügtes Merkblatt).  
 
Abwägung: 
Der Anregung wird Rechnung getragen und eine geophysikalische Untersu-
chung der zu überbauenden Fläche zu Beginn der Baumaßnahmen durchge-
führt. Hierzu werden frühzeitig die Beteiligung und die Begehung durch den 
Kampfmittelräumdienst vorbereitet. Zusätzlich wird der folgende Hinweis in den 
Bebauungsplan aufgenommen: 
 
Kampfmittelbeseitigung 
Für den Planbereich besteht ein diffuser Kampfmittelverdacht. Vor dem Baube-
ginn und dem Beginn von erdeingreifenden Maßnahmen wird daher eine geo-
physikalische Untersuchung empfohlen in enger Abstimmung mit dem zustän-
digen Kampfmittelräumdienst. Bei zusätzlichen Erdarbeiten mit erheblichen 
mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. wird ei-
ne Sicherheitsdetektion empfohlen (s. Merkblatt für das Einbringen von „Son-
dierbohrungen“ im Regierungsbezirk Köln). 

 
 
zu T5, Rhenag 

mit Schreiben vom 06.10.2011 
 

Stellungnahme: 
Es bestehen keine Bedenken. Vorhandene Gas- und Wasserleitungen sind in 
ihrem Bestand zu sichern. Ein Gas- und Wasserübersichtsplan ist beigefügt.  
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Abwägung: 
Die Leitungen liegen innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen, so dass keine 
weitere planungsrechtliche Sicherung erforderlich ist. Die naturgemäß inner-
halb privater Flächen verlaufenden Anschlussleitungen erfordern ebenfalls kei-
ne planungsrechtliche Sicherung.  

 
 
zu T6, RSAG 

mit Schreiben vom 24.10.2011 
 

Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Es wird um Beachtung folgender Hinweise gebeten: 
1. Die Erschließung mit Straßen, Wohnwegen, Wendekreisen und Wende-

hämmern ist so anzulegen, dass die Fahrbahnbreite eine reibungslose Müll- 
und Sperrgutabfuhr – auch mit Dreiachser-Großraumwagen – gewährleistet.

2. Straßeneinmündungen sind mit Eckausrundung vorzusehen und auszufüh-
ren, Stichstraßen sind mit Wendeanlagen (Wendekreis oder -hammer) zu 
planen und zu errichten. Insbesondere Wendekreise bedürfen dabei eines 
Radius von 9,00 m. 

3. Es können die Wendehämmer für Dreiachser-Müllgroßraumfahrzeuge aus 
der beigefügten Auswahl benutzt werden. 

4. Sollte den Vorschriften der UVV (Unfallverhütungsvorschrift) der Entsor-
gungsfahrzeuge nicht entsprochen werden, so kann eine Abfallentsorgung 
an dem Grundstück nicht erfolgen. In der Planung müsste ein Stellplatz für 
Abfallbehälter im Straßeneinmündungsbereich berücksichtigt werden.  

5. Weiterhin gilt, dass Abfall nur dann abgeholt werden darf, wenn die Zufahrt 
zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht 
erforderlich ist. Ausgenommen ist ein kurzes Zurückstoßen, wenn es für den 
Ladegang erforderlich ist. 

 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die im Geltungsbereich befindlichen Verkehrsflächen sind teilweise bereits ge-
baut. Bei den geplanten weiteren Maßnahmen in den öffentlichen Verkehrsflä-
chen werden die Hinweise im weiteren Verfahren beachtet. 

 
 
zu T7, Bezirksregierung Köln, Dez. 33 

mit Schreiben vom 18.10.2011 
 

Stellungnahme: 
Aus Sicht der vom Dezernat 33 wahrzunehmenden öffentlichen Belange der 
allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung sind keine Bedenken vor-
zubringen. Planungen bzw. Maßnahmen des Dezernates 33 sind nicht vorge-
sehen. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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zu T8, Bezirksregierung Köln, Dez.54 

mit Schreiben vom 09.01.2012 
 

Stellungnahme: 
Die maßgebliche Regelung zum Umgang mit Bauleitplänen in festgesetzten 
Überschwemmungsgebieten ist § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes der aktuel-
len Fassung, ergänzt durch darüber hinausgehende landesrechtliche Regelun-
gen in § 113 Landeswassergesetz NRW. 
Da im Falle des o.g. Bauleitplanverfahrens kein „neues Baugebiet“ ausgewie-
sen wird, sondern es sich lediglich um Änderungen handelt, ist lediglich das 
konkrete Einzelvorhaben im Ausnahmegenehmigungsregime des § 78 WHG 
durch den künftigen Bauherrn im Blick auf die Verbote nach den Ziffern 2 bis 7 
gem. § 78 Abs. 1 WHG abzuarbeiten. 
Zuständige Behörde für derartige Verfahren an der Sieg als Gewässer 1. Ord-
nung ist die Bezirksregierung Köln als Obere Wasserbehörde (Dezernat 54). 
 
In dem Festsetzungstext des Bebauungsplanes sollte folgender Text (kursiv) 
aufgenommen werden: 
 
Innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes, das auf ei 100-

jährliches Hochwasserereignis bemessen ist, sind 
 
- Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, bauliche Anlagen, die nach Landesrecht 

in den Abstandsflächen zulässig sind, u.a. die Errichtung von Mauern, Wäl-
len oder ähnlichen Anlagen quer zur Fließrichtung des Wassers bei Über-
schwemmungen, 

- das Aufbringen und Ablagern von Wasser gefährdenden Stoffen auf dem 
Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

- die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserab-
fluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

- das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, das Anlegen von Baum- und 
Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwas-
serschutzes gemäß § 6 Absatz 1, Satz 1, Nummer 6 WHG und § 75 Absatz 
2 WHG entgegenstehen, 

 
nur mit Ausnahmegenehmigung nach § 78 WHG der zuständigen Behörde 
(Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln) zulässig. 
 
Die Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage innerhalb des festge-
setzten Überschwemmungsgebietes kann ausnahmsweise nur genehmigt wer-
den, wenn im Einzelfall das Vorhaben 
 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und 

der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verän-
dert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
4. Hochwasser angepasst ausgeführt wird. 
 
Die weiteren der o.g. Tatbestände können ausnahmsweise zugelassen  
werden,wenn 
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1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegen stehen, der 
Hochwasserfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beein-
trächtigt werden und 

2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschä-
den nicht zu befürchten sind 

 
oder nachteilige Auswirkungen ausgeglichen werden können. 
 
Im Sinne des Vermeidungsprinzips und des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes sollten die Baugrenzen für den künftigen Discounter außerhalb des festge-
setzten Überschwemmungsgebietes festgelegt werden, nach Möglichkeit trotz 
der „Anbauverbotszone der BAB 560“. Die gegenwärtige Bebauung mit dem 
Bauhof liegt außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes, wonach 
dies als möglich erscheint (siehe anliegende Kartendarstellung) mit Angaben 
der Wasserspiegellage des 100-jährlichen Bemessungshochwassers). 
 
Mit entsprechendem Verlauf der Baugrenzen außerhalb wäre gleichsam die 
„hochwasserangepasste Bauweise“ sichergestellt. KFZ-Parkflächen im Über-
schwemmungsgebiet sind gegenüber einer baulichen Anlage eine eher mögli-
che Flächennutzung, da diese hier im Falle eines Lebensmitteldiscounters ja 
nicht dauerhaft, sondern nur temporär und kurzzeitig im Bedarfsfall genutzt 
werden. 
 
Die Anpflanzungen zum Eingriffsausgleich sind ebenfalls innerhalb des festge-
setzten Überschwemmungsgebietes vorgesehen und bedürfen formell der 
Ausnahmegenehmigung nach § 78 WHG. 
 
Der Vorhabenträger hat in dem bei der Bezirksregierung Köln zu führenden 
Verfahren nach § 78 WHG auf alle betroffenen Verbotstatbestände nach § 78 
Abs 1 WHG einzugehen. Eine Liste der dazu erforderlichen Antragsunterlagen 
sowie das Formblatt zur Hochwasser angepassten Bauweise liegen diesem 
Schreiben an. 
 
Abwägung: 
 
Eine Abstimmung zur Ausführung geeigneter Maßnahmen hinsichtlich der Si-
cherstellung des Retentionsvolumens und zur Berechnung des Retentionsaus-
gleiches mit der Bezirksregierung Köln - Dezernat 54 Gewässerentwicklung, 
Hochwasserschutz - hat stattgefunden.  
Die Textlichen Festsetzungen werden unter Punkt 4.1 entsprechend ergänzt. 

 
Es wurde geprüft, ob die Ausnahmevoraussetzungen des § 78 Abs. 3 WHG für 
die die Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage in Überschwem-
mungsgebieten vorliegen: 
 
die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der 
Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird, 
Der Begriff Hochwasserrückhaltung beschreibt die prinzipielle Eigenschaft in-
nerhalb eines Überschwemmungsgebietes für das eventuell auftretende Hoch-
wasser Raum zur Ausbreitung zu bieten, so dass der Hochwasserabfluss ver-
langsamt wird und durch Abflachen des Hochwasserscheitels eine Entspan-
nung der Hochwassersituation bewirkt. Dies darf durch die Errichtung und Er-
weiterung baulicher Anlagen nicht beeinträchtigt werden. In diesem Fall wird 
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durch die Lage der überbaubaren Flächen am Rande des Überschwemmungs-
gebietes die Funktion als Rückhalteraum beeinträchtigt. Um den Retentions-
ausgleich für das hier geplante Vorhaben näher bestimmen zu können sind in 
Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln Berechnungen durchgeführt wor-
den. Demnach ist eine Bebauung hier ausnahmsweise zulässig, wenn durch 
geeignete Maßnahmen sichergestellt wird, dass das Retentionsvolumen nicht 
verkleinert und ein umfang-, funktions- und zeitgleicher Ausgleich des verlore-
nen Retentionsraumes für die Rückhaltung von Hochwasser geschaffen wird. 
Dieser Ausnahme muss von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt wer-
den. Unter Punkt 4.1 „Baugrenzen“ und Punkt 5 „Nebenanlagen“ im Textteil 
des Bebauungsplan wird hierzu folgendes aufgeführt: 
 
Punkt 4.1 „Baugrenzen“ 
Innerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes ist eine Bebauung 
ausnahmsweise zulässig, wenn durch geeignete Maßnahmen sichergestellt 
wird, dass das Retentionsvolumen nicht verkleinert wird. Der Ausnahme muss 
von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt werden (nach § 31 b Abs. 4 
Sätze 1 und 2 WHG sowie § 113 LWG NRW). 
 
Punkt 5 „Nebenanlagen“ 
Innerhalb des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes sind Nebenanlagen 
gem. § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Ab-
standsflächen zulässig sind, ausnahmsweise zulässig, wenn durch geeignete 
Maßnahmen sichergestellt wird, dass das Retentionsvolumen nicht verkleinert 
wird. Der Ausnahme muss von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt 
werden (nach § 31 b Abs. 4 Sätze 1 und 2 WHG sowie § 113 LWG NRW).   
 
der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert  
wird 
Der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser werden nicht nachteilig be-
einflusst, da sich das in dieser Änderung behandelte Plangebiet nur am Rande 
des Überschwemmungsgebietes befindet. Die Errichtung baulicher Anlagen in 
diesem Bereich haben keine negativen Auswirkungen auf den Hochwasserab-
fluss. Aufgrund der Errichtung baulicher Anlagen geht Retentionsraum verlo-
ren, für den Ersatz geschaffen wird. Dies ist auch durch die Festsetzungen im 
Textteil des Bebauungsplanes gesichert. Negative Auswirkungen auf die Höhe 
des Wasserstandes sind durch die Erhaltung des Retentionsraumes über ge-
eignete Maßnahmen nicht zu erwarten.  

  
den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt 
Durch die geplante Bebauung wird der bestehende Hochwasserschutz nicht 
beeinträchtigt, da der Rückhalteraum durch entsprechende Maßnahmen aus-
geglichen wird. Zudem wird kein Eingriff in Deichanlagen oder Abflussräume 
vorbereitet, da das Plangebiet nur den Randbereich des festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes tangiert. Der Schutz vor hochwasserbedingten Beein-
trächtigungen wird im Vergleich zu dem bisherigen Schutz insgesamt also nicht 
vermindert.  

  
Hochwasser angepasst ausgeführt wird 
Durch die vorgesehene Anhebung des Geländes innerhalb der festgesetzten 
Baugrenze kann sichergestellt werden, dass bei einem Hochwasser keine bau-
lichen Schäden auftreten. Der Bebauungsplan setzt hier gemäß den textlichen 
Festsetzungen unter Punkt 3 „Höhenlage und Höhe der Gebäude“ die Ober-
kante des Erdgeschossfußbodens (OKF) der geplanten Bebauung auf einer 
Höhe von mindestens 70,00 m ü. NHN fest. Mit diesen eindeutig definierten 
Höhenbezügen kann sichergestellt werden, dass der Erdgeschossbereich der 
neu entstehenden Bebauung auch bei einem BHW 100-Ereignis nicht überflu-
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tet werden, da sie über dem höchsten bekannten Wasserspiegelniveau eines 
BHW 100-Ereignisses (68,63 m NN) liegen. Die geplante Bebauung wird ent-
sprechend an der nördlichen Gebäudeseite aufgeständert, so dass die entste-
henden Hohlräume durch entsprechende Maßnahmen das notwendige Reten-
tionsvolumen sicherstellen. Diesen Maßnahmen zur hochwasserangepassten 
Ausführung muss von der zuständigen Wasserbehörde zugestimmt werden. 

 
Bei Umsetzung der textlichen Festsetzungen und Maßnahmen zum Retenti-
onsausgleich und Berücksichtigung der wasserwirtschaftlichen Belange kann 
eine unmittelbare Gefährdung für Leben, Gesundheit der arbeitenden Bevölke-
rung und bedeutende Sachwerte für die im Plangebiet geplante Bebauung 
ausgeschlossen werden. 
Das Plangebiet ist bereits bebaut und weitgehend versiegelt, durch die geplan-
te Änderung der Bebauung und Anordnung der Baukörper ergeben sich keine 
maßgeblichen Barrieren für den Hochwasserabfluss, da das Überschwem-
mungsgebiet nur am Rande tangiert wird. Ein eventuell auftretendes Hochwas-
ser kann problemlos wieder abfließen. Die Hochwasserrückhaltung und der be-
stehende Hochwasserschutz werden mit der Planung also nicht beeinträchtigt. 
Zudem wird eine hochwasserangepasste Ausführung im Bebauungsplan durch 
Festsetzung der Oberkante des Erdgeschossfußbodens sichergestellt. 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Ausführungen und Maßnahmen sind 
die Voraussetzungen gemäß § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG für die ausnahmsweise 
Zulässigkeit eines Vorhabens gegeben. Die Planung ist somit mit den rechtli-
chen Vorgaben und Zielen zum Hochwasserschutz vereinbar. 

 
Vermeidungsprinzip nach § 77 WHG Rückhalteflächen (Erhaltungs- und Rück-
gewinnungsgebot) 
Im Sinne des Vermeidungsprinzips ist zunächst primär anzustreben, dass erst 
gar keine Flächen im Überschwemmungsgebiet bzw. kein Retentionsraum zu 
beanspruchen sind, indem hier keine Baukörper entstehen. Erst wenn dies 
nicht gelingt und doch im Überschwemmungsgebiet gebaut werden muss, gibt 
es die Möglichkeit durch entsprechende bautechnische Konstruktionen und 
Ausführungen (wie z.B. aufgeständerte Bauweise) auch innerhalb eines Über-
schwemmungsgebietes zu bauen. 
Generell ist das Plangebiet nach Einzelhandelskonzept (Entwurfsfassung des 
Einzelhandelskonzeptes der Stadt Hennef, Universität Bonn, Geographisches 
Institut, Juni 2011) außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches aber inner-
halb des Ergänzungsstandortes Bröltalstraße/ Emil-Langen-Straße als eine der 
wenigen in Hennef noch verfügbaren Potenzialflächen für die Entwicklung von 
Einzelhandel vorgesehen. Dieser Ergänzungsstandort übernimmt mit Ansiede-
lung eines Lebensmitteldiscounters eine wichtige Versorgungsfunktionen für die 
umgebenden sowie die nördlich der Sieg gelegenen Stadtteile. 
Die Lage der überbaubaren Fläche an der nördlichen Geltungsbereichsgrenze 
mit einer Überschneidung des dort beginnenden festgesetzten Überschwem-
mungsgebietes ist weiter begründet in dem geplanten Vorhaben einer Errich-
tung eines Lebensmitteldiscounters. Die Planung des Gebäudes insbesondere 
hinsichtlich der Größe resultiert aus vorgeschriebenen Standardmaßen, durch 
die erst ein ordnungsgemäßer Betrieb eines solchen Lebensmitteldiscounters 
gewährleistet wird. Neben der Gebäudegröße ist hier auch die Anordnung der 
Verkehrs- und Stellplatzflächen von Bedeutung. Die Anlieferung kann nur über 
LKWs erfolgen, welche das Plangebiet „vorwärts“, den Anlieferbereich auf dem 
Plangebiet jedoch „rückwärts“ anfahren. Hieraus ergeben sich zunächst Ra-
dien, die das Rangieren innerhalb des Plangebietes ermöglichen und so ent-
sprechende Fahrgassenbreiten eingehalten werden müssen. Eine Verlagerung 
des Baufeldes entlang der süd-westlichen Plangebietsgrenze aufgrund der 
Rangierflächen der LKW und der topographischen Höhenunterschiede nicht 
möglich. Weitere Gründe liegen in der Stellplatzanzahl und Tiefe der Stellplatz-



Sitzung des Rates am 26.11.2012 

62 

flächen. Durch ein Verschieben des Baufeldes könnte die ordnungsgemäße 
Andienung nicht mehr sichergestellt werden. Zudem wäre dann auch die vor-
handene Topographie, d.h. ein entsprechender Höhenunterschied von den 
LKWs zu überwinden. Schließlich ergeben sich auch aus den einzuhaltenden 
Abstandsflächen Zwangspunkte für die Lage des Baufeldes. 

 
Im Zusammenspiel der o.g. Gründe resultiert die im Bebauungsplan festgesetz-
te Lage der Baugrenzen. 

 
 
zu T9, LVR, Amt für Bodendenkmalpflege 

mit Schreiben vom 25.01.2012 
 

Stellungnahme: 
 
Belange der Bodendenkmalpflege werden durch die o.a. Planung nicht unmit-
telbar betroffen. Es wird jedoch auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSchG 
NW (Meldepflicht und Veränderungsverbot bei der Entdeckung von Boden-
denkmälern) hingewiesen und gebeten, folgenden Hinweis in die Planungsun-
terlagen aufzunehmen: Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Funde oder Befunde sind der Stadt als Untere Denkmalbehörde oder dem 
LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut 
Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/90300, Fax: 02206/ 903022 unverzüglich 
zu melden. Die Anzeigepflicht entsteht nicht erst dann, wenn eindeutig geklärt 
ist, dass es sich um Zeugnisse der Geschichte (archäologische Bodendenkmä-
ler) handelt. Es genügt vielmehr, dass dem Laien erkennbar ist, dass es sich 
um ein Bodendenkmal handeln könnte. Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-
nächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Bo-
dendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
Abwägung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und der vorhandene Hinweis 
in den Textlichen Festsetzungen entsprechend angepasst.  
 

 
1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öf-

fentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
1. zu T1, Landesbetrieb Straßenbau NRW, LBS, 

mit Schreiben vom 27.04.2012; 11.05.2012, 29.05.2012 und 10.07.2012 
 
Stellungnahme vom 27.04.2012: 
 
Es bleiben noch Fragen und Forderungen gegenüber dem Vorhaben an den 
klassifizierten Straßen offen. Im Einzelnen folgendes: 
 
Stand des Vorhabens bis zum Bau der Bahnunterführung L 125: 
 
Notwendige Eintragung in der durch die Stadt aufzustellenden Verwaltungs-
vereinbarung: 
 
Die Unterhaltung und Erhaltung der LÜFT-Elemente (Elemente zur Ver-
kehrslenkung- Lüft ist dabei die Herstellerbezeichnung) in der L 333 oblie-
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gen alleine der Stadt Hennef. 
1. Zusammenfassende Stellungnahme Brilon Bondzio Weiser wurde 

nicht durchgeführt. Schreiben von BBW 05.03.2012 an die Stadt kann 
aber als entsprechender Nachweis gesehen werden. 

2. Es ist im Zuge der Verkehrsuntersuchung nicht nachvollziehbar, wieso 
nach der Änderung der Planung für die Einmündung (Verbot des 
Linksabbiegens) zwar der Kreisverkehr neu nachgewiesen wurde 
(100% Turn), aber nicht die grenzwertige Einmündung Obere Sieg-
straße (Analyse Planfall 2010-A2). Dieser Nachweis sollte aus Sicht 
der Straßenbauverwaltung im zusammengefassten Gutachten ergänzt 
werden. 

3. Die unter 3 genannten Punkte sind ggf. durch das Prüfgutachten BBW 
abgehandelt. Dort wird für den Linksabbieger in der Einmündung Obe-
re Siegstraße eine mittlere Wartezeit von 44 sec. ausgewiesen. Es 
wird nur als seltsam empfunden, dass hier nur einfach die Screens-
hots (grafische Darstellung) beigefügt werden und keine Kurzstellung-
nahme erfolgt. 

4. Die Aussage im BBW-Gutachten „In der Zufahrt Obere Siegstraße 
wird größtenteils eine Qualität des Verkehrsablaufs erreicht, die der 
Stufe D („ausreichend“) entspricht. Zeitweise können jedoch auch 
deutlich höhere Zeitverluste auftreten.“ Macht die ganzen bisherigen 
Gutachten hinfällig.  
Entweder, es wird für die entsprechende Bemessungsstunde die QSV 
D (Qualitätsstufe des Verkehrsablaufes) erreicht, dann ist der Knoten 
leistungsfähig, ansonsten liegt keine ausreichende Leistungsfähigkeit 
vor. 
Hier muss eine klare Aussage her, ob die QSV D nun in der Bemes-
sungsstunde erreicht wird, oder nicht. Dass es natürlich immer noch 
größere Ereignisse geben kann, ist normal. Die hier getroffene Aussa-
ge lässt aber alles offen. 

5. Der Entwurf weist immer darauf hin, dass kurzfristig mit einem Bau der 
Bahnüberführung zu rechnen ist. Nach Auskunft der zuständigen PL 
ist dies nicht der Fall. Es bestehen noch Bedenken im Bereich des KIB 
(Konstruktiver Ingenieurbau), erst dann kann verbindlich mit der Bahn 
gesprochen werden. Anschließend stellt sich die Frage der Finanzie-
rung nach Haushaltslage. Es muss daher davon ausgegangen wer-
den, dass der derzeitige Zustand noch mehrere Jahre anhält. 
Daher muss vor allem bei den Fragen der Sicherheit überprüft werden, 
ob die Einschätzungen der Stadt und des Büros richtig sind und auf 
Maßnahmen wirklich verzichtet werden kann. 

6. Die Anlage der Mittelinsel mit Lüft - Elementen wird entsprechend der 
Ausführungen des Sicherheitsaudits als notwendig gesehen, auch 
wenn aus Unterhaltungsgründen die gepflasterte Variante zu bevorzu-
gen gewesen wäre. 

7. Teilweise kann den Ausführungen des Büros zum Sicherheitsaudit 
(SAS) gefolgt werden. Da der Abschnitt grundsätzlich noch umgebaut 
werden soll, sind einige Punkte erst im Rahmen dieses Umbaus lösbar 
und derzeit hinnehmbar. 
Es gibt allerdings auch einige Punkte, deren Klärung es jetzt benötigt, 
da sich der Bau der Unterführung noch hinzieht und für die Zwischen-
zeit nicht erst auf Unfälle gewartet werden soll, sondern vorher Maß-
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nahmen ergriffen werden sollen: 
 
Punkt 8 des SAS: 
„Die Busbucht der Haltestelle „Bröltalstraße“ Fahrtrichtung Osten weist 
eine Breite von nur 2,0 m auf. D.h., die Busse können nicht aus-
schließlich auf den für sie vorgesehenen Bereichen halten, sie müssen 
die Fahrbahn in Anspruch nehmen. Der fließende Verkehr rechnet je-
doch bei einer Busbucht nicht damit, dass die Busse teilweise noch 
auf der Fahrbahn stehen. Es kann zu riskanten ‚Ausweichmanövern 
oder Auffahrunfällen kommen. Gemäß RASt 06, S. 103 (Richtlinie für 
die Anlegung von Stadtstraßen) sind Busbuchten mit einer Breite von 
3,0 m auszubilden. Wenn die Breite nicht ausreicht, ist das Halten am 
Fahrbahnrand vorzusehen.“ 
Dieser Punkt wird noch verschärft, da jetzt am Ende dieser Haltesitua-
tion noch eine Einschnürung der Fahrbahn durch die neue Mittelinsel 
erfolgt. Es sollte hier der Empfehlung des SAS gefolgt werden, auch 
wenn dafür aus Sicht der Stadt keine Notwendigkeit besteht. 
Hinweis der SBV: Bau eines Buscups (Busse halten vollständig auf 
der Fahrbahn); Setzen von „Bischofsmützen“ entlang der Seitenmar-
kierung der Linksabbiegespur, um das Vorbeifahren von Fahrzeugen 
am wartenden Bus zu unterbinden., Gleichzeitig wird damit das mögli-
che „Linksvorbeifahren“ an den LÜFT-Elementen unterbunden, womit 
der Fahrzeugverkehr doch verbotswidrig in die Obere Siegstraße ab-
biegen könnte.  
 
Punkt 12 des SAS: 
„Vom Kreisverkehr her kommend werden Radfahrer, die in Richtung 
Westen fahren, von dem gemeinsamen Geh- und Radweg über die 
Furt der Oberen Siegstraße auf den Schutzstreifen der Straße An der 
Brölbahn geführt. Dieser Übergang erfolgt in einem Versatz, der durch 
die Kurvenlage verstärkt wird. Übergänge zwischen Seitenraum und 
Fahrbahn sind gemäß ERA (Empfehlung Radverkehrsanlagen) Kap. 
3.4 und 11.1.6 so auszubilden, dass der Radfahrer baulich gesichert 
und ohne Verschwenkung auf die Fahrbahn fahren kann. Anderweitig 
besteht die Gefahr, dass Kfz-Fahrer den Verflechtungsbereich über-
fahren und Radfahrer bedrängen. Die Erkennbarkeit des (vorfahrtbe-
rechtigten) Radverkehrs sollte an dieser Stelle durch ergänzende 
Maßnahmen (Markierung und Einfärbung der Furt) sichergestellt wer-
den (ERA 201, Abschnitt 4.4.2).“ 
Im Zuge der bisherigen Stellungnahme wurde bereits erwähnt, dass 
diese Furt nicht unproblematisch sein dürfte. Durch die Aufwertung der 
verkehrlichen Bedeutung der Einmündung durch den starken Discoun-
ter-Verkehr wird sich die Situation noch verschärfen. 3 Piktogramme 
auf der Furt am Anfang, in der Mitte und am Ende werden seitens der 
SBV dringend empfohlen. 
Im Rahmen des Ausbaus der Strecke im Zuge der Bahnübergangsbe-
seitigung sind ferner derzeit keine neuen Maßnahmen an dieser Ein-
mündung geplant, die die jetzige Situation verbessern würden. Die 
Einmündung ist bereits auch entsprechend der Planung umgebaut. 
Daher sollte auch hier der Empfehlung des SAS gefolgt werden und 
eine Verdeutlichung der Furt erfolgen (für den Längsverkehr L 333 und 
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die Verkehre aus der Oberen Siegstraße). Die zur Straße „Obere 
Siegstraße“ hin gelegene Furtmarkierung muss an die Hängesteine 
anschließen. D.h., die im Plan eingetragene Markierung muss auf die 
andere Seite des vorhandenen Schachtdeckels nach Norden hin ver-
schoben werden. 

8. Generell ist darauf zu achten, dass nicht die eventuell resultierenden 
Probleme aus der neuen Aldi-Ansiedlung später auf den Umbau im 
Rahmen der BÜ-Beseitigung übertragen werden. Es muss hier eine 
Trennung erfolgen zwischen „Aufstufung der Einmündung Obere 
Siegstraße“ zum Jetztzustand und dem Umbau der L 125. 

 
Stand des Vorhabens ab den Bau der Bahnunterführung L 125. 
Notwendiger Inhalt der durch die Stadt Hennef aufzustellenden Verwal-
tungsvereinbarung: 
Sollte sich die Notwendigkeit zum Bau einer Linksabbiegespur auf der L 333 
in die Obere Siegstraße ergeben, wird die Stadt Hennef die Kosten zu die-
sem Bau gesamt alleine tragen müssen. Das Land NRW wird sich daran 
nicht beteiligen. 
Nach erfolgter Überarbeitung der Gutachten/ Planung wird um Wiedervorla-
ge gebeten. 
 
Stellungnahme vom 11.05.2012 
 
Das Plangebiet grenzt im Osten an die Bundesautobahn A 560, Abschnitt 6, 
und die Anbindung an das klassifizierte Straßennetz erfolgt fast unmittelbar 
über ein kurzes Stück städtische Straße „Obere Siegstraße“ dann an die L 
333 „Bröltalstraße“. Somit sind wesentliche Belange der Straßenbauverwal-
tung (SBV) betroffen. 
Eine abschließende Bewertung der Bauleitplanung kann die Straßenbau-
verwaltung erst abgeben, sobald die Zusammenhänge der durch die Stadt 
Hennef mittlerweile mehreren betriebenen verschiedenen Vorhaben am 
Ortseingang Hennef-Ost in Gutachten dargelegt sind. 
Die Stadt erarbeitet derzeit ein verkehrliches Gutachten, welches im Zu-
sammenhang 2 Vorhaben der Stadt Hennef betrachten wird. Es handelt sich 
um das Vorhaben „Baubetriebshof-Lebensmitteldiscounter“ und „Ladestra-
ße/ Bahnhofsumfeld“. Beide Maßnahmen werden starke Auswirkungen auf 
die L 333 mit der Anschlussstelle Hennef-Ost auf die BAB A 560 haben. Be-
sonders auf die aus der Sicht der SBV zu erwartenden Schwierigkeiten an 
der Einmündung „Obere Siegstraße“ auf die „Bröltalstraße“ L 333 wird hier 
an dieser Stelle nochmals hingewiesen. 
In dem derzeit aufzustellenden Gutachten sollen diese Strukturelemente 
eingehender untersucht werden. Ein Zwischenstand ist derzeit erarbeitet. 
Eine Stellungnahme dazu seitens der Straßenbauverwaltung liegt der Stadt 
Hennef vor. Hier besteht aus Sicht der Straßenbauverwaltung noch ab-
schließender Abstimmungsbedarf. 
Unter Berücksichtigung des oben genannten wird hier zusätzlich auf die 
Anmerkungen, Forderungen und Hinweise gedeutet, die sich aus den ange-
hängten Merkblättern ergeben.  
Die Straßenbauverwaltung lehnt jede Kostenbeteiligung an diesen Maß-
nahmen ab. 
Das Vorhaben hat Auswirkung auf die klassifizierten Straßen bis hin zur Au-
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tobahnanschlussstelle der BAB A 560, AS Hennef-Ost. In dessen unmittel-
barer Umgebung plant die Straßenbauverwaltung eine Bahnunterführung 
der Landesstraße L 125. Die Stadt Hennef plant diverse Umbaumaßnahmen 
an der Frankfurter Straße/ Bahnübergang. Diese Planungen müssen auch 
im Zusammenhang mit der geplanten Umnutzung des Baubetriebshofes mit 
der Straßenbauverwaltung abgestimmt werden. 
Die Straßenbauverwaltung fordert in diesem Zusammenhang das bereits 
oben erwähnte verkehrliche Gutachten (Prognosehorizont 2025), welches 
die verschiedenen Vorhaben in einem berücksichtigt. Das Gutachten liegt 
derzeit zur Prüfung vor. Zwischenergebnisse der Prüfung durch die SBV lie-
gen der Stadt Hennef vor. 
Für das Vorhaben, das dieser 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
01.26 der Stadt Hennef zugehört, wird für die Belange der klassifizierten 
Straße eine Entwurfsplanung gefordert (s. beiliegendes Merkblatt). 
Dazugehörig wird die Stadt der SBV einen Entwurf einer Verwaltungsver-
einbarung, ein Sicherheitsaudit und einen angeordneten Markierungs- und 
Beschilderungsplan vorlegen. 
Alle notwendigen Unterlagen sind über die Stadt an LS NRW einzureichen. 
Der Stadt Hennef obliegt die Koordination der Zusammenstellung der Unter-
lagen. 
 
Es wird um weitere Beteiligung und um frühzeitige Abstimmung der Er-
schließungsplanung gebeten. Im Rahmen der weiteren Abstimmungen wer-
den ergänzende Forderungen vorbehalten. Es wird um in Kenntnissetzen 
über den Entscheid zu den vorstehenden Ausführungen gebeten. 
 
 
Stellungnahme vom 29.05.2012 
 
Mit der beigefügten Stellungnahme von Herrn Dr. Weiser (s. Anlage) sind 
aus der Sicht des LS die Punkte 3 und 4 aus der Stellungnahme LBS vom 
27.04.2012 an die Stadt Hennef ausreichend beantwortet. Gerade auf Seite 
3 wird endlich eine Erläuterung zum Punkt „In der Zufahrt Obere Siegstraße 
wird größtenteils eine Qualität des Verkehrsablaufs erreicht, die der Stufe D 
(„ausreichend“) entspricht. Zeitweise können jedoch auch deutlich höhere 
Zeitverluste auftreten.“ abgegeben. 
Mit der neuerlichen Stellungnahme von Herrn Dr. Weiser kann von einer 
ausreichenden, wenn auch grenzwertigen Leistungsfähigkeit des Knoten-
punktes zur Spitzenstunde ausgegangen werden. Es bleibt hier aber darauf 
hinzuweisen, dass das alles nichts mit einer klar strukturierten Nachweisfüh-
rung im Rahmen eines Vorentwurfes zu tun hat. Hier ist die Stadt aus der 
Sicht der SBV (Straßenbauverwaltung) weiterhin in der Pflicht, eine saubere, 
abschließende Dokumentation vorzulegen und nicht dieses Stückwerk. In 
ein paar Jahren, wenn es dann Probleme gibt, wird das kaum jemand ver-
stehen. Hier wird auch nochmals auf Punkt 2 der Stellungnahme LBS vom 
27.04.2012 verwiesen. 
 
Stellungnahme vom 10.07.2012 
 
Mit den beiden Bebauungsplänen betreibt die Stadt Hennef derzeit die Um-
setzung zweier Vorhaben „ALDI auf dem ehemaligen Bauhof Obere Sieg-
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straße“ und „Alte Ladestraße“ am Bahnhof Hennef. 
In der Beteiligung zu beiden Bauleitplanungen der Stadt hat der LS NRW mit 
den Schreiben vom 11.05.2012 und 10.05.2012 Stellung genommen. 
In der Folge hat die Stadt Hennef mehrere Teilstücke von Planungen und 
verkehrlichen Gutachten zur Prüfung vorgelegt; nach erfolgter Prüfung durch 
die Straßenbauverwaltung und abgegebener Stellungnahme wurden diese 
Teile durch weitere Ergänzungen fortgeführt. 
Mit der Mail vom 27.04.2012 ist nach mehreren zwischenzeitlichen Stellung-
nahmen dann letztmalig darauf hingewiesen worden, dass der LS NRW eine 
zusammenfassende Stellungnahme erwartet und noch offene Fragen aus 
den Sicherheitsaudits zu beiden Maßnahmen durch die Stadt Hennef geklärt 
werden müssten. Darauf erfolgten die beiden Schreiben vom 01.06.2012 in 
denen die Stadt u.a. erklärt, dass sich aus Ihrer Sicht ein zusammenfassen-
des Gutachten erübrigt. 
Darüber hinaus sei darauf hingewiesen, dass aus Sicht der Straßenbauver-
waltung noch einzelne Fragen offen bleiben, die in den vorgelegten Planun-
terlagen die Verkehrssicherheit betreffen. Die Stadt hat in den Schreiben 
vom 01.06.2012 Teile beantwortet und darauf hingewiesen, dass die Stadt 
sich der Situation bewusst ist und auch die volle Verantwortung für die Aus-
wirkungen der von ihr geplanten Veränderungen tragen wird. 
Die Stadt weist darauf hin, dass die Vorhaben für die Stadt Hennef von weit-
reichender Bedeutung sind, und deshalb der Faktor Zeit hervorzuheben ist. 
Somit möchte die Straßenbauverwaltung abschließend darauf hinweisen, 
dass gegen die Bauleitplanung der Stadt Hennef keine Einwände erhoben 
werden. 
Es wird der Stadt empfohlen, die noch offenen sicherheitsrelevanten Punkte 
entsprechend aufzuarbeiten, um die noch anstehenden Verwaltungsverein-
barungen, deren Bestandteil eben diese Planunterlagen sind, abschließen 
zu können. Gegen die Aussagen der Sicherheitsaudits kann die Straßen-
bauverwaltung keine Baufreigabe der Planung aussprechen. 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Bedingungen ist die Vorbereitung 
aus Sicht der Straßenbauverwaltung nun soweit fortgeschritten, dass der 
Umsetzung und dem Baubeginn seitens der Stadt Hennef derzeit nichts 
entgegen spricht. 
 
Abwägung: 
 
 
Der Landesbetrieb Straßen NRW zieht seine Einwände im Rahmen der 
Bauleitplanverfahren unter der Voraussetzung zurück, dass sich die Stadt 
der Situation bewusst ist und hier die volle Verantwortung für die Auswir-
kungen der geplanten Änderungen tragen wird.  
 
Die Gesamtproblematik und deren Lösung wurden in mehreren Abstim-
mungsgesprächen beim Landesbetrieb in Köln und auch in Hennef erörtert. 
Dabei wurden Standpunkte, Lösungsmöglichkeiten und Konsequenzen auf-
gezeigt. 
 
Die Hinweise zu einzelnen offenen Fragen zur Verkehrssicherheit in den 
vorgelegten Planunterlagen werden zur Kenntnis genommen und im Rah-
men der nachfolgenden Planungen berücksichtigt. Der Empfehlung des LBS 
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NRW zur Aufarbeitung der noch offenen sicherheitsrelevanten Punkte im 
Rahmen der noch anstehenden Verwaltungsvereinbarungen wird daher 
Rechnung getragen. Der Hinweis, dass entgegen der Aussagen der Si-
cherheitsaudits keine Baufreigabe der Planung durch den LS NRW erfolgen 
kann, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
1. Der in der Mail des Landesbetriebes vom 27.04.2012 unter Punkt 2 ge-

forderte fehlende Leistungsnachweis für die Einmündung Obere Sieg-
straße im Falle des Verbotes des Linksabbiegens von der Bröltalstraße 
in die Obere Siegstraße wurde vom Büro IGEPA im Auftrag der Stadt er-
stellt. Das Gutachten (Anhang 3 zur Verkehrsuntersuchung aus Februar 
2011, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Juni 2012) wurde dem Landesbe-
trieb vorgelegt und ist Anlage zur Begründung der Bebauungsplanände-
rung. 

2. Auf die in der Mail vom Landesbetrieb vom 27.04.2012 unter Punkt 3) 
und 4) kritisierten Aussagen des BBW – Gutachten (Überprüfung der 
Funktionsfähigkeit der Anbindung eines Aldi-Marktes an die Obere Sieg-
straße in Hennef vom 14.03.2012)wurde ausführlich im Kurzbericht / 
Stellungnahme zur Verkehrstechnischen Überprüfung der Anbindung ei-
nes Aldi- Marktes an die Obere Siegstraße durch BBW vom 07.05.2012 
eingegangen und dem Landesbetrieb seitens der Stadt Hennef mit Mail 
vom 08.05.2012 zur Verfügung gestellt. Der Kurzbericht vom 07.05.2012 
ist ebenfalls Anlage zur Begründung der Bebauungsplanänderung. 

 
Abschließend wird festgestellt, dass die Bebauungsplanänderung eine leis-
tungsfähige verkehrliche Erschließung des Plangebietes darstellt (s. Kap. 
5.2 der Begründung). 

 
zu T2, ARS, vom 02.05.2012 
 

Stellungnahme: 
 
Es werden grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 
 
Die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters wird den Verlauf der Abfall-
sammlung nicht wesentlich verändern. Um nach Fertigstellung der Baumaß-
nahme eine Abfallentsorgung am Objekt durchzuführen, bedarf es einer Be-
fahrbarkeitserklärung. Es könnten allerdings Abfuhrprobleme während der 
Baumaßnahme auftreten. Um eine optimale Abfallentsorgung zu gewährleis-
ten, wäre es von Vorteil, wenn die RSAG in Kenntnis gesetzt wird. 
 
Fahrzeuge dürfen gemäß § 45 UVV „Fahrzeuge“ (BGV D29) grundsätzlich 
nur auf Fahrwegen oder in Bereichen betrieben werden, die ein sicheres 
Fahren ermöglichen. Auch aus Sicht von § 3 Abs. 1 der Betriebssicherheits-
verordnung darf der Arbeitgeber Abfallsammelfahrzeuge nur auf Straßen 
einsetzen, auf denen er einen gefahrlosen Betrieb sicherstellen kann. 
 
Die lichte Durchfahrtshöhe muss mindestens 4,00 m zzgl. Sicherheitsab-
stand aufweisen. Dächer, Äste von Bäumen, Straßenlaternen usw. dürfen 
nicht in das Lichtraumprofil ragen, da bei einer Kollision die Gefahr besteht, 
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dass sicherheitstechnisch wichtige Bauelemente am Abfallsammelfahrzeug 
unbemerkt beschädigt werden können und die Mitarbeiter gefährden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Abfall nach den geltenden Arbeitsschutz-
vorschriften gemäß § 16 UVV „Müllbeseitigung“ (BGV C27) nur abgeholt 
wird, wenn die Zufahrt zu Abfallbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass 
ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Die identische Forderung ergibt 
sich aus § 4 Abs. 3 Betriebssicherheitsverordnung. 
 
Weitere sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwegen 
für die Sammlung von Abfällen könne der BGI 5104 entnommen werden. 
 
Sollten den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften nicht entsprochen wer-
den, kann eine Abfallentsorgung nicht gewährleistet werden. 
 

 
Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der weiteren 
Ausführungsplanung beachtet. Der Investor erhält die Stellungnahme, um 
die erforderliche Abstimmung mit der ARS durchzuführen. 

 
 

zu T3, Rhein-Sieg-Kreis, Abtl. 61.2 Regional-/ Bauleitplanung 
 mit Schreiben vom 14.05.2012 
 

 
 

Stellungnahme: 
Hochwasserschutz: 

 
Aufgrund einer im Änderungsbereich nicht grundsätzlich auszuschließenden 
Hochwasser- bzw. Qualmwassergefährdung wird auf folgendes hingewie-
sen: 
Gemäß § 5 (2) WHG ist „jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 
kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur Scha-
densminimierung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken 
den möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt und Sachwerten durch 
Hochwasser anzupassen“. Im Interesse eines vorbeugenden Hochwasser-
schutzes bzw. einer Schadensminimierung im Hochwasserfall ist eine ge-
eignete eigenverantwortliche Bauvorsorge zur Minimierung möglicher 
Hochwasserschäden angeraten. 
 
Abwägung: 
Hochwasserschutz: 
Der Hinweis auf § 5 (2) WHG wird zur Kenntnis genommen. Eine Beteili-
gung und Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln zur Berücksichtigung 
der Belange des Überschwemmungsgebietes hat stattgefunden. Eine Was-
serrechtliche Genehmigung der Bezirksregierung wurde zwischenzeitlich er-
teilt (Az.:54-53.1.2-1.1(SU31)44). 
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Stellungnahme: 
Straßenverkehr: 
Nachfolgende Anregungen, die bereits im Verfahren gem. § 4 (1) BauGB 
vorgetragen wurden (Schreiben vom 07.11.2011) haben weiterhin Gültigkeit:
 
Die nominelle Leistungsfähigkeit der von der Anbindung betroffenen Knoten 
KVP L 125/L 333 Emil-Langen-Straße und L 333/ Obere Siegstraße er-
scheint für die klassifizierten Straßen unproblematisch. 
Die Leistungsfähigkeit des Knotens L 333/ Obere Siegstraße erscheint hin-
sichtlich des Verkehrsabflusses von der Oberen Siegstraße auf die L 333 
hingegen problematisch. Die Knoten KVP, L 333/ Obere Siegstraße und der 
plangleiche BÜ der L 125 liegen sehr dicht zusammen. Nicht nur in den 
Spitzenstunden kann dies unter anderem dazu führen, dass der Verkehr aus 
der Oberen Siegstraße – hier insbesondere der Linkseinbieger auf die L 333 
– nicht problemlos abfließen kann bzw. es zu immensen Wartezeiten und 
Rückstauungen kommt. Dies könnte unstreitig zu Lasten der Verkehrssi-
cherheit in diesem Streckenabschnitt gehen. 
Gleichzeitig kann diese Situation zu Schleichverkehren über die Obere 
Siegstraße (Tempo 30-Zone) führen. Das heißt, die „Zu- und Abfahrt“ zum 
ALDI würde über den Knoten Allnerweg/ L 333 und die Obere Siegstraße er-
folgen. 
Es bleibt insoweit fraglich, ob trotz der nominellen Leistungsfähigkeit des 
Knotens L 333/ Obere Siegstraße eine verkehrssichere Zu- und Abfahrt über 
diesen Knoten zu dem in Rede stehenden Grundstück möglich sein wird. 
Zur Vermeidung etwaiger Verkehrssicherheitsdefizite wird empfohlen, im 
Vorfeld der Maßnahme zu prüfen, mit welchen adäquaten Verkehrssiche-
rungsmaßnahmen der Knoten im Bedarfsfall nachgerüstet werden bzw. der 
Verkehrsfluss und damit die Verkehrssicherheit nachhaltig verbessert wer-
den können. 
Als mögliche Verkehrssicherungsmaßnahmen kommen in Betracht: 
- Verbindliche Aussage des Landesbetrieb Straßen NRW zur baulichen 

Umsetzung der geplanten Bahnunterführung 
- Möglichkeit der signalgesicherten Führung der Linkseinbieger aus der 

Oberen Siegstraße 
- Minimierung der Verkehrsstromkonflikte durch Umgestaltung des Kno-

tens L 333/ Obere Siegstraße in einen Kreisverkehr 
- Auswirkungen eines Rechtsabbiegegebotes aus der Oberen Siegstraße 
- Abführung des ALDI-Verkehrs über das angrenzende Tankstellenareal im 

Rahmen einer Wegerechtvereinbarung. 
 
Abwägung: 
Straßenverkehr 
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung erstellte Abwägungsbegründung 
zu der Stellungnahme des Kreises hat nach wie vor ihre Gültigkeit und wird 
hier nochmals aufgeführt und in Teilbereichen ergänzt: 
In den schon erbrachten Gutachten aus Februar und Mai 2011 sowie der 
verkehrsgutachterlichen Stellungnahme aus November 2011 hinsichtlich der 
genannten Bedenken wird vom Fachgutachter die Leistungsfähigkeit der 
heute vorhandenen Knotengeometrie bereits nachgewiesen. Dennoch wur-
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den vom Rhein-Sieg-Kreis und Landesbetrieb Strassen NRW mit den Stel-
lungnahmen vom 07.11.2011 und 26.10.2011 Bedenken hinsichtlich der 
Leistungsfähigkeit vorgetragen. Daher fand zur Verkehrssituation an dem 
Knotenpunkt L 333/ Obere Siegstraße am 19.12.2011 ein Abstimmungster-
min zwischen der Stadt, dem Kreis und dem LBS statt. Hier wurde insbe-
sondere eine Lösung der Zu- und Abfahrt "Obere Siegstraße" besprochen, 
die im weiteren Verfahren überprüft wurde und zwischen den Planungsbetei-
ligten in Form einer Verwaltungsvereinbarung geregelt wird. Folgende Maß-
nahmen sind vorgesehen:  

 Von der Möglichkeit des Linksabbiegens für die stadtauswärts Fahrenden 
von der        L 333 auf die Obere Siegstraße wird abgesehen, dies ist dann 
nur noch über die Wendung im anschließenden Kreisverkehrsplatz und 
Rechtsabbiegen in die Obere Siegstraße möglich.  

 Das Rechtsabbiegen aus der Oberen Siegstraße auf die L333 wird als 
unproblematisch erachtet.  

 Ein Linksabbiegen von der Oberen Siegstraße auf die L333 soll künftig 
über eine weitere bauliche Maßnahme (z.B. Fahrbahnteiler, wird im weiteren 
Verfahren noch geprüft) ermöglicht werden. Durch diese bauliche Maßnah-
me soll dann auch das Linksabbiegen der stadtauswärts Fahrenden in die 
Obere Siegstraße verhindert werden.  
 
Um den Bedenken des Rhein-Sieg-Kreises und des LBS entgegen zu kom-
men, wurde der o.g. Vorschlag nun geprüft und die Ergebnisse entspre-
chend im Rahmen der Bauleitplanung in die Planung eingestellt. Aufgrund 
der beschriebenen baulichen Maßnahmen und der bisherigen Gutachter-
aussagen ist davon auszugehen, dass der Knotenpunkt leistungsfähig abwi-
ckelbar ist. Der beschriebene Einmündungsbereich befindet sich außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes, die Maßnahmen wären zu-
dem planungsrechtlich nicht festsetzbar, so dass die Durchführung dieser 
baulichen Maßnahme über eine entsprechende Vereinbarung zwischen der 
Stadt und den Rhein-Sieg-Kreis bzw. Landesbetrieb Strassen NRW geregelt 
wird (s. o.). In der Begründung zum Bebauungsplan erfolgt jedoch eine ent-
sprechende Ergänzung mit Darstellung der vereinbarten baulichen Maß-
nahmen und der Ergebnisse der hierzu durchgeführten Gutachten. 
 
Ergänzend zu den o.g. Gutachten wurde die Einmündung L333/ Obere 
Siegstraße zusätzlich leistungstechnisch bewertet. Dies resultiert aus dem 
Abstimmungstermin am 19.12.2011, nach dem die Verhinderung des Vor-
gangs „Linksabbiegen aus der L333 in die Obere Siegstraße“ erwägt worden 
ist. Folglich müssen diese Linksabbieger dann einen „U-Turn“ durch den 
Kreisverkehr L333/L215/Emil-Langen-Straße fahren. Dieser zusätzliche 
Planfall wurde bereits in dem „Anhang 2 zur Verkehrsuntersuchung Februar 
2011“ geprüft. Im Juni 2012 wurden hier auch entsprechend die Angaben 
zur Einmündung L 333/ Obere Siegstraße ergänzt. Die leistungstechnische 
Berechnung haben demnach ergeben, dass die Einmündung L333/ Obere 
Siegstraße die Verkehrsbelastungen durch diesen zusätzlichen Planfall leis-
tungsfähig abwickeln kann. 
Die in der Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises angesprochenen eventu-
ell auftretende Schleichverkehre und Umfahrung der Einmündung über die 
Obere Siegstraße sind entsprechend der verkehrsgutachterlichen Stellung-
nahme aus November 2011, IGEPA, aufgrund der geringen Verkehrsmen-
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gen als unkritisch zu betrachten. 
 
Der Landesbetrieb Strassen NRW hat seine Einwände im Rahmen der Bau-
leitplanverfahren mittlerweile zurückgezogen.  
 
Die Bedenken werden daher zurückgewiesen. 
 

zu T4, Bezirksregierung Köln 
 mit Schreiben vom 24.04.2012 
 

Stellungnahme: 
 
Der Rahmen zum Umgang mit der Thematik „festgesetztes Überschwem-
mungsgebiet“ ist auch hinsichtlich der „Nebenanlagen“ abgesteckt und hat 
Eingang in den B-Plan gefunden. Für das Einzelvorhaben wird ein Verfahren 
nach § 78 WHG beim Dezernat 54 durch den späteren Bauherrn zu führen 
sein. Der nötige Informationsaustausch zum festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet im Rahmen des B-Plan-Verfahrens hat stattgefunden. 
Weitere Betroffenheiten in Zuständigkeit der Oberen Wasserbehörde/ De-
zernat 54 der Bezirksregierung Köln werden nicht erkannt. 
 
Abwägung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Wasserrechtliche Ge-
nehmigung zu dem geplanten Vorhaben wurde zwischenzeitlich erteilt (Az.: 
54-53.1.2-1.1(SU31)44). 
 
 

 zu T5, Wahnbachtalsperrenverband 
 mit Schreiben vom 16.04.2012 
 

Stellungnahme: 
Ergänzend zu den Stellungnahmen vom 20.10.2011 und 04.01.2012 werden 
keine weiteren Anmerkungen vorgetragen. Die angesprochenen Grundwas-
sermessstellen werden gem. Schreiben vom 14.12.2011 entsprechend be-
rücksichtigt, Es bestehen daher keine Bedenken gegen die Umsetzung der 
Planungen.  
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellung-
nahmen keine abwägungsrelevanten Bedenken, Anregungen und Hinweise 
vorgebracht: 
- Kreispolizeibehörde 
- rhenag 

 
 
2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) und § 7 der Gemeindeord-
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nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S.685) 
werden die 11. Änderung des Bebauungsplans der Stadt Hennef (Sieg) – 
Obere Siegstraße / Bröltalstraße mit Text als Satzung und die Begrün-
dung hierzu nebst Umweltbericht beschlossen. 

 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.12 

44. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef 
(Sieg) - Obere Siegstraße / Bröltalstraße; 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellung-
nahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und der öffentlichen 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
2. Feststellungsbeschluss 

255 

  
 Auf Empfehlung der zuständigen Fachausschüsse beschloss der Rat der 

Stadt Hennef (Sieg) mehrheitlich, gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 
90 / Die Grünen, bei zwei Enthaltungen aus der FDP – Fraktion, einer Enthal-
tung aus der Fraktion „Die Unabhängigen“ sowie der Enthaltung des Rats-
herrn Weisel (fraktionslos) und mit den Stimmen der übrigen Ratsmitglieder:

 
1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-

zeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB und der öf-
fentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB wird wie 
folgt zugestimmt: 

 
1.1  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-

zeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

zu B1, Anlieger 1 
mit Schreiben vom 06.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 44. Änderung des Flächennutzungs-
planes Obere Siegstraße/ Bröltalstraße. Es sind erhebliche Nachteile zu 
erwarten. 
 
Begründung vom 23.10.2011 
1.  seit Umbau der Bröltalstraße ist mit extremen Lärm und Abgasen 

zu kämpfen. Das Verkehrsaufkommen hat zugenommen.  
2.  in den Stoßzeiten ist es fast unmöglich die Ampelkreuzung/ Auto-

bahn von Seite des Einwenders zu verlassen.  
3.  Ein Aufenthalt auf dem Grundstück des Einwenders wird durch 

Punkt 1 zunichte gemacht. 
 
Dies alles fast den ganzen Tag und an sieben Tagen der Woche. Schon 
jetzt treten gesundheitliche Problem durch diese Maßnahme auf. Durch die 
10. und 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26 und der 44. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes werden die Punkte 1-3 nur noch erheb-
lich verstärkt. 
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Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung erfolgt 
jedoch auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan 
Nr. 01.26, 11. Änderung), da die angesprochenen Themenkomplexe nur 
hier angemessen betrachtet und gewertet werden können. 
 
Die Bedenken werden daher im Rahmen der 44. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes zurückgewiesen. 
 
 
zu B2, Anlieger 2 
mit Schreiben vom 14.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 44. Änderung des Flächennutzungs-
planes Obere Siegstraße/ Bröltalstraße. Der Einwender erwartet massive 
Beeinträchtigungen.  
 
Begründung: 
Als direkter Anwohner einer vielbefahrenen dreispurigen Straße sind er-
hebliche Einbußen an Lebensqualität hinzunehmen. Der Verkehrslärm ist 
teilweise unerträglich. Der Sohn schläft nachts nicht durch, weil vorbeifah-
rende Fahrzeuge ihn wecken. Auch das Babyphone spricht auf diesen 
Lärm an. Für den Einwender selbst ist eine Nachtruhe bei geöffnetem 
Fenster undenkbar. Ein Aufenthalt im Freien/ Garten ist ebenfalls nicht er-
strebenswert. Zudem kommt es gerade im Feierabendverkehr zu minuten-
langen Hupkonzerten frustrierter Autofahrer.  
 
Um pünktlich um 17.30 Uhr an seiner Weiterbildungsstätte anzukommen, 
muss der Einwender spätestens um 17.00 Uhr das Haus verlassen. Durch 
das hohe Verkehrsaufkommen wird entweder aus Richtung Hennef kom-
mend bzw. von der Autobahn aus die Kreuzung zugestellt, so dass es nicht 
möglich ist in der Grünphase die Bröltalstraße zu verlassen. Für 2 Kilome-
ter wird hier eine halbe Stunde benötigt. 
 
Ebenfalls auf Unverständnis trifft, dass in Höhe der Adresse des Einwen-
ders 70 km/h Höchstgeschwindigkeit erlaubt sind. 50 m vorher und 150 m 
später aber nur 50 km/h Höchstgeschwindigkeit. Dies ist sinnlos, zumal 
hier geschlossene Ortschaft ist und die Lärmbelästigung durch die Auto-
bahnunterführung nicht gemindert sondern subjektiv gestärkt wird. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung erfolgt 
jedoch auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan 
Nr. 01.26, 11. Änderung), da die angesprochenen Themenkomplexe nur 
hier angemessen betrachtet und gewertet werden können. 
 
Die Bedenken werden daher im Rahmen der 44. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes zurückgewiesen. 
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zu T1, Wahnbachtalsperrenverband, Siegburg 
mit Schreiben vom 20.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Der Planbereich liegt außerhalb des Wasserschutzgebietes zur Trinkwas-
sergewinnung im Hennefer Siegbogen. Versorgungsleitungen sind eben-
falls nicht vorhanden. Im vorliegenden Kartenausschnitt ist 1 Grundwas-
sermessstelle auf dem Gelände des geplanten Lebensmitteldiscounters 
erkennbar. Die Messstelle Pd008 befindet sich im Eigentum der Stadt 
Hennef, wird jedoch vom Wahnbachtalsperrenverband im Rahmen des 
Grundwassermonitorings überwacht. Die Messstelle liegt außerhalb des 
geplanten überbauten Bereiches, so dass ein Erhalt der Messstelle mög-
lich ist. Ggf. ist die Messstelle in eine Unterflurmessstelle umzubauen, was 
mit vertretbarem finanziellem Aufwand für die zukünftigen Bauherrn mög-
lich sein sollte. Während der Baumaßnahmen ist die Messstelle entspre-
chend vor Beschädigungen oder Zerstörung zu schützen. 
 
Abwägung: 
Die Grundwassermessstelle wird als Hinweis im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung textlich und zeichnerisch übernommen. Im Rahmen der 
nachfolgenden Planungen und Baumaßnahmen wird dann zu prüfen sein, 
inwieweit diese Messstelle erhalten werden kann oder eine Ersatzanlage 
errichtet wird. Innerhalb der vorbereitenden Bauleitplanung ist dies nicht 
notwendig. 
 
 
zu T2, RSAG, Siegburg 
mit Schreiben vom 24.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Es wird um Beachtung folgender Hinweise gebeten: 

6. Die Erschließung mit Straßen, Wohnwegen, Wendekreisen und Wen-
dehämmern ist so anzulegen, dass die Fahrbahnbreite eine reibungslo-
se Müll- und Sperrgutabfuhr – auch mit Dreiachser-Großraumwagen – 
gewährleistet. 

7. Straßeneinmündungen sind mit Eckausrundung vorzusehen und auszu-
führen, Stichstraßen sind mit Wendeanlagen (Wendekreis oder -
hammer) zu planen und zu errichten. Insbesondere Wendekreise bedür-
fen dabei es Radius von 9,00 m. 

8. Es können der Wendehämmer für Dreiachser-Müllgroßraumfahrzeuge 
benutzt werden. 

9. Sollte den Vorschriften der UVV der Entsorgungsfahrzeuge nicht ent-
sprochen werden, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück 
nicht erfolgen. In der Planung müsste ein Stellplatz für Abfallbehälter im 
Straßeneinmündungsbereich berücksichtigt werden.  

10. Weiterhin gilt, dass Abfall nur dann abgeholt werden darf, wenn die Zu-
fahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärts-
fahren nicht erforderlich ist. Ausgenommen ist ein kurzes Zurückstoßen, 
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wenn es für den Ladegang erforderlich ist. 
 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung sowie in der weiteren Ausführungsplanung be-
achtet. Innerhalb der vorbereitenden Bauleitplanung ist dies nicht notwen-
dig. 
 
 
zu T3, Landesbetrieb Straßenbau NRW, Köln 
mit Schreiben vom 25.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Das Plangebiet grenzt an den Abschnitt 2,2 der Landesstraße L 333 Orts-
durchfahrt an. Somit sind die Belange der Straßenbauverwaltung betroffen. 
Ohne die vollständigen, laut Anschreiben vom 04.10.2011 bereits erstell-
ten, Gutachterunterlagen vorgelegt bekommen zu haben, werden erhebli-
che Bedenken angemeldet. 
Zur Prüfung lag der Ergänzungsanhang vom Mai 2011 des eigentlichen 
Gutachtens vom Februar 2011 vor; allerdings keine dazu gehörigen detail-
lierten Berechnungen. Es wird um Vorlage des vollständigen Verkehrsgut-
achtens incl. aller Anlagen gebeten. 
Es ergeben sich hauptsächlich Bedenken bezüglich der Verkehrssicher-
heit, da die beiden Knoten sehr dicht (ca. 35 m) zueinander liegen. Die 
Leistungsfähigkeit wird zuerst ein städtisches Problem sein, da das Verlas-
sen des Discounter-Geländes aufgrund der Rückstauerscheinungen als 
sehr schwierig einzustufen gilt. Dies könnte dann zu risikobereitem Han-
deln der Verkehrsteilnehmer führen, die dann in zweifelhafte Verkehrslü-
cken zu stoßen versuchen. 
Darüber hinaus sind erhebliche Bedenken aus der Gesamtsituation kreu-
zender Radfahrer, gleichzeitiges Beachten des aus dem jetzigen Bahn-
übergang entgegenkommenden Verkehrs und der im Verkehrsraum vor-
handenen Bushaltestelle angebracht. 
Der LS NRW sieht die absolute Notwendigkeit, die Leistungsfähigkeit ge-
nau zu prüfen. 
 
Abwägung: 
Die Anregungen und Hinweise werden im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung geprüft und entsprechend berücksichtigt. 
 
 
zu T4, Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61.2 Regional-/ Bauleitplanung, Sieg-
burg 
mit Schreiben vom 07.11.2011 
 
Stellungnahme: 
Abwasserbeseitigung: 
Keine Anwendung der Vorschriften § 51 a Landeswassergesetz, da 
Grundstück nicht erstmals überbaut wird. 
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Hochwasserschutz: 
Zur Berücksichtigung der Belange des Überschwemmungsgebietes der 
Sieg wird empfohlen, die zuständige Bezirksregierung Köln zu beteiligen. 
Hinweis aufgrund nicht grundsätzlich auszuschließender Hochwasser- 
bzw. Qualmwassergefährdung: 
„Gemäß § 5 (2) WHG ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 
kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeigne-
te Vorsichtsmaßnahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur 
Schadensminimierung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstü-
cken den möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten 
durch Hochwasser anzupassen.“ Im Interesse eines vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes bzw. einer Schadensminimierung im Hochwasserfall ist 
eine geeignete eigenverantwortliche Bauvorsorge zur Minimierung mögli-
cher Hochwasserschäden angeraten. 
 
Straßenverkehr 
Die nominelle Leistungsfähigkeit der von der Anbindung betroffenen Kno-
ten KVP L 125/ L 333 Emil-Langen-Straße und L 333/ Obere Siegstraße 
erscheint für die klassifizierten Straßen unproblematisch. 
Die Leistungsfähigkeit des Knotens L 333/ Obere Siegstraße erscheint hin-
sichtlich des Verkehrsabflusses von der Oberen Siegstraße auf die L 333 
hingegen problematisch. Die Knoten KVP, L 333/ Obere Siegstraße und 
der plangleiche BÜ der L 125 liegen sehr dicht zusammen. Nicht nur in den 
Spitzenstunden kann dies unter anderem dazu führen, dass der Verkehr 
aus der Oberen Siegstraße – hier insbesondere der Linkseinbieger auf die 
L 333 – nicht problemlos abfließen kann bzw. es zu immensen Wartezeiten 
und Rückstauungen kommt. Dies könnte unstreitig zu Lasten der Ver-
kehrssicherheit in diesem Streckenabschnitt gehen. 
Gleichzeitig kann diese Situation zu Schleichverkehren über die Obere 
Siegstraße (Tempo 30-Zone) führen. Das heißt, die „Zu- und Abfahrt“ zum 
ALDI würde über den Knoten Allnerweg/ L 333 und die Obere Siegstraße 
erfolgen. 
Es bleibt fraglich, ob trotz der nominellen Leistungsfähigkeit des Knotens L 
333/ Obere Siegstraße eine verkehrssichere Zu- und Abfahrt über diesen 
Knoten zu dem in Rede stehenden Grundstück möglich sein wird. Zur 
Vermeidung etwaiger Verkehrssicherheitsdefizite wird empfohlen, im Vor-
feld der Maßnahme zu prüfen, mit welchen adäquaten Verkehrssiche-
rungsmaßnahmen der Knoten im Bedarfsfall nachgerüstet werden bzw. der 
Verkehrsfluss und damit die Verkehrssicherheit nachhaltig verbessert wer-
den können. 
Als mögliche Verkehrssicherungsmaßnahmen kommen in Betracht: 
- Verbindliche Aussage des Landesbetrieb Straßen NRW zur baulichen 

Umsetzung der geplanten Bahnunterführung 
- Möglichkeit der signalgesicherten Führung der Linkseinbieger aus der 

Oberen Siegstraße 
- Minimierung der Verkehrsstromkonflikte durch Umgestaltung des Kno-

tens L 333/ Obere Siegstraße in einen Kreisverkehr 
- Auswirkungen eines Rechtsabbiegegebotes aus der Oberen Siegstra-

ße 
- Abführung des ALDI-Verkehrs über das angrenzende Tankstellenareal 

im Rahmen einer Wegerechtvereinbarung. 
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Abwägung: 
Der Hinweis auf § 5 (2) WHG wird zur Kenntnis genommen.  
Eine Beteiligung und Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln zur Be-
rücksichtigung der Belange des Überschwemmungsgebietes hat im Zuge 
der verbindlichen Bauleitplanung stattgefunden. Hierzu werden entspre-
chend im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung textlich weitere Fest-
setzungen getroffen. 
Die Anregungen und Hinweise zur Behandlung des Themenaspektes 
Straßenverkehr werden ebenfalls im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung geprüft und entsprechend berücksichtigt. 
 
 

1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öf-
fentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
zu T1, Landesbetrieb Straßenbau NRW, LBS, vom 04.01.2012 

 
Stellungnahme: 
Seitens des Landesbetriebs Straßenbau NRW wird angemerkt, dass das 
Plangebiet im Osten an die Bundesautobahn A560, Abschnitt 6, angrenzt 
und die Anbindung an das klassifizierte Straßennetz fast unmittelbar über 
ein kurzes Stück städtische Straße „Obere Siegstraße“ an die L333 „Bröl-
talstraße“ erfolgt. Die Stadt erarbeitet derzeit ein verkehrliches Gutachten, 
das die Vorhaben „Baubetriebshof – Lebensmitteldiscounter“ und „Lade-
straße / Bahnhofsumfeld“ betrachtet. Beide Maßnahmen werden starke 
Auswirkungen auf die L 333 mit der Anschlussstelle Hennef – Ost auf die 
BAB A560 haben. Der LBS weist auf zu erwartende Schwierigkeiten an der 
Einmündung „Obere Siegstraße“ auf die „Bröltalstraße“ L333 hin.  
 
Abwägung: 
Der Hinweis ist nicht Gegenstand des vorliegenden Planverfahrens. Er 
wird innerhalb des Verfahrens zur 11. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
01.26 Hennef (Sieg) – Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine Umge-
hung behandelt. In den Verkehrsuntersuchungen zur 11. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 01.26 werden die verkehrlichen Auswirkungen der 
Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters mit 1.100 m² Verkaufsfläche an 
der „Oberen Siegstraße“ im Sinne einer „Worst-Case“ – Betrachtung ge-
prüft. 
 
Stellungnahme: 
Eine Kostenbeteiligung an den Maßnahmen wird abgelehnt. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Frage einer möglichen Kos-
tenbeteiligung ist jedoch nicht Gegenstand des vorliegenden Planverfah-
rens. 
 
Stellungnahme: 
Die geplanten Umbaumaßnahmen im Bereich Frankfurter Straße / Bahn-
übergang müssen im Zusammenhang mit der geplanten Umnutzung des 
Baubetriebshofes mit der Straßenbauverwaltung abgestimmt werden. Die 
Ergebnisse des o.a. verkehrlichen Gutachtens sind der Straßenbauverwal-
tung frühzeitig zur Prüfung vorzulegen. 
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Abwägung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er ist jedoch nicht Gegenstand 
des vorliegenden Planverfahrens. 
 
Stellungnahme: 
Für das Vorhaben, das dieser 44. Änderung des FNP der Stadt zugehört, 
wird für die Belange der klassifizierten Straßen eine Entwurfsplanung ge-
fordert. Die Stadt wird aufgefordert, der Straßenbauverwaltung einen Ent-
wurf einer Verwaltungsvereinbarung, ein Sicherheitsaudit und einen ange-
ordneten Markierungs- und Beschilderungsplan vorzulegen. Der Stadt ob-
liegt die Koordination der Zusammenstellung der Unterlagen.  
 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Entwurfsplanung, Verwal-
tungsvereinbarung, Sicherheitsaudit und Markierungs- und Beschilde-
rungsplans betreffen jedoch nicht das vorliegende Planverfahren. Nähere 
Aussagen hierzu werden im Rahmen des Verfahrens zur 11. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 01.26 Hennef (Sieg) – Frankfurter Straße / Bröl-
talstraße / Kleine Umgehung getroffen.  
 
Stellungnahme: 
Die einzelnen Forderungen im Zusammenhang mit der notwendigen Stra-
ßenplanung werden durch die Straßenbauverwaltung im weiteren Verfah-
ren genannt und mit der Stadt abgestimmt. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis ist nicht Gegenstand des vorliegenden Planverfahrens. Er 
wird innerhalb des Verfahrens zur 11. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
01.26 Hennef (Sieg) – Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine Umge-
hung behandelt werden. 

 
Stellungnahme: 
Sämtliche mit dem Bau verbundenen Änderungskosten an der Landes-
straße gehen zu Lasten der Stadt bzw. des Investors.  

 
Abwägung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Frage einer möglichen Kos-
tenbeteiligung ist jedoch nicht Gegenstand des vorliegenden Planverfah-
rens. 
 
Stellungnahme: 
Die rechtlichen, technischen und finanziellen Einzelheiten der Baumaß-
nahme sind vor Baubeginn in einer Verwaltungsvereinbarung festzulegen. 
Die vorstehend erwähnten Entwurfsunterlagen werden teilweise Bestand-
teil dieser Verwaltungsvereinbarung. 
 
Abwägung: 
Eine Verwaltungsvereinbarung ist nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens. Nähere Aussagen hierzu werden im Rahmen des Verfah-
rens zur 11. Änderung des Bebauungsplans Nr. 01.26 Hennef (Sieg) – 
Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine Umgehung getroffen.  

 
 

zu T2, RSAG, vom 12.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
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Es wird um Beachtung folgender Hinweise gebeten: 
1. Die Erschließung mit Straßen, Wohnwegen, Wendekreisen und Wende-

hämmern ist so anzulegen, dass die Fahrbahnbreite eine reibungslose 
Müll- und Sperrgutabfuhr – auch mit Dreiachser-Großraumwagen – ge-
währleistet. 

2. Straßeneinmündungen sind mit Eckausrundung vorzusehen und auszu-
führen, Stichstraßen sind mit Wendeanlagen (Wendekreis oder -
hammer) zu planen und zu errichten. Insbesondere Wendekreise bedür-
fen dabei es Radius von 9,00 m. 

3. Es können der Wendehämmer für Dreiachser-Müllgroßraumfahrzeuge 
benutzt werden.  

4. Sollte den Vorschriften der UVV der Entsorgungsfahrzeuge nicht ent-
sprochen werden, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück 
nicht erfolgen. In der Planung müsste ein Stellplatz für Abfallbehälter im 
Straßeneinmündungsbereich berücksichtigt werden.  

5. Weiterhin gilt, dass Abfall nur dann abgeholt werden darf, wenn die Zu-
fahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärts-
fahren nicht erforderlich ist. Ausgenommen ist ein kurzes Zurückstoßen, 
wenn es für den Ladegang erforderlich ist. 

 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung sowie in der weiteren Ausführungsplanung be-
achtet. Innerhalb der vorbereitenden Bauleitplanung ist dies nicht notwen-
dig. 
 
 
zu T3, Amt für Bodendenkmalpflege, vom 25.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Belange der Bodendenkmalpflege werden durch die Planung nicht unmit-
telbar betroffen. Unter Verweisung auf die §§ 15 und 16 DSchGNW bittet 
der Landschaftsverband Rheinland darum, entsprechende Hinweise über 
das Verhalten beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Funde und 
Befunde in die Planungsunterlagen aufzunehmen. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Entsprechende Hinweise 
werden in die textlichen Festsetzungen der 11. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 01.26 Hennef (Sieg) – Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine 
Umgehung, die im Parallelverfahren aufgestellt wird, aufgenommen. 
 
 
zu T4, Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61, vom 24.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Bodenschutz und Altlasten 
Es wird darauf hingewiesen, dass die bisherige Zufahrt zum städtischen 
Bauhof von der Oberen Siegstraße Teilfläche eines Altstandortes ist, der 
im Altlasten- und Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises unter der 
Nummer 5209/0106 erfasst ist. Generell wurde der Verdacht für diese Flä-
che bei der derzeitigen Nutzung ausgeräumt. Jedoch wurde der Unter-
grund der oben erwähnten Zufahrt nie untersucht und es kann keine Aus-
sage zu eventuellen Verunreinigungen gemacht werden. 
 
Hochwasserschutz: 
Es wird davon ausgegangen, dass zur Berücksichtigung der Belange des 
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Überschwemmungsgebietes der Sieg die zuständige Bezirksregierung 
Köln beteiligt wurde.  
Es erfolgt ein Hinweis aufgrund einer nicht grundsätzlich auszuschließen-
der Hochwasser- bzw. Qualmwassergefährdung: 
„Gemäß § 5 (2) WHG ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 
kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeigne-
te Vorsichtsmaßnahmen zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur 
Schadensminimierung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstü-
cken den möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten 
durch Hochwasser anzupassen.“ Im Interesse eines vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes bzw. einer Schadensminimierung im Hochwasserfall ist 
eine geeignete eigenverantwortliche Bauvorsorge zur Minimierung mögli-
cher Hochwasserschäden angeraten. 

 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der 11. Änderung des Bebauungsplans Nr. 01.26 Hennef 
(Sieg) – Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine Umgehung wurde eine 
„Baugrund- und altlastentechnische Untersuchung auf dem Grundstück 
des Bauhofs der Stadt Hennef“ durchgeführt mit dem Ergebnis, dass eine 
Gefährdung der Schutzgüter Mensch und Grundwasser über die Emissi-
onspfade Boden und Bodenluft nicht zu besorgen sind. Das Thema „Altlas-
ten“ wird innerhalb des nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens behan-
delt. 
Der Hinweis auf § 5 (2) WHG wird zur Kenntnis genommen.  
Eine Beteiligung und Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln zur Be-
rücksichtigung der Belange des Überschwemmungsgebietes hat im Zuge 
der verbindlichen Bauleitplanung stattgefunden. Hierzu werden entspre-
chend im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung textlich weitere Fest-
setzungen getroffen. 
 

 
2. Gemäß § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 8 BauGB in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) werden 
die 44. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef (Sieg) 
– Obere Siegstraße / Bröltalstraße und die Begründung hierzu nebst 
Umweltbericht beschlossen. 

 
 

 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
  

3.13 

Freiwillige zusätzliche Förderung von Kindertageseinrichtun-
gen der Träger der freien Jugendhilfe in Hennef; 
a) Zuwendungsvertrag für die Kindertageseinrichtungen 
b) Festlegung der Fördersätze für die zusätzliche freiwillige 
Förderung gem. § 3 Abs. 2 des Vertrages 

256 

  
 Auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses beschloss der Rat der Stadt Hennef 

(Sieg) einstimmig 
 
1.) der der Sitzungsvorlage als Anlage 1 beigefügte Zuwendungsvertrag für die 

Kindertageseinrichtungen ist ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 für die zu-
sätzliche freiwillige Förderung der Kindertageseinrichtungen freier Träger der 
Jugendhilfe zu verwenden. 
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2.) Die Fördersätze für die zusätzliche freiwillige Förderung gemäß § 3 Abs. 2 
des Vertrages werden wie folgt festgesetzt: 

 
 Sonstige Träger der freien Jugendhilfe maximal 8 %, 
 Fördervereine als Träger von Kindertageseinrichtungen maximal 8,5 %, 
 Elterninitiativen maximal 4 %, 
 Kirchliche Träger 0 %. 
 
3.) Unter Berücksichtigung der besonderen Finanzierung der Kindertageseinrich-

tung der Katholischen Kirchengemeinde in Happerschoß aufgrund des Pro-
jektes „Zukunft heute“ sind mit dem Bistum und dem Pfarrverband Hennef-Ost 
Gespräche über die zusätzliche freiwillige Förderung dieser Kindertagesein-
richtung zu führen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der Pfarrverband 
Hennef-Ost perspektivisch zwei weitere Gruppen aus der kirchlichen Träger-
schaft entlassen wird (Kindertageseinrichtung Uckerath). Insgesamt soll der 
Fördersatz nicht über den Fördersätzen für die zusätzliche freiwillige Förde-
rung der sonstigen Träger der freien Jugendhilfe liegen. 

 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.14 
Kulturentwicklungskonzept, Antrag der CDU-Fraktion vom 
27.10.2010, Beschluss des Ausschusses für Kultur, Generatio-
nen und Soziales vom 7.12.2010 

257 

  
 Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig: 

 
Dem Kulturentwicklungskonzept wird unter besonderer Berücksichtigung der in 
der Begründung genannten Aspekte und des im Konzept verankerten Haushalts-
vorbehaltes zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

3.15 
Feststellung des Jahresabschlusses 2011  
Behandlung des Jahresfehlbetrages 2011 
Entlastung des Bürgermeisters 

258 

  
 Der stellvertretende Bürgermeister Wallau (CDU) übernahm die Sitzungsleitung zu 

diesem Tagesordnungspunkt. Bürgermeister Pipke nahm an der Beratung und 
Beschlussfassung nicht teil. 
 
Auf Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses beschloss der Rat der 
Stadt Hennef (Sieg) einstimmig: 
 
Der Rat der Stadt Hennef stellt den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften 
Jahresabschluss 2011 gem. § 41 Abs. 1 Buchst. j in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
Satz 1 GO NRW fest. 
 
Der Jahresfehlbetrag 2011 in Höhe von 10.038.161,77 € ist gem. § 96 Abs. 1 Satz 
2 GO NRW durch die Inanspruchnahme des Restbestandes der Ausgleichsrück-
lage in Höhe von 1.112.884,45 € und einer Entnahme aus der allgemeinen Rück-
lage über 8.925.277,32 € abzudecken. 
 
Dem Bürgermeister wird gem. § 41 Abs. 1 Buchst. j in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
Satz 4 GO NRW Entlastung erteilt, da die Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
führt hat. 
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Nach der Abstimmung nahm Bürgermeister Pipke wieder am Sitzungstisch Platz 
und übernahm die Sitzungsleitung. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
  

4 Anfragen  
  
 Die Anfragen der Ratsmitglieder wurden von der Verwaltung beantwortet. 

 
  

4.1 Parteipolitische Neutralität der Stadt Hennef;  
Anfrage der SPD - Fraktion vom 15.11.2012  

  
 Die Stellungnahme der Verwaltung wurde von den Ratsmitgliedern zur Kenntnis 

genommen. 
  

5 Mitteilungen  
  
  

5.1 

Resolution zur Aufnahme der Ortsumgehung Uckerath in den 
Bundesverkehrswegeplan 2015;  
Antwort des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung vom 18.10.2012 

 

  
 Die beigefügte Antwort des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent-

wicklung vom 18.10.2012 wurde von den Ratsmitgliedern zur Kenntnis genom-
men. 
 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




